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19. Febr. 7.W

Verordnung der Landesregierung, die Erlauterung des Man-
dates vom roten November 12784. Tit. I. 9. 22., in
Hinsicht auf die Würderung der Partialbrandschäden, so
wie die Gebühren der bei Brandschädenbesichtigungen
zuzuzichenden Gewerken betr.

Avertissement, die Umtauschung der, dem Königreiche Sach-
sen zur Vertretung verbliebenen, ältern unverwechselten
und bisher unverloosbaren Steuerscheinc, gegen verloos-
bare, und deren, so wie der sämmtlichen altern, 3 pro
Cent gins gewährenden Steuerscheine Verloosung betr.

4 4 0 r 4 · 4

Aufforderung der Kriegs-Verwaltungs Kammer, zu Abgabe
rückstandiger Magazinquittungen über, auf die Ausschrei-
ben vom töten Februar und ###ten December 1816., in-
gleichen raten Januar, Loten Juli und #ruten December
1818. erschuttete cxtraordinaire Gctreidclieferungen.

Verordnung der Landesregierung, die von Sr. Königl. Ma-
jestät von Sachsen, mit Sr. Konigl. Hoheit, dem Groß—
berzoge von Sachsen-Weimar und Eisenach, getroffenen
Bestimmungen über die, zwischen den Kronen Sachsen
und Preußen, wegen der gegenseitigen Auslieferung der
Deserteurs und austretenden Militairpflichtigen, unterm
1gten April 1817. geschlossene, und, mittelst Mandats
vom #ten Juni 1817. bekannt gemachte Convention betr.

Verordnung der Landcsregierung, die Auslohnung der Holz-
drechsler und Schnitzler im Erzgebirgischen Kreise mit
Waaren und Viklualicn berr.

Verordnung der Landcsretgierung, dic, von Sr. Königl. Ma-
jestat von Sachsen, mit dem fürstl. Reussischen Gesammts
bause alterer und jungerer Linic, getrossenen Bestimmun-
gen über die, zwischen den Kronen Sachsen und Preu-
fen, wegen gegenseitiger Auslieferung der Deserteurs

#—H

L.

2.

2.

1 —2.

3—7.

9 -10.

II.



—.——

Datum
des

Gesetzes.
der

Ausgabe.

————.

Inhal Stück. Num.

12. März,22. März,

N

8515.

—

I. I. !

25.

26. -

16. April,

——— —— —— — — — —

und austretenden Militairpflichtigen, unterm i1gten April
1817. geschlossene, und mittelst Mandats vom 2ten Juni
1817. bekannt gemachte Convention berr.

Verordnung der Landesregierung, die, mit der fürsilichen
Regierung jüngerer Linie Reuß von Plauen, getroffene
Uibereinkunft, wegen der wechselseitigen Uibernahme der
Vagabunden und anderer Ausgewiesenen berr.

Mandat, die neuen Verfassungs= und Verwaltungseinrich=
tungen in der Oberlausitz ber.

Mandat, die Einführung der alterbländischen Prozeßgesetze,
sammt was dem anhangig, in der Oberlausitz betr.

Verordnung der Landesregierung, das, auf die, wider Ver-
äußerungen oder Verpfändungen eines Grundstücks ein-
gewendeten Protestationen oder Appellationen, zu beob-
achtende Verfahren brer.

Verordnung der Landesregierung, die Rcquiftionen auslän=
discher Behörden in Abgaben-Defraudations-Sachen betr.

Avertissement der alterbländischen Stände, die fernere Ver“
loosung und Ruckzahlung der Landesschulden betr.

Generalverordnung der Ober-Amts-Regierung in Budissin,
an sämmtliche Grenzobrigkeiten im Markgrafthum Ober-
lausitz, die jedesmalige Anzeige der mit den Nachbarn
eintretenden Grenzirrungen, zur Ober-Amts-Regierung
berreer.

Bekanntmachung des Ober-Hof-Marschall-Amtes, den Rang
des hicsigen apostolischen Vicars, so wie der jedesmalit
gen Inhaber der drei ersten jsuristischen Professuren aufder Universität Leipzig ber. .

AvcrtissemcntderCamnurEtwa-Gassen-comm1sson,du
fernereNuckzahlungdercammecLudtt Lassen-Schean
betr. · 4 4 — 0 4 4 4 r 4  4 r—t 4 2

Valvationstabelle der in den Konigl. Sachs. Landen Cours
habenden Munzsorten, wornach si ch von jetzt an, bis zu
ergehender anderer Anordnung, Jedermann, Inhalts
des Munzedicts vom 14ten Mai 1763. zu richten hat.

Verordnung der Kriegs-Verwaltungs-Kammer, das Verfah-
ren beim Ausbleiben der Vorspann in Militairangelc=
genheiten brrr.
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Verordnung der Landesregierung, die, aus dem Vermögen
bemittelter Züchtlinge, oder sonst in gewissen Fällen, zu
den Kosten ihrer Verpflegung in den allgemeinen Straf=
anstalten zu leistenden Veiträge berrr.

Mandat, die Gleichstellung der neuen, zu vier vom Hundert
zinsbaren, landschaftlichen sowohl, als uber die Anleihe

5 der Haupt-Auswechselungs-Casse ausgefertigten Par'#al-
obligationen, mit den ultern Steuer-z und Cammer-Cre-
dit-Cassen-Scheinen brer.

Verordnung der Landesregierung, die mit der fürfllichen
Regierung älterer Linie Reuß von Plauen getroffene Ui-
bereinkunft wegen der wechselseitigen Uibernahme der
Vagabunden und andcrer Ausgewicesenen ber.

Ausschreiben des Ober-Steuer-Collegii, den Ersatz des bei
dem Einkaufe des Rauch= und Hartfutters für die Ar-
mec im Jahr 1820. über die Normalpreise angestiegenen
Auswandes beerrrrr.

ein Ehemann die zu dem Einbringen seiner Ehefrau ge-
hörenden Gelder und andere Sachen, ohne ihre Zuzie-
hung, in Empfang nehmen und darüber quittiren könne?

Bekanntmachung der Ober-Amts-Regierung zu Budissin,
die Lehnsverrcichungen bei derselben beerr.

Verordnung der Ober-Amts-Regierung in Vudissin, die,
bei künftiger Verpflichtung der Justizdirectoren, Actua-
rien, auch Land= und resp. Dorfrichter oder Schôppen
im Landkreise der Oberlausitz zu gebrauchenden Formu-
larebrrrr.

Verordnung der Landesregierung, die Liquidirung des, im
Leipziger Kreise, vom #l5öten April 1874. bis mit gosten
Juni 1816. erwachsenen und zur Zeit noch unvergutet
gebliebenen Spannungsaufwandes berr.

Reseript der Landesregierung an die vorsitzenden Stände der
vier Kreise der alten Erblande, dic allgemeine Krcis-
tagsordnung bbeertrrr.

27. Aug. Verordnung der Landesregicrung, die neue Stadtanleihe
zu Leipzigber.
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Verordnung der Ober-Amts-Regierung zu Budissin, die An-
wendung mehrcrer, in der Gesetzsammlung für das K5-
nigreich Sachsen erschicnenen, jedoch in der Oberlausitz
noch nicht publicirten Mandate und Generalien bei letz-terer brr.

Generalverordnung des Ober-Steuer-Collegii, zu Bekannt-
machung des neuen Regulativs, in Ansehung der, we-
gen des Anbaucs von Wöstungen, ingleichen wegen er-
liteener Calamitäten, künftig in Steuern zu bewilligen-
den Begnadigungen.

Gencralverordnung des Ober-Steuer-Collegi#, im Botreff
des Erlasses an Cavalerie-Verpflegungs-Geldern, wegen
des Anbaues von Wuüstungen, ingleichen wegen erlfstte-
ner Brand= Hagel: Uiberschwemmungs= und Viehscha-
den. 4 ri1 4 4 rln r 4 4 2 · 4 r 4 4

 Valoationstabelle der in den Königl. Sächs. Landen Cours
habenden Münzsorten, wornach sich von jetzt an, bis zu
ergehender anderer Anordnung, Jedermann, Inhalts
des Munzedicts vom 14ten Mai 1763. zu richten hat.

Auszug aus den Verhandlungen des, am 15ten October
1820. eröffneten und am ulten Juni 1821. beschlossenen
Landtags im Königreiche Sachsen; ist mi

Steuerausschreiken auf die Jahre 1822. 1823. 1824.

Verordnung der Landesregierung, die fur Taxation eines
Grundstücks zu erhebenden Gebühren betr.

Reseript der Lendesregierung, an die Schbppen zu Leipzig,
die Rechtefrage betrefssend: ob, nach Ablauf der OLe-
weisfrist, die Benennung und Abhbrung neu ausgefun-
dener Zeugen zulassig sei ..

Verordnung der Landesregierung, die zwischen der Konigl.
Sachs. und der Großherzogl. Sachsen-Weimarschen Re-
gierüng, wegen wechselfeiciger Uibernahme der Vaga—
bunden und Ausgcwiesenen, abgeschlossene Uibercinkunft
betee.. 9 e 0 0 · r
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Repertorium
der Gesetzsammlung für das Königreich Sachsen

vom Jahre 1821.

II. in alphabetischer Ordnung.
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A.
Abgaben-Defraudations---Sachen — Daß bei diesfallsigen Requisitionen auslandischer

Behorden, ehe darauf von den requirirten Behorden ctwas geschieht, vorher bei der
Landesregierung angefragt werden solle. . . . . . . .. 43.

Actuarien, (. Justizdirectoren. 4
Advocaten in der Oberlausitz — deren Prüfung, Aufnahme, Verpflichtung, auch etwanige

Suspension oder Remotion. . . .-. . . . . . 22—23.

Amtshauptmann in der Oberlausitz — dessen Instruction. . . . «. . 24—36.
Appellation, f. Veräußerung. -
Ausgewiesenc, f. Reuß von Plauen — Sachsen-Weimar.
Auswechselungscasse, f. Haupt-Auswechselungs-Casse.

B.
Brand —DieBeobachtung des Generalis vom arsten Juli rgo. §. 3. wegen Untersuchung

Seitenzahl.

der Veranlassung eines solchen wird eingeschürft. E . . . 2.
Brandschadenbesichtigungen — Bestimmungen wegen der Gebuhren der dabci zuzuzie-

henden Gewerken. 2.
Brandschaden, s. Cavalerie= Verpflegungs-Gelder — Partialbrandschden.
Vurglehnrichter, f. Land= und Burglehnrichter.

C.
Calamitäten, f. Steuerbegnadigungen.
Cammer-Credit-Cassen-Scheine — deren fernere Rückzahlung und Verloosung. 55—56.

— — — s. Steuer- und Cammer-Credit-Cassen-—

Scheine.
— Procurator in der Oberlausitz — Eidesformel bei dessen Verpflichtung. 80—81.

Canzleidirectoren bei den Untergerichten im Landkreise der Oberlausitz — Eidcsformel
80—I.bei deren Verpflichtung. . . . . .,. « s -.«

Cavalerie-Verpflegungs-Gelder — deren Erlaß wegen des Anbaues von Wustungen,
ingleichen wegen erlittener Brand-, Hagel-, Uiberschwemmungs-- und Biehschaden. 136-137.

Creis, s. Kreis.

D.
Abgaben. «-Defraudation, s.

Deserteurs, s. Sachsen-Weimar,—Reußvon Plauen.
Oorfrichter, s. Justizdirectoren,
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E. Seitenzahl.
Ehefrau, s. Einbringen.
Ehemann, s. Einbringen.
Einbringen —Ob ein Ehemann die zu dem —seiner Ehefrau gehörenden Gelder in Em-

pfang nehmen und darüber quittiren könne? —gesetzliche Bestimmung deshalb.— 5
Eisenach, s. Sachsen-Weimar. —

F.

76.

Fuhren, s. Vorspann.

G.
Gerichtsactuar, s. Justizdirectoren.
Gesetzsammlung, die seit 1818 fur das Konigreich Sachsen erscheinende — daz und in—-

wiefern selbige kunftig auch für die Oberlausitz gültig seyn sol. . . 23.
— welchen der darin erschienenen, sedoch in der Oberlausitz noch nicht publicirten "

Mandate und Generalien in ersterer nachzugehen sei. 91094
Getreidelieferungen, extraordinaire, s. Magazinquittungen. **7½
Grenzirrungen, f(. Oberlausitz.
Grundstück, s. Veräussetung — Taxation.

H.
Hagelschäden, s. Cavalerie-Verpflegungs-Gelder.
Hartfutter, f. Rauch= und Hartfutter.
Haupt-Auswechselungs-Casse—deren Anleihe, s. Steuer“ und Cammer Cre-“

dit-Cassen-Scheinc.
Holzdrechsler und Schnitzler im Erzgebirgischen Kreise — deren Auslohnung mit Waa-

ten und Viktualien, statt baaren Geldes. . . . . . .

Hofrangordnung — Nachtrag zu derselben,—s. Kirchen- und Schulrath—Ober—
Amts-Regierungs-Prasident und Rathe — Professuren — Vicar,
apostolischer. ·

11.

J.
Justizdirectoren, Actuarien, auch Laud- und resp. Dorfrichter odet Schöppen im Land-

kreise der Oberlausitz — die Bekanmmachung der bei deren künstiger Verpflichtung
zu brauchenden Formularce. . . . . . . . . 79—85.

K.
Kammer-Credit-Casse, s. Cammer-Credit-Casse.
Kammer-Procurator, s. Cammer-Precurator.
Kanzlei, f. Canzlei.
Kirchen= und Schulen-Commission in der Oberlausitz wird crrichtet. 4 20.
Kirchen= und Schulrath bei der Ober-Amts-Regierung zu Budissin — dessen Plas in der

Hofrangordnung. .«.-. . . . Z " q 19.

Kreistagsordnung, allgemeine, fur die alten Erblande. .. 95110.
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—
Landeshauptmannschaft in der Oberlausitz wird aufgeloset.. .
Landeshauptmannschaftliche und landvoigteiliche Cassen in der Oberlausitz — deren

kunftige Verwaltunng .
Landesschulden — deren fernere Verloosung und Ruckzahlang. . . .

Landrichter, s. Justizdirectoren.
Landschaftliche Obligationen, neue, zu vier vom Hundert zinsbare, s. Steuer-

und Cammer-Credit-Cassen-Scheine.
Laudtag — Auszug aus den Verhandlungen des am 1öten October 1820 eröffneten und am

rsten Juni 7821 beschlossenen # . « . . . . .

Land-undBurglchns-aucl)jederandreRichtervonLandstadt-oderDorfcommuncnin
der Oberlausitz — Eidesformel bei deren Verpflichtung. .

Landvoigteiliche Casse, s. landeshauptmannschaftliche Casse.
Lausitz, s. Oberlausitz.
behnsverreichungen bei der Ober-Amts-Regierung zu Budissin — wenn solche künftig er-

folgen können. .. .., .,.. .

Leipzig — die dasige neue Stadtanleihe wird den landschaftlichen Obligationen und Cammer-
Credit:Cassen-Scheinen gleichgestellt.

Leipziger Kreis, s. Spannungsaufwand.
Universität, (. Professuren.

Lieferungen, s. Magazinquittungen.

M.
Magazinquittungen, rückständige, über, auf die Ausschreiben vom rôöten Februar und

1 ten December 1816., ingleichen r2ken Januar, roten Juli und 11ten December 1818.
erschüttete cxtraordinaire Getreidelieferungen — Aufforderung wegen deren Abgabe.

Militairangelegenheiten in der Oberlausitz — sollen künftig durch eine besondere stän-
dische Deputation besorgt werden. . .

Militairpflichtige, s. Sachsen-Weimar, — R

N.
Naturallieferungen, s. Magazinquittungen.

O.
Ober-Amts-Regierung zu Budissin — deren Verfassung.

— Prasident und Rathe in Budissin — deren
rangordnung. . . . . . . . . . .

Oberlausitz — deren neue Verfassungs= und Verwaltungs-Einrichtungen.

0 · 4 v v v

v # v

euß.

Platze in der Hof-

— dah die dortigen Grenzobrigkeiten, in Fallen eintretender Grenzirrungen mit
den Nachbarn, darüber zur Ober-Amts-Regierung berichten solllen.
l(l. Advocaten — Amtshauptmann — Cammerprocurator — Canz-
leidirectoren — Gesetzsammlung — Justizdirectoren — Kirchen-
und Schulencommission — Landeshauptmannschafe — Lehnsver-
reichungen — Militairangelegenbeiten — Ober-Amts-Regierung
— Proceßgesetze — Schöppen — Secretarien — Stadtschreiber

 — Stiftssyndicen. «··

Obligationen, l(. landschaftliche — Partialobligationen.
Gesetzsammung, 1321. 2

– 1— — — —

Seitenzahl.

21.

21.

45—54.

Beil.z.St.
20. S. 152

83—84.

86.

89 -90.

17 — 20.

IV.
17—330.

5—58-
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P. Seitenzahl.
Partialbrandschaden — das wegen deren Wurderung unterm roten Novbr. 1784. erlassene

Mandat, Tit. I. J. 22. wird erlautert. . . . .... 1—2.

— Obligationen, f. Steuer= und Cammer -Crrdit-Cassen-Scheine.
Procebgesetze, alterbländische — deren Einführung in der Oberlaus. . .· 37—40s
Professuren, dreierste juristischeaufderUniversitatLeipzig—deren jedesmalige Inhaber sol-

len, als Capitularen zu Merseburg und Domherren zu Naumburg, den Rang in
der dritten Klasse der Hofrangordnung fernerhin beibehalten. . . 44

Protestation,s. Verauserung.

O.
Quittungen, s. Magazinquittungen.

R.
Kauch= und Hartfutter für die Armce im Jahr 1820. — in welcher Maße der Ersatz

des, bei dessen Einkauf, über die Normalpreise angestiegenen Aufwandes aufge-
bracht werden soll. . . . . . . . . . 71—?4-

Reichenbachische Anleihe, s. Landesschulden. ·
Reuß von Plauen — unter welchen Modificationen die zwischen Sachsen und Preußen,

wegen gegenseitiger Auslieferung der Deserteurs und austretenden Militair=
pflichtigen, unterm #gten April 187. geschlossene Convention, auch zwischen
dem Kbnigreiche Sachsen und dem fürstlichen Gesammthause älterer und jüngerer
Linic — gelten ffllll. 13—14-

— — —Ulibbereinkunft mit der fürstlichen Regierung alterer binic, wegen mech 5
selseitiger Ubernahme der Vagabunden und anderer Ausgewiesenen. 77—1 F

— — — — desgleichen mit der jüngern einieeeee. n5
Richter, (. Justizdircctoren. «

S.
Sachsen-Weimar und Eisenach — unter welchen Modiftcationcn die zwischen Sachsen

und Preußen, wegen gegenseitiger Auslieferung der Desertcurs und Militairpflich=
tigen, unterm rgten April r817. geschlossene Convention, auch zwischen dem Konig=
reiche Sachsen und dem Großherzogthume — goelten soll. . . . 12.

— — — —Die mit der dortigen Regierung, wegen Uibernahme der

Vagabunden und Ausgewiesenen abgeschlossene Uibereinkunft. „ „ . 154—159.
Schnitzler,s.Fgolzdrcchsl·cr. » »

Schöppen-EidcsformelsürcincnLand-,Burglchtts-odchorfgcrcchts--mder Ober-
lausitz. . . . . ... . . . 84-85·

Schulen, s. Kirchen.
Secretarien in der Oberlausitz — Eidesformel bei deren Verpflichtantg. 80—81
Spannungsaufwand im Leipziger Kreise vom 15ten April 1814. bis mit Zosten Juni

18r6. — Bestimmung des Termins zu Liquidirung des unvergutet geblicbenen—];7—388.
Stadtschreiber in Landstädtchen der Oberlausstz — Eidesformel bei deren Verpflichtung.80—387.
Steuerausschreiben auf die Jahre 1822. 1823. 1824. 5½ 139—150.
Steuerbegnadigüng wegen des Anbaues-von Wüstungen, ingleichen wegen erlittener Cas

lamitaten—Bekanntmachung des diesfallsigen neuen Regulativs. 1 15—133.
Steuercapitalien, alte, als verjähre zu betrachtenndee. 51—54.

—
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Steuerscheine, dem Konigreiche Sachsen zur Vertretung verbliebene, ältere, unverwech- Seitenzahl.
selte und bisher unverloosbare —deren Umtauschung gegen verloosbare. 3—7.

— sämmtliche ältere, drei Procent Zins gewährende — deren Verloofung T
— s. Landesschulden.

Stener- und Cammer-Credit-Cassen-Scheine — selbigen werden die neuen, zu
vier vom Hundert zinsbaren, landschaftlichen sowohl, als uber die Anleihe der
Haupt-Auswechselungs-Casse ausgefertigten Partialobligationen in Allem gleichgestellt. 65 66.

Stiftsspndicen in der Oberlausitz — Eidesformel bei deren Verpflichtung. . ges-SI-

T. .
TaxationeincsGrundstückes—-BesiimmungcnwcchverdabeizuerhchcndenGebührem151-152—

U. « «

Uiberschwemmungs-Schaden, s. Cavalerie-Berpflegungs-Gelder.
V.

Vagabunden, s. Reuß von Plauen — Sachsen-Weimar.
PValvationstabelle der in den Königl. Sächs. Landen Cours habenden Münzsorten, vom

Z2östen April 1821. *lv " - . 50—62.
— — . 111-114.

Veräusserungen oder Verpfändungen eines Grundstücks — das Verfahren auf die
 dawider eingewendeten Protestationen oder Appellationen. . . .. 41—42-

Verpfändung, f. Verausserung.
Verpflichtung, f. die betreffenden Stellen.
Vicar, apostolischer — dessen Platz in der Hofrangordnung. . 44.
Viehschaden, f. Cavalerie-Verpflegungs-Gelder.
Vorspann in Militairangelegenheiten — Verfahren beim Ausbleiben derselben. . 63——64-

- W.
Veimat, s. Sachsen-Weimar.
Wüttungen, deren Anbau, s. Cavalerie-Verpfletzungs-Gelder — Steuerbe-

Snadigungen.

Seugen, nenaufgefundene — deren Benennung und Abhörung ist, nach Ablauf der Be-
.Z weisfrift, unzulasssg. . o r 4 * "“ " 4 0 4 o " 153

ZJuchtlinge, bemittelte — BVestimmungen wegen der, aus deren Vermögen, oder sonst in
gewissen Fällen, zu den Kosten ihrer Verpficgung in den allgemeinen Strafan-
stalten zu leistenden Beiträge. HP6?" 70.

Anmerkung.
Hochster Anordnung zufolge, wird hierdurch die bercits in der Leipziger Zeitung r820. Nr. 42. abge-

druckte Bekanntmachung wiederholt, daß Erganzungen angeblich nicht eingegangener Nummern der Gesetzsamm-
lung für das Köni#reich Sachsen künftig nicht Statt finden können, wenn dergleichen Defecte der unterzeichneten
Redaction nicht spätestens vier Wochen nach dem jedesmaligen, in der Leipziger Jeitung angekündigten Er-
scheinen einer Nummer gedachter Gesetzsammlung, angezeigt worden sind. Nach Ablauf des bemerkten Termius
bat man Hcch einzig an die hiesige Königl. Hofbuchdruckerei zu wenden.

Oresden, am vten Januar 1822.
Redaction der Gesetzsammlung, für das Königreich Sachsen.

—.





Gesesammlung
für das

Königreich Sachsen.
1.

1.) Verordnung der Landeeregierung,
die Erläuterung des Mandats vom 106en November 1784, Tit. I. J. 22), in

Hinsicht auf die Würderung der Partialbrandschäden, so wie die Gebühren

der bei Brandschädenbesichtigungen zuzuziehenden Gewerken betreffend,
vom 2ten Januar 1821.

Vor GOTES# Gnaden, Friedrich August,, König von Sachsen 2c. 2c. 1c.

Liebe getreue. Da zu bemerken gewesen, daß die Worschrife des, wegen der neuen

Einrichtung in Ansehung der erlittenen Brandschäden, unterm 10ten November 1734.
erlassenen Mandats, In. I. 9. 22, in Hinsicht auf die Eruirung und Würderung
vorgefallener Partialbrandschäden, verschiedentlich unrichtig angewendet worden ist; so“
sinden Wir für nöthig, dieselbe dahin zu erläutern:

daß bierbei nicht das Verhältniß der erforderlichen Reparakurkosten zu dem Assecura-
tions-Quanto, sondern vielmehr das Verhältniß dieser Kosten zu dem Aufwande, wel-
cher, um das Gebäude in seiner bisherigen Einrichtung von Grund aus aufzuführen,

erfoderlich seyn würde, die Größe eines Partialbrandschadens bestimme, und bierauf
die Erörterung zu richten sei. Wenn demnach z. B. ein Gebäude zu 1200 Thalern

katastrirt wäre, und bei der Abschäßung des Partialbrandschadens sich fände, daß des-
Gesetzsammlung 1821. 1 1
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sen Wiederherstellung 500 Thaler, dessen neue Erbauung aber 1500 Thaler kosten
würde; so ist der Brandschaden zu einem Drittheil anzunehmen, und mithin dessen
Vergütung auf 400 Thaler zu bestimmen.

Wir verordnen hiernächst, daß die Gebühren der bei Brandschädenbesichtigungen
zuzuziehenden Gewerken zwar auch noch ferner von den Brandbeschädigten getragen,
jedoch künftig nicht mehr durch die Gewerken selbst, sondern durch die Obrigkeiten,
tarmässig angesebzt und eingefordert werden sollen.

Uebrigens wird sämmelichen Gerichtsobrigkeiten die sorgfältige Beobachkung der
Vorschrifeen des Generalis vom 21sten Juli 1804, 56. 3. wegen genauer Unter-

suchung der Veranlassung eines Brandes, hierdurch nochmals empfohlen; indem eine
etwa aus den diesfallsigen Acten sich ergebende Mangelhaftigkeic der hierunter ange-

stellten Erörterungen nachdrücklich geahndet werden wird. Daran geschiehe Unsere
Meinung.

Gegeben zu Dresden, am 2ten Januar 1321=

Freyherr von Werthern.

griediich Moßdorf, 8.
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2) Avertissement,
die Umtauschung der, dem Konigreiche Sachsen zur Vertretung verbliebenen,
altern unverwechselten und bisher unverloosbaren Steuerscheine gegen verloos-

bare, und deren, so wie der sammtlichen altern, 3 pro Cent Zins gewah-

renden Steuerscheine Verloosung betreffend,

vom 16ten Januar 1321.

1.

V. # der mie der Königlich Preußischen Regierung über die alterbländischen

Steuerschulden abgeschlossenen Conveneion, deren Resultate bereies, mictelst des unterm

4. Febr. 1620 von den zur Steuer-Credit-Casse verordneten landschaftlichen Depurircen

erlassenen Avertissements, zur allgemeinen Kenneniß gebracht worden sind, ist von den

ältern Steuerschulden die Summe von

1,038,106 Thlr. 2 gr. 1 pf.

in unverwechselten und zur Zeie unverloosbaren, 3 pro Cent Zins gewährenden Steuer-

scheinen dem Königreiche Sachsen zur Vertretung verblieben. Da nun zu Ostern 1321,
in Gemäsheit des bei der vorigen tandesversammlung unterm 23. Juni 1318 erlassenen

Avertissements, die Verloosung,undvonMichaelisdeserstgedachtenJahres an die succes-

sive Rückzahlung der landes und Steuerschulden beginnen wird; so ist zuvorderst die

Umtauschung der gedachten unverwechselten und bisher unverloosbaren Steuerscheine

gegen verloosbare zu bewirken.

11*1
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Es werden daher andurch die Inhaber dieser unverwechs lien und unverloosbaren,
3 hro Cent Zins kragenden Steuerscheine, welche nicht in der, mittelst des eingangs-=

gedachten, unterm 4. Febr. vorigen Jahres erlassenen Avertissements ertheilten Nachwei-

sung über die Preußischer Seits ubernommenen unverwandelten Sceuerscheine enthalten

sind, andurch aufgefordert, wo möglich, binnen Dato und dem 1. April

dieses Jahres, als mic welchem Tage die Einschreibung der in die diesjährige Oster-

meß= Verloosung aufzunehmenden Nummern geschlossen werden wird, spätestens aber

bis zu dem 1. September 1321, uncer Production der Original -Schuld-

Documente, bei der Buchhalterei der Steuer-Credik-Casse zu teipzig sich anzumelden,

damit alsdann, nach ihrem desfallsigen Verlangen und dem Verhälenisse der ihnen zuste-

henden Capitalien, von jeder Classe der auf die Summen von

 Thlr. sub lit. A.
500 = -2B.

200 = #= : C.

100 = = = D.

zu stellenden, gleichfalls 5 Pro Cent Zins tragenden, auf Briefsinhaber laurenden land-

schaftlichen Obligationen, die nöthige Anzahl ausgesertigt und die Umtauschung selbst in

der Oster = und respecüre der Michdelis -Messe desselben Jahres, gegen die von den

Gläubigern zu bewirkende Aushändigung der alten Documente, sofort erfolgen könne.

2.

Wecgen der unker 100 Thlr. betragenden Summen sollen, insofern nicht mehrere

Gläubiger wegen solcher Summen sich vereinigen und zusammentreren würden, besondere

35 pro Cent Zins gewährende Scheine sub lit. E., welche jedoch den übrigen Classen



(35)
im Betreff der Tilgung und sonst in ellem gleichgesebt bleiben, möglichstermaßen auf

runde, oder doch in Absiche der Verzinsung leicht zu berechnende Summen ausgefertigt

und gleichfalls zu Ostern oder respective Michaelis 1321, nebst den ubrigen Hauptobli-

gationen, ausgehandigt, zugleich auch der etwanige Mehrbetrag der dagegen zuruckzu—

gebenden alten Documente an wenigen Thalern, Groschen und Pfennigen sofort baar

durch die Steuer-Credit-Casse bezahlt werden.

0

Die solchergestalt neu ausgefertigten landschaftlichen Obligarionen werdenin allem
Betracht den ältern Steeuerscheinen gleichgese und treten in die Rechte der-

selben ein.

4.

Da unter diesen Sceuerschulden mehrere sich befinden, wovon die Documence

bereits vorlängst verloren gegangen, ohne daß deshalb um Sdictalcitation nachgesucht

worden ist, so können diejenigen, welche anjenzt die Zinsen dieser Capicalien beziehen,

sich zwar glrichergestalt, wie die übrigen derartigen Gläubiger, in der oben angegebenen

Frist anmelden; es werden jedoch dieselben sich von selbst bescheiden, daß ihnen nur nach

erfolgtem Edictalverfahren und Ablauf der gesetzlichen Edictalfrist die neuen Obliga-

tionen ausgehändige und sie also bis dahin in die jetige Verloosung niche mit aufge-

nommen werden können.

5.

Demnächst haben sich diejenigen Gläubiger, deren Capicalien, zu Folge des 3. K.

der standischen Declaration vom 10. October 1703 wegen des Mönzfußes und sonst
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noch der Reduction unterworfen sind, oder welche sich annoch befonders zu legitimiren

haben, zuvorderst bei der Steuer-Credit- Cassen-Deputation in Leipzig zu melden, und

diesen Punct in Richtigkeit zu setzen, indem sie, bis solches erfolg ist, von der jetzigen

Verloosung ebenfalls ausgeschlossen bleiben mussen.

6.

Alle diejenigen unverwechselten, 3 procentigen Steuerscheine, welche bis mie

dem 1. September 1821 bei der Secuer-Credié Cassen -Buchhalterei zu teipzig niche

angemeldet worden, können in die mic diesem Jahre beginnende neue Verloofung nicht
aufgenommen werden, obwohl ihnen fernerhin die Zinsen zu 3 Pro Cem, wie vorher,

gewährt werden.

Nur erst nach Befrledigung sämmtlicher, in die jetige Verloosung gekommener

ältern Speuerobligationen wird künftig auch zur Rückzahlung dieser verschritten wer-

den können,

7.

Die Vernichtung der umgetauscheen alten, bisher unverloosbaren Seeuerscheine wird

durch öffentliche Verbrennung derselben in der gewöhnlichen Maase zur Ostermesse 1822

Statt sinden.

6.

Da im übrigen, außer jenen unverwechselren., bis jetze unverloosbaren Sceuer=

scheinen, sämmeliche altere, 3Z pro Cent Jins gewährende, bisher unverloosbare Steuer-
scheine, deren Vertretung den alten Erblanden des Konigreichs Sachsen verblieben, mit

alleinigem Ausschluß der 1807 creirten 4 Millionen landschaftlicher Obligationen, als
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wegen welcher es bei der in dem standischen Avertissement vom 9. September 1807 ent-

haltenen Bestimmung, daß dieselben erstnach Bezahlung sämmrlicher an die Steuer=

Credie-Casse im Jahr 1765 überwiesenen tandesschulden getilge werden sollen, allené-

halben verbleibt, in die mit dem heurigen Jahre ihren Anfang nehmende neue Verloosung

gebracht werden sollen; so haben sich alle Inhaber solcher Scheine, welche in diese

Verloofung treten wollen, hierüber späcestens bis zu dem 1. September 1321 bei der

Buchhalcerei der Steuer-Credit-Casse zu teipzig zu erklären, da nach Ablauf dieser Frist

die besfalls anzulegenden Bücher geschlossen und alle diejenigen Capicalien, wegen

welcher eine Erklärung niche eingegangen, in die Ziehung nicht mie aufgenommen werden

sollen.

Dresden, am 16. Januar 1821.

Unter Sr. Konigl. Majestat von Sachsen
allergnadigster Genehmigung, von wegen fammt—
licher alterblandischer Stande von Ritterschaft
und Stadten.

Ausgegeben zu Dresden, am 13ten Februar 1321.





Königreich Sachsen.
2.

#

3.) Aufforderung,
zu Abgabe rückständiger Magazinquittungen über, auf die Ausschreiben vom
106en Februar und 116en December 1310, ingleichen 12en— Januar, 10.e#n

Juli und 117en December 1818 erschüttete extraordingire
Getreidelieferungen,

vom öten Februar 1821.

U. die Rechnungen über die, unter dem 16ten Februar und 1 1cen December 1816,

ingleichen 12ten Januar, 10ten Juli und 1 1ten December 1813, zur Verpflegung der

Armee, ausgeschriebenen, extraordinairen Korn= und Haferlieferungen, zum endlichen Ab-
schlaße zu bringen, werden diejenigen Communen und Unterthanen, welche auf besagte

Ausschreiben Korn und Hafer geliefert, die dafur zugesicherte Vergutung aber noch nicht

erhoben haben, hierdurch aufgefordert, zu diesem Behuf die uber gedachte Lieferungen
empfangenen Magazinquittungen, bei Verlust der darauf zu gewartenden Lieferungsvergu—
tung, binnen dato und längstens

den 30sten Juni dieses Jahres,

bei den betreffenden Renbeamren einzureichen, indem mit Ablauf dieses Termins die
Gesehsammlung 1821I. „ ' c21
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Rechnungen geschlossen, und späcer angemeldere Vergütungsanfprüche weiter nicht beachter
werden sollen.

Zugleich werden die Rentbeamten andurch angewiesen, erwähnte Quittungen von den

Communen und Unterthanen anzunehmen, und, mittelst zweifacher, über jede tieferung

besonders zu fertigender Consignationen, bis spätestens

den 3üsten Juli dieses Jahres,
anher einzusenden.

Dresden, am Seen Februar 1821.

Königl. Sächs. Kriegs-Verwaltungs-Kammer.

von gesch au.

Gottfried Reumann, 8.
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4.) Verordnung der Landesregierung,
die Auslohnung der Holz-Drechsler und Schnitler im Erzgebirgischen Kreise

mit Waaren und Viktualien betreffend,

vom 10ten Februar 1321.

Vo GOTTEsS Gnaden, Friedrich August, König von Sachsen 2c. 1c. 4c.

Nachdem zu Unserer Kenntniß gekommen ist, daß die Holzwaarenhändler im Erz-
gebirgischen Kreise die für sie arbeitenden Holz-Drechsler und Schnitler mit Waaren und
Vikenalien auszulohnen pflegen; ·

So wollen Wir zwar die bemeldeten Holzwaarenhandler an dem fernern Auslohnen
der, mit ihnen in Contractsverhaltnissen stehenden, Holz-Drechsler und Schnitzler, mit Waaren
und Viktualien, statt baaren Geldes, insofern dabei mit Rechtlichkeit verfahren wird, nicht
behindern; es soll aber gegen diejenigen, welche sich, wider Verhoffen, einer Bevortheilung,
oder wohl gar eines Betrugs, in diesfallsiger Behandlung ihrer Arbeiter schuldig machen
mochten, mit der den Gesetzen gemaßen Bestrafung unnachsichtlich verfahren werden.

Die Obrigkeiten in dem bezeichneten Landestheile haben gegenwartige Verordnung,
nach Maßgabe des Generalis vom 13ten Juli 1796, und des Mandats vom geen
Marz 1818, bekannt zu machen, und darauf, daß der von Uns hierbei gehegten landes-
väterlichen Absicht nicht enegegen gehandelt werde, sorgfältige Aufsiche zu führen, auch
selbst in vorkommenden Fällen dieser Verordnung gemäß zu verfahren.

Dresden, am 10ten Februar 18278,

Frepherr von Werthern.

Friedrich Moßdorf, 8.
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5.) Verordnung der Landesregierung,
die, von Sr. Kdnigl. Majestät von Sachsen mit Sr. Königl. Hoheit, dem
Großherzoge don Sachsen-Weimar-Eisenach, getroffenen Bestimmungen über
die, zwischen den Kronen Sachsen und Preussen, wegen der gegenseitigen Aus-

lieferung der Deserteurs und austretenden Militafrpflichtigen, unterm 18ecen
April 1817 geschlossene, und mittelst Mandats vom 2cen Juni 1817

bekannt gemachte Convention betreffend,
vom Oten Februar 1321.

V ..onGOTTESGnadewFriedklchAUgUshKönigvonSachsen:c.2c.2c.
Nachdem Wir mit Sr. Konigl. Hoheic, dem Großherzoge von Sachsen -Weimar-

Eisenach, übereingekommen sind, die Bestimmungen der, zwischen Uns und des Königs
von Preussen Majestät, uber die gegenfeitige Auslieferung der Deserkeurs und austretenden
Militairpflichrigen, unterm 18cen April 181 geschlossenen Convention, mil folgenden,
nach den tocalverhälenissen erforderlichen Modisicacionen:

a) daß ad §. 6. zu den Ablieferungsorten diesseits die Städte Zwickau und teipzig,
jenseits die Stadt Neustade an der Orla bestimme worden;

b) daß ad 6. 0. die diesseitigen Reclamationen in jedem Falle an die Großherzogliche
tandesdirection zu Weimar, und die jenseitigen an die Königlich Sachsische Landes-
regierung oder das Königlich SächsischeGeneral-Commando ergehen, und

Jc) daß ad §. 10. die Unterhaltungskosten für auszuliefernde Deserteurs an drei Gro-
schen cäglich, so wie «

d) ad s. 12. die den Uncerehanen, für Einlieferung von Deserteurs, abzureichenden Gra-
tificationen von fünf Thalern für einen Mann ohne Pferd, und von zehn Thalern
für einen Mann mic dem Pferde, in Conventionsmünze, ausgezahlet, auch

e) die F. 10. festgesesren Rationen, jenseits wie diesseits, nach Oresdner Gewiche ver-
abreicht und berechner werden sollen;

auch zwischen Unsern und den Großherzogl. Sachsen-Weimar-Eisenachischen kanden und
Behörden für verbindlich anzuerkennen; Als haben sich alle Behorden und Unterthanen
Unserer bande hiernach gebührend zu achten; auch ist gegenwärcige Verordnung, in der durch
das Generale vom 16tken Juli 1706 und das Mandat vom Olen März 1313 vorgeschrie-
benen Maße, behörig bekanne zu machen. Dresden, am gqten Februar 1321.

Freyherr von Werthern.

s istian Lebrecht Noßky, S.
Ausgegeben zu Dresden, am ?7ven Marz 1821. Christian Lebrecht Noßky,
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Gesetsammlung
e inren’sr

3.

6.) Verordnung der Landesregierung,
die, von Sr. Koniglichen Majestat von Sachsen, mit dem Furstlich Reussischen
Gesammthause alterer und jungerer Linie, getroffenen Bestimmungen uber die,
zwischen den Kronen Sachsen und Preussen, wegen gegenseitiger Auslieferung der

Deserteurs und austretenden Militairpflichtigen, unterm 18ten April 1817
geschlossene, und mittelst Mandats vom 2ten Juni 1817

bekannt gemachte Convention betreffend,
vom 10ten Februar 1821.

Von GOTTES Gnaden, Friedrich August, Konig von Sachsen 2c. 2c. .

Nachdem Wir mit dem Fürstlich Reussischen Gesammthause alterer und jungerer
tinie übereingekommen sind, daß die Bestimmungen der, zwischen Uns und des Königs
von Preussen Majestät, über die gegenseitige Auslieserung der Deserteurs und austretenden
Milltairpflichtigen, unterm 18ten April 1817 geschlessenen Convention, mit folgenden,
nach den Localverhälenissen erforderlichen Modisicationen:

a.) daß 141 . 6. zu den Ablieferungsorten diesseits die Städte Zwickau und Plauen,

jnseits die Städte Greitz und Schleit bestimmce worden;

b.) daß ad §. O. die diesseitigen Requifitionen an die Fürstliche Landesregierung zu

Greis, oder, fo viel die Reussischen lande jüngerer tinie betrifft, an die Fürstlichen.
Gesetzsammlung 18k. 1.5 1
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Seeuerdirectorien zu Gera, Schleiß, Ebersdorf und kobenstein, jenachdem
der Deserteur unter einem dieser vier Bezirke sich aufhält — die jenseitigen Requisitio=
nen aber an die Königlich Söchsische Landesregierung oder an das Königlich Sachsische

General-Commando ergehen, und

c.) daß ad §. 10. die Unterhaltungskosten für auszuliefernde Deserteurs an drei
Groschen täglich, so wie

d.) ad §. 12. die den Unterthanen, für Einlieferung von Deserteurs, abzureichenden
Gratificationen von fünf Thalern für einen Mann ohne Pferd, und von zehn Thalern
für einen Mann mit dem Pferde, in Conventionsmünze ausgezahlet werden,

auch zwischen Unsern und den Fürstlich Reussischen tanden und Behörden als verbindlich
anerkannt werden sollen;

Als haben sich alle Behorden und Unterthanen Unserer Lande hiernach gebuhrend zu
achten, und ist gegenwärtige Verordnung, nach Maßgabe des Generalis vom 16ten Juli

1706 und des Mandats vom Oten März 1818, bebörig bekanne zu machen.

Dresden, am 10ten Februar 1321.

Freyherr von Werkhern.

Christian tebrecht Noßkr, §.
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7.) Verordnung der Landesregierung,
die, mit der Fürstlichen Regierung jüngerer Einie Reuß von Plauen getroffene

Uebereinkunft, wegen der wechselseitigen, Uebernahme der Vagabunden
und anderer Ausgewiesenen betreffend,

vom 12 ten März 1821.

V. VOTTES# Gnaden, Friedrich August, König von Sachsen 2c. 2c. c.

Liebe getreue. Nachdem mit der Fürstlichen Regierung jüngerer tinie Reuß von

Mauen, dem von derselben zu erkennen gegebenen Wunsche gemäß, wegen der wechselsei-
eigen Uebernahme der Vagabunden undanderer Ausgewiesenen,,in dersenigen- Maße) welche
in der mit Preussen unter dem 2 1sten Januar 1320. abgeschlossenen Conbelitibnbestimine
worden, (Gesetzsammlung vom Jahre 1820, Nummer 11 „Seite34 3r, eine Ueberein-
kunft getroffen, und, was den 12ten sphen erwahnter Convention betrifft, die Stadt Plauen

zum biesseitigen, und die Städte Schleiß und Hirschbers“ zu jenseitigen Vebernahme-
orten festgesetzt, und darüber die, binter gegenwärtiger Verordnung abgedeuckte, mie O
bezeichnete Erklärung unter dem 2t6en Januar dieses Jahres. hierseits ausgestellc, und

gegen eine Fürstlich Reussischer Seics dießfalls ausgefertigeeErklärung vom 5'en December

vorigen Jahres ausgewech selt worden ist; so haben hiernach sämmrliche Behörden und
Unterthanen in vorkommenden Fallen sich zu richten, und daran. Unsern Willen und
Meinung zu vollbringen. Gegeben zu Dresden am taten.März1321.

Freyherr von Werthern.“

Friedrich Moßdorf, 8



Erklärung
der Königl. Sächsischen Kandesregierung, wegen der mit der Fürstlichen Regierung

jüngerer Einie Reuß von Plauen getroffenen Uebereinkunft, in Ansehung
der wechselseitigen Uebeenahme der Vagabunden und anderer

Ausgewiesenen,
vom 2ten Januar 182 1.

Zischen der Königlich Sächsischen Regierung und der Fürstlichen Regierung jüngerer
tinie Reuß von Dlauen ist, zu Feststellung der, bei Uebernahme der Vagabunden und
anderer Ausgewiesenen, gegenseitig zu befolgenden Grundsäße, die Vereinigung verabreder
worden, daß, stakt einer dießfallsigen besondern Uebereinkunft, der Inhale der, gegen-
wärtiger Erklärung in Abschrift beigesugten, zwischen den Kronen Sachsen und Preussen
am 21 sten Januar vorigen Jahres über denselben Gegenstand verabredeten Uebereinkunfe
unter den beiderfeitigen Staaten als gegenseitig verbindlich anerkannt werden soll; und es
sind zugleich, soviet den 12ten F. erwähnter Uebereinkunfe betrifft, auf Königl. Sächsi-
schem Gebiete die Stadt Plauen, und duf Fürstlich Reussischem Lerruorio die Stäote
Schleit und Hirschberg zu Uebernahmeorten bestimmt worden.

Wie nun Se. Konigl. Majestät von Sachsen, unser Allergnädigster Herr, vorstebende
Vereinigung, die vom Tage der in den beiderseitigen tanden zu bewirkenden Publicacion
derselben an in Kraft ereten soll, ckllenthalben genehmiger haben:

so ist hierüber diese Erklärung ausgefertiget, und auf Allerhöchsten Befehl vollzo-
gen worden. Dreeden, am 2ten Januar 1821.

Königlich Sächsische Landesregierung.

[Die Unterschrifceen.)

Ausgegeben zu Dresben, am 2 sten März 1321.
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Geset sammlung
Sneso# #öen.

1.
s.) Mandat,

die neuen Verfassungs= und Verwaltungs-Einrichtungen in der Oberlausitz betr.

vom 1 Zten März 16721.

We# Friedrich August, von GOTTES Gnaden, Konig von
Sachsen 2c. 2c. 2c. thun hiermit kund und zu wissen, daß Wir, auf vernommenes Da-
fürhalten der oberlausitzischen Stände von Land und Städcen, und erstattere Gutachten der
handesbehörden, verschiedene neue Einrichtungen bei der Verfassung und Verwalkung in
dem Markgrafthum Oberlausis für zuträglich erachten, und verordnen deshalb Folgendes:

I.

Zur Besorgung der für die Gesesgebung und Verwaltung in Justiz= Polizei-Grenz-
und Hoheits= Lehn= Kirchen= und Schul-Sachen vorkommenden Geschäfte in oberer
Instanz, soll an die Stelle des zeitherigen Oberamtes eine

Ober * Amts-Regierung
kreten.

Diese soll,
1.) als oberes Justiz= und Polizei-Collegium, die für die Gesetzgebung

und die bei Bestimmung der Verfassung des Markgrafthums, so wie die zur
Gesessammlung 1 827. 1 4 1
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Feststellung der Verhaltnisse mit dem AuslandeerforderlichenGeschafte besorgen;
die Aufsicht über die Rechts= und Polizei Pflege bei den Patrimonial- und
Municipal-Gerichten führen, auch über die gegen gedachte Unterinstanzen ange-
brachte Beschwerden cognoseiren; in Grenz-= und Hoheitssachen die nöthigen
Vorkehrungen treffen, akle die auf das Kirchenregiment bei den geistlichen.
Sachen der evangelischen Glaubensgenossen Bezug habenden Angelegenheiten
in dem, dem Oberamte zuständig gewesenen Umfange, betreiben, alle für die
Sicherheit, Ruhe und Orbnung, für die Gesundheit, den Unterrichrt, die tandes-
cultur, Forstwirtbschaft, den Handel und Gewerbe, erforderlichen Veranstaltungen
bewirken, und über ihre Aufrechthaltung wachen, die Ausfertigung der Drivi-
legien, Confirmation der Scatucen und Innungsartikel besorgen; auch in den
durch die ihr vorgeschriebene Instruction bestimmten Fällen, Concessionen und
Dispensationen ertheilen und das Begnadigungsreche ausüben,

2.)) als rehnshof, die Beleihung der Wasallen und Betreibung der übrigen tehns-
angelegenheiten besorgen:.

3,-) als Appellationsinstanz, über alle, gegen das Verfahren bei ihr und den
uncergeordneten Gerichtsbehörden, in rechtshängigenoder in Polszei= und Seeuer-
Sachen eingewandte Berufungen, enescheiden, die Annahme oder Rejeceion der,
gegen die, den Partheien publicirken, Rechessprüche über unmittelbar bei der Ober-
Amtsregierung, oder bei den Unterinstanzen anhängige Rechtsstreitigkeiten ein-
gewendeten Appellationen, mirtelst Communicates, der Enescheidung des Appel-
lationgerichts anheim geben, und über die, durch Communicakion des Geheimen
Finanz.-Collegi#i und der Kriegs=Verwalkungs-Kammer,ansiegelangenden
Appellationeninfiscalischenund Milicärsachen, cognosciren und resb. Rejectionen
derselben mittelst. Schedul. ausfertigen;.

4.) als Gerichte der ersten Instanz, die Civil= und Srrafgerichtsbarkeit über
sämmeliche unmittelbare. Vasallen und andere mit einem befreiten Gerichtsstande

versehene Personen „ ferner im Betreff derjenigen Rechtsstreitigkeiten ausüben,
welche das Incteresse des landesherrlichen Fiscus, wegen in Anspruch genomme-
ner Befugnisse oder beeinträchtigter, verkürzter oder gemißbrauchteer Regalien zum
Gegenstande haben und wegen der über die vier Städte, Budissin, Zittau, Camenz
und töbau und deren Räthe geführten Beschwerden und Klagen.

Ueberbieg gehen auf die Oberamesregierung alle Geschäfte- des bisherigen land-
Ktändischen Waisenmmees über, altz welches von nun an in Wegfall gekangt.



 I

Die Oberamtsregierung sfoll eän vorstehenden Angelegenheiten vesp. dem gesammten
Gebeimen Rathe, und in geistlichen, auch Schulsachen der evangelischen Glaubensgenossen
den Conferenzministern, oder den künftig, wegen der. evangelischen geistlichen Angelegen-
heiten, von Uns mit Auftrag zu versehenden, der Augsburgischen Confession zugerhanen.
Mitgliedern des Geheimen Rarhs unkergeordner, allen sonstigen höheren #andesbehörden
aber eoordinirt seyn mit letzteren also in dem Commuiticationsverhaltnisse stehen. «

Sie soll an die ihr untergeordneten Behorden in Unserem Namen verfügen und sich
dabel eines ihr deshalb zugestellten Siegels bedienen.

Sie soll aus einem Präsidenken, vier weltlichen Rächen, wovon zwei adeligen, zwei

Lürgerlichen Standes sind, und einem geistlichen 16. mit demPradikate eines Kir-
chen- und Schul· Rathes, bestehen. .-

Die Rathe haben ihren Sitz, ohne Rucksicht auf eine — — blos nachdem Alter der Anstellung in dem Colletzio. rr% 53% à „

*v% „

Dem Präsidemen ist der jetzige Rang des Ober- ume- Henemme in der Ilten Klasse
der Hofordnung, nach dem Vire-Ober-Lonsestorial=Präsidemen und vor bem Ober-
Hof-Richeer zu teipzig; den weltlichen Räthen der Rang nach den Ober-Consistorial=

Rathen in der IIIten Klasfe, und dem Kirchen= und Schul- Rathe der Rang nach dedenOber-Amts-Regierungs-Räthen zugetheilt.
Die Geschäfte werdenin derselben collegialisch verhandelt.
Zu Zeugenverhoren und andern gerichtlichen Verhandlungen , welchein den unmittel-

bar bei der Oberamtsregierung recheshängigen Sachen vorkommen, und niche bei ihr
selbst besorgt werden konnen, ertheilt dieselbe dem bei der landvoigteilichenSeidau ange-
stellten Justitiar, oder, nach Besinden, andern Gerichksbehörden Tuftrag=

Die zeikherige mittlere Appellarionsinstanz des Judicü ordinariè von tand und
Stödten so wie dgs, Lberanyshsgeriche und,ddiebisherindemGeheimenRathe
annoch bestehende Appelationsinstanz wird hiermit aufgehoben.

Alle, gegen di- Wö#ügungen urd Errscheldungeubtrt tniskerii, uns
gegen dasVerfabren. und vie Ertenntnisseuntergeordnerer Beheden, in recheshönsigeni

Sachen eingewendete, Berufungen snb kunftig an Uns# richahtt nd2belSachachemCollegio einzureichert oder iecerst Bertchtes vahin zi vrlngen. * %

r4! 1A
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Die Verfahren auf angenommene Appellationen und auf die, gegen Appellations-
Erkenntnisse, eingewendeten Leuterungen, werden auch ferner durch oberlausitzische Advocaten
vor denjenigen oberlausitzischen Gerichtsbehorden abgehalten, von welchen an die hochste
Instanz appelliret worden ist.

Alle sonst in gewissen Fallen unmittelbar zum Geheimen Rathe eingereichten Berichte,
Anzeigen und Bittschriften sind bei der Oberamtsregierung einzureichen. Eine Ausnahme
hiervon findet nur Statt:

1.) bei Beschwerden uber die Oberamtsregierung;

2.) bei den Bewilligungsschriften der Stande von Land und Stadten;

3.) bei den Uebersichten, welche die Vierstadte jährlich über ihre gesammee Cas-
senadministration einzureichen haben, und

4.) bei. Gesuchen um Dispenfation in Ehesachen.

In den uncer 1. 2. und 3. genanncen Fallen geschieht die Einsendung unmittelbar
an den Geheimen Rath, in dem uncer 4. aber an die Conferenzminister, oder die,
wegen der geistlichen Angelegenheiten der evangelischen Glaubensgenossen, kunfeig von Uns

mit belonderm Austrage versehenen, evangelischen Mitglieder des Geheimen Raths.
Aus dem Mitel. der Oberamteregierung wird eine, aus einem der weltlichen

Rathe unddem geistlichen Beisitzer bestehende Kirchen- und Schulen-Commission
errichtet, durch welche die epangelischen Kirchen= und Schulangelegenbeicen, bevor sie zum

Vortrage. bei dem ganzen Collegio zelangen, vorbereitet werden.
Die- prfungen und Ordinatlonefr der cwangelischen Gesstlichen. geschehen kunstig, wie

bisher, bei dem Ober-ConsistöriozieDresden.DiePrüfungen der Schullehrer auf dem
hande, so, wie der Direceoren, und tehrer an den gelehrcen und Bürgerschulen in den Städ-
ten, erfolgen vor der * und Schulen- Commission, dafern nichtdie Obrigkeit, welche
Vochmanne, —d und anbtelle, Cohsistorlalrechte besite, als in welchem Falle es
bei der bisherigen Eirricheung. in. Mickssce,dieser Prusungen bfwender,
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II.

Zu Bildung einer Mittelbehorde in Regierungsangelegenheiten ist die
Stelle eines Amtshauptmannes errichtet worden, dessen Wirkungskreis in der mit O. be-
zeichneten, gedruckten Beilage naher bestimmt ist.

III.

Die Landeshauptmannschaft wird aufgeloßt.

Die zeitherigen Verrichtungen derselben sollen von dem Amtshauptmanne, wie solches
in der erwähnten Instruction näher bestimme ist, besorgt werden.

Mit der Direction Unserer zeitherigen, zur landeshauptmannschaftlichen und land-
voigeeilichen Casse geflossenen Einkünfte wird ein besonderer Beamter, mie einer, aus Unse-
rem Geheimen Finanz-Collegio, ihm zu ertheilenden Instruction beauftrage. Dieser wird
Unserem Geheimen Finanz-Collegio untergeordnet und hat miehin die von ihm zu erstat-
tenden Berichte an dasselbe zu richten, auch die zu erhaleenden Befehle eben daher zu
erwarcen.

Ihm werden die bisherigen landeshaupemannschafelichen und landvoigkeilichen Cassen,
nebst dem hierzu geordnecen Personal, untergeben, und soll demselben überhaupt diejenige
erecutive Gewalt in Ansehung dieser Gegenstände ausschliessend zustehen, welche früher
von der tandeshaupemannschafe ausgeübe worden ist.

Deos landvoigteiliche Renesecrecariat höre hiermie auf und wird das landvoigteiliche
Justitiariat mic der Kammerprocuratur verbunden.

Die in dem Bier-Steuer-Mandake vom 17ten October 1727. Cap. VI. anbefohlne
Communication des Oberamtes mir der tandeshaupemannschaft, hat nunmehr die Ober-
Amtsregierung mie dem Gcheimen Finanz-Collegio zu pflegen.

IV.

Die dem tande und den Städten gemelnschaftlichen Militärangelegenheicen bei Recru-
eirungen, Nalurallieferungen, Stellung der zum Armeebedürfniß erforderlichen Pferde,
Aushebung der Trainsoldacen, Worspannausschreibungen, Märschen, Eingquarcierungen,
Cantonnemenes und übrigen dahin Bezug habenden Geschäfte, werden durch eine sortwäh-
rende ständische Depucation besorge,
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Diese Deputation, von welcher außerdem noch die gemeinschafclichen Casenangelegen-
helten der Provinz besorgt werden sollen, hat den Namen:

standische Deputation zur Besorgung der dem Lande und den

Städten gemeinschaftlichen Militärangelegenheiten
zu fuhren.

Der jedesmalige Amtshauptmann nimmt an den Verhandlungen und Arbeiten der—
selben, so weit sie den zuerst angegebenen Zweck und nicht die Cassenangelegenheiten der
Provinz betreffen, Antheil, und hat den Vorsitz darin. Ueber den Umfang und die
Grenzen dieser Theilnahme wird, immaßen das von den Standen bisher ansgeubte Sub-
collectationsrecht ihnen vorbehalten bleibt, mirkelst einer der standischen Deputation vorzu-
schreibenden Instruction, die nahere Bestimmung erfolgen.

In Rucksicht der, in und bei Militarprastationen, zwischen den Unterthanen entstehen-
den Streitigkeiten hat es bei den, mictelst der Oberamtspatente vom 2ten Juni 1817.
und öten December 1318. ertheilten Vorschriften sein Bewenden. Es ist daher von
den oberlausitzischen Obrigkeiten in dergleichen Angelegenheiten unmittelbar zur Kriegs-
Verwaltungs-Kammer zu berichten, welche definitiv daruber zu entscheiden hat. Die
gegen dergleichen Entscheidungen, oder sonst in Militarsachen eingewandten Appellationen,
werden ebenfalls zuerst, mittelst Berichtes der obrigkeitlichen Behorden, zur Cognition der
Kriegs-Verwaltungs-Kammer gebracht, welche, dafern derselben die Beschwerden nicht
so beschaffen scheinen, daß eine sosortige Abhulfe erfolgen kann, wegen Rejection der
Appellation mit der Oberamtsregierung zu communiciren hat. Von dieser wird ent—-
weder die Appellation, mittelst besonders auszufertigender Schedul, rejicirt, oder derKriegs-
Verwaltungs-Kammer die fernere Verfugung uberlassen, oder dieser die Grunde mitge—-
theilt, welche der angetragenen Rejection entgegen stehen, worauf, nach erfolgtem Erkennt-
nisse, die danach an die Unterbehörden zu erlassende Verfügung ebenfalls aus der Kriegs-
WVerwaltungs-Kammer ertheile wird.

V.

Die Prüfung., Aufnahme und Verpslichrung der oberlausiHi schen Advocaken, so wie
die Entscheidung über deren etwayige Suspension oder Remotion, oder über Wiederauf-
Hebung dieser Verfügungen, soll der Oberamtsregierung zustehen.
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Die Zahl der in jedem Jahre zur Praxis zuzulassenden Sachwalter in der Oberlausis
istauf fünf festgesetze.

Zu Fertigung der wegen der Advocatur nöthigen Probeschriften, werden die Advoca-
ten nur erst nach Ablauf eines Jahres, von dem Tage des ihnen, über das bestandene
Eramen, ausgestelleen Zeugnisses an zu rechnen, und nur nach vorgängiger Beibringung
glaubwürdiger Zeugnisse über die, während dieses Jahres, in der Rechrswissenschaft erlangee
prakeische Uebung, zugelassen.

Die den Promolis, nach dem Mandate vom 2osten Januar 1725. zustehende Wer-
günstigung, ohne Abwartung des gesetzlich vorgeschrlebenen Friennü, bei den höhern Justiz-
stellen practiciren zu dürfen, soll auch ferner noch Statt finden.

Dagegen wird denselben in Absiche der Zulassung zu Fertigung der Probeschrifken ein
Vorzug niche eingeräumt, auch kann die bestimmte jährliche Zahl der aufzunehmenden
Advocaken um deswillen, daß sich Promort# unter ihnen beffnden, niche überschriccen werden,

VI.
Die seit dem Jahre 1818. in Dresden erscheinende Gesetzsammlung sbll, mit dem

Eintritte der jetzt bestimnten: neuen·Einrichtungen, auch fur die Oberlausitz gultig seyn.

Sie wird daher, nach Maßgabe des 2ten und Zten §. des Mandates vom qten Marz
1818. versendet und haben sich die oberlausitzischen Behörden gleichfalls nach den eben-
daselbst §. 4. und 5. gegebenen Worschriften, in Ansehubig der, die Oberlausisk gleich beeref-
fenden Gesege, zu richten.

Es leiden nämlich die in der Gesecsammlung abgedruckten und durch sie publicirten
Verordnungen solcher Behörden, die in den oberlauseSischen Angelegenheiten nicht zu ver-
fügen haben, in dieser Provinz. keine Anwendung und es wird, wenn sie dort gleicherge-
stalt gelren sollen, besondere desfallsige Anordnung geschehen. In Ansehung der übrigen,
von solchen Bebörden, welche den Kreislanden und der Oberlausitz zugleich vorgesestze find,
ergehenden Gesetze ist aber, daß sie für beiderlei Lande gemeinschaftlich seyn sollen, zu prä-
sumiren und es wird also, wenn sie nur partielle Gültigkeie haben sollen, darüber jedes-
mal besondere Verfügung erfolgen.
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VII.

Sämmeliche vorbemerkee Einrichtungen und Verordnungen sollen mie dem zweiten
April des laufenden Jahres in Wirksamkeic treten und es hat sich Jedermann, den es
angeht, danach gebührend zu achten.

Urkundlich haben Wir dieses Mandat eigenhändig unterschrieben und Unser Canzlei-
siegel vordrucken lassen. ·

Gegeben zu Dresden, am 12ten Marz 1821.

Friedrich August.

Gottlob Adolf Ernst Nostitz und Janckendorf.

B. Carl August Tittmann.
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Instruction
fur den

Amtshauptmann in der Oberlausiß.
—

. 1.
Die Geschaftsfuhrung des Amtshauptmanns in der Oberlausitz erstreckt sich uber die Wirkungskreis

des Amtebaupt-
Städte und das plakte land. manns in örkli-

cher Beziehung.
5. 2.

Zum beständigen Wohnorte des Ameshaupkmanns wird die Seade Budissin bestimmt, Wohmort. "7r½o
und kann derselbe, ohne höchste Genehmigung, nicht verändert werden. manus.

. 3.

Der Amtshaupemann ist dem Geheimen Finanz-Collegio, der Kriegs-Verwaltungs- unterordoune
"t - en Re -

Kammer, der Oberamtsregierung und der Landes- Oeconomie- Manufactur- und Com- everhaltnissen.
merzien-Deputation, in Hinsicht der von diesen Behorden abhangigen Gegenstande, unter—
geordnet.

G. 4.
Dem zu Folge betrifft der Wirkungskreis des Amtshaupemanns in der weiter unten ceeschäftskreis

bemerkren Maße die Justiz-Polizei= Milikair= Finanz= Landwirthschafes= Gewerbs= und kuneed
Handels-Kirchen= Schul= und Siiftungs-Communal-Grenz- und Hoheics-Angelegen= gemeinen.
beiten, ingleichen diejenigen Geschäfte, welche ihm sonst annoch von den vorbenannten obern
kandesbehörden aufgetragen werden.

Er hat dieserhalb auf die Angelegenheiten des tandes, und der Provinz insonderheit,
im Allgemeinen die genaueste Aufmerksamkeic zu richten; zu dem Ende beide Bezirke der
letztern von Zeit zu Zeit zu bereisen, sowohl von ständischen, als von den obrigkeitlichen

Gesetzsammlung 1821. l * 1



Besondere
Obliegen—

h citen /
A.) in Bezie-

hung auf das
Instizwesen.
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Ortsbehörden die nöthigen Erkundigungen einzuziehen, die hierdurch erkangeen Beobachtun-
gen und Kennenisse auf jede Weise zum Besten des andes zu benutzen, und von den be-
troffenen Mängeln oder Beschwerden alle Vierteljahre, oder, da nöchig, noch öfter, umständ-
liche Anzeige, mit Beifügung von Veorschlägen zur Abhülfe, an die Oberamtsregierung
zu erstatten.

In Rücksicht der Vierstädte sind Se. Majestät zwar nicht gemeinek, die Magistrate
derselben in den, in Absicht der Verwalcung, ihnen verfassungsmässig zustehenden Vorzügen
durch den Amtshauptmann beschränken zu lassen, es foll jedoch die bisher schon durch
Königliche Behörden über die vierstädtischen Angelegenheiten geführte Obsiche ferner zunächst
und in unterer Instanz durch ihn besorgt werden.

 5.

In Rücksicht auf das Justizwesen kritt
1.) der Ameshauptmann an die Stelle des vorhin bei den Justizämtern zu Budissin

und Görlih mitwirkend gewesenen Oberamtshofrichters in der Maße, daß derselbe, auf
die aus der Oberamtsregierung an ihn jedesmal ergehende Anordnung, die Executiv=
handlungen in den vor derselben unmiccelbar anhängigen Civil= und Concursprozeßsachen
der Vasallen und Unterthanen, durch Einweifung der verholfenen Gläubiger in deren Güter,
mittelst anzulegender Sequestration; ingleichen die Abschätzung dergleichen Güter vor der
Adjudication, nebst der darauf erfolgenden gerichtlichen Uebergabe derselben an den Ersteher,
zu bewerkstelligen, nicht weniger Wechsel= oder sonst nöthige Verhaftungen adeliger, auch
eandrer höhern Standespersonen zu dirigiren und auszuführen hat.

In gleicher Beziehung werden ihm Besitzergreifungen apert gewordener tehngüter,
nebst den dabei vorkommenden Localerörterungen, Tarationen u. s. w. übercragen und ist
demselben dabei das zu diesen Expeditionen bestimmre respective Gerichts= und Canzleiper-
sonale, auch einer der berictenen Execukoren, von der Regierung jedesmal zuzugeben.

Ausserdem kann sich die Oberamesegierung seiner, zu Auerichtung von Localcom=
missionen bei speciellen Vorfallenheiten, vornehmlich in Dienststreitigkeiten zwischen Guts-
berrschaften und Unterthanen, bedienen.

2.) Der Amtshauptmann soll Obsiche führen, daß die Rechtspfkege bei allen Gerichts-
stellen unpartheiisch und pünktlich, auch das Vermögen der Unmündigen und andrer Per-
sonen, worüber dem Gerichte die Verwaltung zusteht, gehörig verwaltet werde.

Einige dieser Behörden sind deshalb mit Specialregulativen, unter böchster Genehmi-
gung, versehen worden, und wird von selbigen Abschrisc aus der Regicrungscanzlei ertheile
werden. Wegen der übrigen aber ist, zu Abstellung der bekannt gewordenen Mängel in
der Justizpflege, ein Oberamtspacenc unterm 181en Jannar 1308,. in Druck ergangen.
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Kommt es daher zu seiner Kenntniß, daß gegen diese, oder allgemeine, die Rechts-
pflege betreffende, Vorschriften gehandelt werde, und daß namentlich Verschleifung der Pro—
cesse und Untersuchungssachen, Hintansetzung der Gesetze bei Bevormundungen und der
obervormundschaftlichen Aufsiche, UebersetzungderPartcheienbeimEinfordernvon Gerichts-
kosten oder auch den unrer die Sporteln niche zu rechnenden verschiedenartigen Gerichts-
nutzungen, und ähnliche Ungebührnisse Scate finden; so har er darüber bei der Obrigkeic
oder Gerichtsbehörde, die dessen beschuldige wird, oder dessen verdächtig ist, Erkundigung
einzuziehen, nach Befinden, jedoch ohne daß dadurch ein Aufentchale in der Sache verur-
sacht werde, die Acten einzusehn, und, wenn er das Ungebührniß gegrundet findet, ohne
selbst in der Sache ctwas vorzuschreiben oder in den Gang derselben einzugreifen, Anzeige
an die Oberamteregierung zu erstatten, welche sodann dieserhalb verfügen, und, nach Be-
finden, förmliche Justizrevision vornehmen lassen wird.

5.) Wurde dem Amtshaupemanne bekannt oder von ihm wahrgenommen, daß das
Vermêögen von Unmündigen oder andern, ihnen gleich zu achtenden Personen, von Seiten
der Obrigkeir schlecht verwaltet werde, und haftet dabei Gefahr auf dem Verzuge; so hac
er in diesem Falle der Obrigkeit sofort die nöthige Zurecheweisung zu ertheilen, auch, daß
und in welcher Maße solches geschehen sei, der Oberamtsregierung zugleich mit anzuzeigen.

Im Gegenfalle, wenn Gefahr auf dem Verzuge niche hafter, hat er sich auf die
Berichtserstattung zur Oberamtsregierung zu beschranken.

. 6.

Vorzügliche Berücksichrigung erfordert das Hypokheken= und das Deposicenwesen. Im
Betreff des erstern ist von den Obrigkeiten, Justitiarien und Ortsgerichten Ausweisung
daruber zu verlangen, daß allenthalben gehörige Kauf= und Schöppen= auch Hypotheken-
bacher vorschriftmässig gehalten und in vollständiger Ordnung fortgeführet werden, sowohl
den zum öftern vorkommenden Beschwerden, wegen langwieriger Vorenthaleung der zu. erpe
direnden Acquisitionsurkunden, Consense, oder Hypothekencassationen in der Kürze ab-
zubelsen. Wegen des Depositenwesens giebt das neuerlich, mittelst Oberamespatenes vom
Oren November 1317. publicirte Generale klare Vorschrift.

Sollee daher in Erfahrung zu bringen seyn, daß den gesetzlichen Anordnungen nicht
nachgegangen wird, und daß die Deposita ohne sichre Aufbewahrung sich befinden, so has
er der örtlichen Revision ohne Auftrag sofort sich zu unterziehen, und, nach bestäctigtem
Verdachte, den Befund zur Oberamtsregierung zu berichten.

S. 7.

Dem Ameshauptmanne liegk die Revision der Gefängnisse, sowohl bei den vier unmit-
telbaren Städten, als bei den Criminalgerichtsbehörden vom tande, von Zeit zu Zeic,

1 n I

Revision der
Kaufhandels-
und Hppothe-
kenbücher, in-
gleichen der De-
possten bei Pa-
trimonialgerich=
ten.

Revision der
Gefangnisse.
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ob. Er har dabei zu uncersuchen, aus welchen Ursachen, und seit wie lange die Inhafta-
ken gefänglich innen gehalten werden, ob ihnen die erforderliche Nahrung, Heitzung und
Reinlichkeit verschafft und ihr Schicksal nicht ohne Noth verschlimmerk, besonders bei
Krankheicen für ärzeliche Hülfe gesorgt, auch der, durch das Oberamtspaktent vom 1ten
April 1800. vorgeschriebene Besuch des Geistlichen bewerkstelliget werde. Die Abstellung
der etwa wahrgenommenen Mängel hag derselbe zu veranlassen, und, wo nöthig, an die
Oberamesregierung Anzeige zu erstatten.

6. B.

50. Iun Besie- So viel das Verhältniß des Amtshauptmanns zu der Polizeiverwaltung betriffe, so
Polizeiwesen. verbleibt die Verwaltung der Polizei und die Volizeigerichtsbarkeit den vier Stadträthen

und den Pateimonialgerichten vom tande in ihren Gerichtsbezirken. Die Personen, die
einen befreiten Gerichtsstand genießen, haben den allgemeinen, von der Ortsobrigkeic ge-
troffnen, polizeilichen Anordnungen sich ebenfalls zu unterwerfen, und es mag, wenn der-
gleichen Personen etwas unternehmen, wodurch die öffentliche Sicherheit ungezweifelt ge-
fährdec und die augenblickliche Versicherung ihrer Person nöthig wird, sogar mit der Ver-
haftung gegen sie von den Polizeibedienten des Orts ohne Anstand verschricten werden.
Es ist jedoch, daß solches geschehen, jederzeie ihrer eigentlichen Obrigkei# anzuzeigen; und
wenn die sofortige Entlassung solcher Personen, nach ihrer Vernehmung, bedenklich fallen sollte,
find sie ihrer eigentlichen Obrigkeic auszuliefern, und es ist dieser das weitere Verfahren
gegen sie zu überkassen.

Ueber diese obrigkeitliche Verwaltung der Polizei soll aber dem Amtshaupemanne die
Aufsiche, sowohl wegen der gedachten vier Stadträche, infofern Gegenstände der, auf das
ganze Markgrafihum sich erstreckenden, andespolizei in Anregung gelangen, welche durch
die specielle städeische Verfassung und Verwaltung niche allein genügend respicirt werden
können, als wegen der Patrimonialgerichte auf dem ande, zustehen, und sind folgende Ge-
genstände als hierunter begriffen anzusehen:

A.) Zur Religions= und Unterrichts-Polizei gehörig:
Ca.) die Aussiche über die Sonncagsfeier,
b.) die Aufsicht auf den Schulunterricht und das Anhalten der Kinder zur Schule

in Dorf= und Bürger-Schulen.

B.) Zur Sicherheitspokizei gehörig:
a.) die Verhücung von Tumult und Aufruhr,
b.) das Aufsuchen und Aufgreifen von Diebs= und Räuberbanden, von Verbrechern,

liederlichem Gesindel, Vagabunden,
) die Bestrafung der vagabundirenden und einheimischen Bectler und anderer ver-

dächtiger Personen,



(20 )

d.) die Abstellung unerlaubter Schank= und Gastwirchschaften,
e.) die Aussicht auf die Anstalten zu Verhütung von Feuersbrünsten, nebst den lösch-

anstalten,
I.) die Abwendung von Gefahr auf öffentlichen Pläßen und Wegen,
g.) die Aufsiche auf Unrerhaltung und Herstellung von Wegen und Brücken, welche

Privatpersonen gehören.
C.) Zur Gesundheitspolizei gehörig:

a.) die Aufsicht auf Medicinalpflege,
b.) die Sceuerung der Asterärzte,
.) die Aufsicht auf Apotheken,
d.) die Aufsicht auf das Hebammenwesen,
e.) die Steuerung und Verhütung von Epidemien,
I.) die Abwendung der Gefahr für leben und Gesundheic, die durch Menschen und-

Thiere entstehen kann,
z.) die Aussicht über die Ausübung der Thierarzneikunfk,
h.) die Verhütung und Sceuerung von Viehseuchen.

D.) Zur tandwirchschafts= Gewerbs= und Handels-Polizei gehörig:
a.) die Steuerung des unbefugeen Handelns auf den Dörfern,
b) die Steuerung des Hausirens und Trödelns mie Waaren,
C.) die Aufsiche wegen der verbotenen Aus= und Einfuhre von Waaren,
d.) die Handhabung gehöriger Ordnung auf Jahr= und Wochenmärkten.

E.) Zur Nahrungspolizei gehörig:
Ga.) die Aussicht auf Aus= und Einfuhre des Getreides,
b) auf den Victualienhandel und die Hockerei,
0.) auf Taxen, Maas und Gewicht,
d.) auf das Mahlwesen,
e.) auf das Bierbrauen und Branntweinbrennen,
I.) auf Aus= und Einfuhre des Holzes und die pflegliche Benußung der Privat=

waldungen.

F.) Zur Sitrtenpolizei gehörig:
a.) die Steuerung verbotener Spiele, des Lotto's und Ausspielens von Waaren und

Gutern,
b.) die Aufsicht auf die Kotterieen,
C.) die Aussicht auf öffenrliche Lustbarkeiken und Vergmigungen,
d.) die Aufsicht auf teihbibliocheken und kesegesellschaften,
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e.) die Steuerung der ustdirnen und liederlichen Wirthschaften,
I.) die Aufsicht auf Erhalcung äusserer Zuche und Ordnung.

G.) Zur Armenpolizei gehörig:
die Aufsicht auf Unterstützung und Versorgung der Armen und Ausmittelung des
Untcerkommens für Arme, und ausser diesem noch alles Andere, was, ohne hier
namhafe gemacht worden zu seyn, als ein zur Yolizei gehôoriger Gegenstand an-
gesehen werden kann.

.

. 9.
Aufsicht und Wegen des dem Ameshaupkmanne, in Beziehung auf die oberlausitzische Gendarmerie-

Mitwirkung bei . ,. . ., ,

der errichteten anstalt, zustehenden Wirkungskreises, wird künftig besondere Anweisung erfolgen.
Gendarmerie-
anstalt. g. 10.

auusiichtafb In Hinsiche der Gesundheikspolizei hat der Amtshauptmann darauf zu achken,
Gesundheits= daß die Functionen der tand- und Scadtphysicen, auch Chirurgen jederzeic prompe und
folizei. auslanglich besetzt werden, und daß diese angestellten Bediensteten ihren Amtspflichten

getreu nachkommen.
In nachster Beziehung steht er hierunter mit dem Landphysicus zu Budissin, welcher

sich seinen Verfugungen bei vorkommenden Epidemieen und Seuchen, auch sonst in lan—
despolizeilicher Hinsicht, gemaß zu bezeigen verbunden ist. Er hat aber, nach genommener
Rucksprache mit demselben, in dergleichen Fallen die Rathe der vier Stadte zur nothigen
Mitwirkung durch ihre Phyicos aufzufordern und anzuweisen.

Die jährlichen Medicinalberichte der Physicorum werden kunftig unmittelbar an ihn
befordert. Er hat daher, bei deren Aussenbleiben uber 6. Wochen nach Ablauf jeden
Jahres, sofort Erinnerung zu thun, sodann aber die eingegangenen sammtlichen Anzeigen
zugleich der Oberamtsregierung zu uberreichen und seine eigenen Bemerkungen, wenn
er vorher, erforderlichen Falls, am Orte nähere Erkundigung über die bemerkbar gemachten
Gebrechen eingezogen, binzuzufügen. Ausserdem erstattet er wegen jedes besondern Falles,
worüber es höherer Anweisung oder Verfügung bedarf, eben dahin Bericht und bringe die
darauf genommenen Beschlüsse zur Vollzlehung.

. 11.

Polizei- Der Amtshauptmann hat, zu Folge der ihm übertragenen Aussicht, von Zeit zu Zeit
revissonen. Revisionen anzustellen, wie die Polizei nach allen dazu gehörigen Umständen bei den tan-

desbezirken, und, in Ansehung der im B. C. bemerkten landespolizeilichen Gegenstände, bei
den vier Städten gehandhabt werde, und, wenn er Vernachlässigungen oder Mißbräuche
wahrnimmt, die Obrigkeit zu deren Abstellung und zu genauer Befolgung der Gesetze,
mic Erinnerung an die darinnen bestimmten Strafen, anzuhaleen.
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8. 12.

Wird einer folchen Anordnung nicht Folge geleistet, fo hat der Amtshauptmann zur iberseren ge-chlasssnge

Oberamtsregierung Anzeige zu erstatten, damie weitere Verfügung ergehen, auch die ver- Sr unordent=iche Obrigkeis
wirkte Strafe sofort beigetrieben werden kann. 7.

6. 16.
Die von den Gerichtsobrigkeiten, über beschehene Uebertrezung eines Polizeigesetes Wohin die

- s e - - - - - ei B rj ts 7

von Seiten eines Gerichksuncerthanen, oder ähuliche, zur Polizeigerichtsbarkeit gehorige Berschtserssai.
Gegenstände, zu erstattende Berichte sind einzig an die Königliche Oberamtsregierung zugeisällen zurich=
richten.

2 1 4. «

BeieintretendenSeuchenod"erandern,schnelleAbhülfeerforderndmEreig:«nissen,harNkchrFeigxne
der Amtshauptmann die in den Landesgesetzen naher bestimmten oder andere Vorkehrun- bahwbenliche Von-
gen zu treffen, die er nach der tage der Sachen für nokhwendig oder zweckmäßig erachtet, kressen.
und von dem Worfalle, so wie von den getrossenen Vorkehrungen, an die Oberamteregie-
rung ungesäumt zu berichten. #

 15.

Ausser diesem Falle kann er neue, in den Geseßen nicht bereits begründete, polizei-
liche Einrichtungen weder überhaupt, noch an einzelnen Ortschaften anordnen, ohne zu-
vor die Genehmigung der Königlichen Oberamesregierung erhalten zu haben.

G. 16.
Unmittelbare Anordnungen in Polizeifällen an einzelne Gerichtsunterthanen können von

dem Amtshauptmanne nur dann erlassen werden, wenn ein Fall der Noth vorhanden
und die Hülfe der Obrigkeic, unter welcher der Gerichtsunterthau stehe, nicht augenblick-
lich zu erlangen ist. In diesem Falle kann die unmittelbare Anordnung auch unter An-
drohung einer Strafe geschehen. Diese Strafen dürfen jedoch nur solche seyn, welche schon
die Gesetze für Vernachlässigungen und Mißbräuche bestimme haben, und hac der Amts-
hauptmann alsdann die ordentliche Obrigkeit von dieser Anordnung und der Ursache ihrer-
Dringlichkeit in Kenntniß zu sesen, damit dieselbe, wegen der Bestrafung und sonst, das
weiter Nöthige besorge.

 17. .

InRücksichtderNekrutirnngen,.Naturallieferungen,Stellung-derzum?crmee6e-C.)InMili:
durfniß erforderlichen Pferde, Aushebung der Trainsoldaten, Vorspannausschreibungen talrsachcu.
Marsche, Einquartierungen, Cantonnements und ubrigen sich darauf beziehenden Geschäfte,
bat der Amtshauptmann an den Verhandlungen und Arbeicen der, zu Beforgung der dem.
tande und Städten gemeinschaftlichen Milirairangelegenheiten, bestimmten fortwährenden.



D.) In Finanz-
sachen.

( 32,)

ständischen Deputation Antheil zu nehmen, und bei ihr, ohne Präjudiz des ausserdem den
gandesältesten zustehenden höheren Ranges, den Vorsiß zu fuhren. Er hat daher die
Anordnungen der Kriegs-Verwaltungs-Kammer in diesen Beziehungen von ihr unmittelbar
zu empfangen und der Deputation mitzutheilen, auch über deren Befolgung, so wie sonst
wegen militoirischer Gegenstände, an dieses Collegium zu berichten. Ueber den Umfang
und die Grenzen seiner Theilnahme an den Deputationsgeschäften wird, immaßen das
von den Ständen bisher ausgeübee Subcollectationsrechtihnenvorbehaltenbleibe,mittelst
der, der ständischen Deputation annoch vorzuschreibenden Instruction, die nähere Bestim-
mung erfolgen.

Die Tararion der zum Armeebedarf zu stellenden Pferde und die Aufsichtsführung
über die Königlichen Magazine hat der Ameshauptmann ausschließlich zu besorgen.

. 13.
Der Amtshauptmann führr die Aufsiche uber das Finanzwesen innerhalb des ihm an-

vertrauten Bezirks, über die landesherrlichen Gerechtsame und das landesherrliche Eigen-
thum, dessen Verwaltung und Benutzung und über die zur tocalverwaltung angestellten
Diener, hat jedoch an der Verwaltung selbst keinen Antheil zu nehmen.

Soviel das Post= insleichen das Geleits= Zoll= und Acciswesen betrifft, so ist ihm,
wenn er bei den Posten Saumseligkeit in Forcschaffung der Reisenden oder andere Unge-
bührnisse, oder bei dem Zoll= und Acciswesen Gesetzwidrigkeiten oder Unordnung bemerke,
die dabei angestellten Personen unmittelbar zurechtzuweisen, gestattet; jedoch hat er von
dem Vorfalle und der erfolgten Zurechtweisung die, zur Aufsicht über diese Personen, be-
stellte Behörde in Kenntniß zu sehen.

In Ansehung des Postwesens hae der Ameshauprmann insbesondere Ache zu haben,
daß die, in dem Generali vom Oten Februar 1806. 5. ö. verordneten Maßregeln gegen
die Renitenz oder Versäumnisse der zum Einspannen verpflichteten Uncerthanen befolge
werdem. « «

Das Salzwesen ist von dem, zu Verwaltung der indirecten Abgaben, zu bestellenden
landesherrlichen Officianten zunächst zu respiciren. Es hat aber der Amtshauptmann die
Aufsiche über die Salzschenken und die von den Obrigkeiten geschehende Befolgung der in
Salzsachen ergangenen Geseße zu führen, auch ist er berechtigt, den Obrigkeiten, als wel-
chen die Unrersuchungen wegen der Salzunterschleise zustehen, die Führung derselben und
die Einbringung der verwirkten Strafen aufzugeben und dabei selbst zu concurriren, inglei-
chen die Salzverwalterei zu revidiren.

Bei den Untersuchungen, die von dem mit der Direction der Verwaltung der fiscali-
schen Casse beaufcragten Commissarius gegen Abgaben-Unterschleife zu fübren sind, hat der
Amtshaupmann dann zu concurriren, wenn die Denunciation oberlausitzische Vasallen,
oder andere der Oberamtsregierung unmittelbar unkergeordnece Personen betrifft.
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. 19.
Im Allgemeinen hat der Ameshauprmann seine Aufmerksamkeit dahinzu richten, daß Allgemeine

das landesherrliche Inreresse scher gestellt und befördert, jedoch det davon nie zu trennende Shtlegen:
Wohlstand der Unterthanen nicht benachtheiligt und jede willkuhrliche Bedruckung gänzlich "
vermieden werde.

Zu diesem Behufe hat derselbe das Acten= Cassen- und Rechnungswesen der ihm
untergeordneten Diener, insbesondere auch bei der, an die Sielle der landeshauptmann-
schaftlichen und landvoigkeilichen Cassen tretenden, Provinzialcasse von Zeit zu Zeit genau
zu revidiren, die hierbei bemerkten kleinen Mängel sofort abzustellen, größere Gebrechen
aber und Cassendefecte aller Art dem Geheimen Finanz-Collegio anzuzeigen, auch zugleich
die zur Sicherheit des Fisci nöthigen Vorkehrungen zu ktreffen, übrigens sich mic jenen
Olenern und andern sachkundigen Personen, über die ekwa zu ktreffenden nüßlichen Ver-
anstaltungen, sorgfältig zu berachen und in dessen Verfolg das Nöchige zu verfügen. ·

WennjedochhierzuüberdiefüreinigeObjectebestimmtenEtatsquantagrößereSums
men erforderlich seyn, oder hauptsachliche Veranderungen beabsichtigt werden sollten, so
ist zuvorderst, insofern nicht Gefahr beim Verzuge entsteht, die Genehmigung des Gehei—
men Finanz-Collegii einzuholen.

Der Amtshauptmann steht, in Ansehung der von ihm zu respicirenden fiscalischen An-
gelegenheiten, lediglich unter der Anordnung des Geheimen Finanz-Collegii, er hat mithin
in solchen Dienstsachen blos an dieses, niemals aber an die Oberamtsregierung zu be—
richten, indem, wo das Einschreiten der letzteren, wie z. B. wegen eingewandter Appel-
lationen in dergleichen Sachen, erforderlich fallt, das Nothige desfalls communicando von
dem Geheimen Finanz-Collegio veranlaßt werden wird.

6 20.

Obschon Königliche Kammergüter dermalen bei dem Markgrafthume Oberlausit niche Besondere OÖb-
anzutreffen sind, so können doch dergleichen, durch Anfall apert gewordener tehngüter, oder Hehenbeiten a
durch fteiwilge Acquisition, oder auch auf andere Weise entstehen. In diesem Falle hat Domainen,
der Amtshauptmann sich den ihm dieserhalb aus dem Geheimen Finanz-Collegio zukom-
menden besondern Anweisungen, so wie der allgemeinen Vorschrift des 20. 9. gemäß
zu bezeigen.

 21.

In Ansehung der, unter seiner Aufsicht stehenden, Königlichen Gebäude soll der Ames= auf die landes-
6 . herrlichen Ge—

hauptmann dafur sorgen, daß sie stets in gutem Stande erhalten, auch die Reparaturen bande
und neuen Baue zur rechten Zeit und auf die zweckmaßigste und am wenigsten kostspielige
Weise veranstaltet werden. Er hat daher mit den Bauofficianten sich uber die, zu diesem
Behufe zu treffenden Maßregeln zu vernehmen, deren Anschlage, welche jedesmal an ihn
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abzugeben sinb, und zwar, wenn sie bei einem Baue oder bei einer Reparatur mehr, als
funfzig Thaler becragen, an Ore und Stelle, besonders in Hinsiche auf die angesetzten
Preise der Baumacerialien und Arbeitslöhne, zu prüfen und selbige, mie Bemerkungen
über die Norchwendigkeit des Baues und über die Zweckmäßigkeie des Anschlags, an das
Geheime Finanz-Collegium einzureichen, diejenigen, welche an landesherrlichen Gebäuden
Baue und Reparaturen auf eigne Kosten oder im Gedinge zu veranstalten, und die Ge-
werken, welche landesherrliche Baue auszuführen haben, zu ihrer Schuldigkeit anzuhaleen,
Baue, die obige Summe öbersteigen, zu revidiren, Belege und Rechnungen einzusehen,
solche, nach befundener Richtigkeit, zu artestiren, und auf diese Weise das landesherrliche
Bauwesen in allen Beziehungen in gehöriger Aufsicht zu balten. Sollten im Bezirke des
Amtéshauptmanns landesherrliche Gebäude oder Wohnungen darinnen leer stehen, so hat
derselbe, wenn sie für die Bewirehschaftung und für den Dienst enebehrlich sind, auf deren
Vermiethung oder Veräusserung Bedache zu richeen, in beiden Fällen aber, bevor darüber
verfüge wird, des Geheimen Finanz-Collegi## Anordnung einzubolen.

. 22.

A Ettaßen und In Ansehung der Straßen- und Bruckenbaue hat es bei dem Mandate vom 23sten
« April 1781. zur Zeit sein Bewenden und wird die vorhin der Landeshauptmannschaft

ubertragene Aufsicht daruber nunmehr von dem Amtshauptmanne in gleicher Maße fort—
gesetzt und zur Ausubung gebracht.

g. 23.

M v% Wenn wider die, des Amtshaupkmanns unmit(telbarer Ausfsiche, untergeordneten Diener
Ghöns heer Dienstbeschwerden geführe werden, so liege ihm die erste Cognition in der Maße ob , daß

gen die ibm un. er über den Grund der Beschwerde Erörterung anzustellen, von dem Angeschuldigten An-

lergebemn Die= zeige zu erfordern und der Sache gemäße Bescheidung zu geben, oder an die Behörde Be-
" richt zu erstatcen hat.

 . 24.

* DODer Awmeshaupemann hat sich mit dem Betriebe und Gange des Handels und der
Dewerbe. Gewerbe auf das sorgfaltigste bekannt zu machen und thunlichst dahin zu wirken, daß teicheig-

keit des Verkehrs und Freiheit des Handels, sowohl bei der Erzeugung und Verfeinerung,
als bei dem Absatze und Vertriebe der Produkte erhalten und befordert, die Gewerbe ihrem
naturlichen Gange uberlassen und keines derselben zum Nachtheile anderer begunstigt, aber
auch keines in seinem Entstehen und Ausbreiten behindert werde, insofern solches nicht
durch die bestehenden Gesetze beschrankt wird. Er hat zu diesem Behufe sich über die
einschlagenden Gegenstände mit Königlichen Dienern, Obrigkeiren und sachkundigen Per-
sonen zu vernehmen und die nöchigen Veranstaltungen einzuleiten oder zu treffen, insofern
sie aber, ihrem Wesen nach, einer höhern Verfügung bedürfen, seine Anträge an die Ober-
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amtsregierung zu bringen. Bei Gesuchen um Prämien, die zu Aufmuncerungdes
Nahrungsstandes ausgesetze, werden, hater die nöthigen Erörkerungen anzustellen und an-

die landes-Oeconomie-Manufaceur= und Commerzien-Deputation Anzeige zu erstatcen.
In Ansehung der Zeugnisse wegen Rettung verunglückter Personen har der Ames-

haupemann dem Generali vom 1 16en März 1817., als welches führohin auch in der
Oberlausitz in Anwendung zu bringen ist, nachzugehen.

Wenn in seinen Bezirken oder einzeknen Orten derselben Nahrungslosigkeic enestehe,
eder ein Gewerbe auffallend sinke, so bat er, mit Bemerkung der Ursachen, an die Ober.
amtsregierung zu bericheen.

6 25.

In Ansehung der Kirchen-Schul= und Seifeungs-Sachen, ingleichen der Communal= #). In Kirchen-
. , «, chul= und

Angelegenheicen, im Bezug auf das Schuldenwesen der Communen, Theilung schädlicher S'tfeunz *
Gemeinheiten und auf Entwasserungen versumpfter Landereien, hat sich der Amtshaupt— eeel-
mann auf die Anzeige der von ihm in diesen Stücken für nöchig oder nüßlich erachteren ngelegenhel-
Veranstaltungen, oder bemerkten Mängel und Ungeböhrnisse, zur Oberamtésregierung und
auf Ausrichtung der von ihr zu empfangenden diesfallsigen Aufträge zu beschränken.

ß. 26. «

Der Amtshauptmann soll auf die Grenz- und Hoheitsangelegenheiten sein besonderes 83 I e
Augenmerk richten und zu dem Ende darauf sehen, daß die Landesgrenzen nicht geschmä= Sachen.
lert werden und die ausländischen Nachbarn sich weder Terrikorialverleungen und Ein-
griffe in die hoheitlichen Rechte erlauben, noch sonst eines Befugnisses anmaßen, welches
dem Königlichen Interesse oder dem der Unterthanen nachtheilig werden könnte. Wenn
Fälle dieser Ark eintreten, so hat er, soweit thunlich, zu momencaner Erhaltung des Besiß-
standes, die nöthigen Vorkehrungen zu treffen und gleichzeitig Anzeigen zu der Oberames-
regierung, auch, wenn Königliche Forste oder Domainen dabei interessire sind, zugleich
an das Geheime Finanz-Collegium zu erstatten.

. 27.

Die Consumencen= und Getreideverzeichnisse, Nahrungstabellen und statistischen und r Lund
polizeilichen Anzeigen aller Art sind zwar, von sämmtlichen Gerichtsobrigkeiten, noch ferner- erboinlip
bin unmittelbar zur Oberamtsregierung, innerhalb der dazu bestimmten Fristen, einzu= Anzeigen.
senden. Es werden aber dieselben sofort nach dem Eingange an den Amtshauptmann
abgegeben, um selbige, nach seiner erlangten localkenntniß, zu prüfen, und, da nöthig, nach
vorgängiger Rückfrage an die betreffende obrigkeitliche Behörde, zu vervollständigen, damit
sodann die tabellarischen Uebersichten hiernach mie Zuverlässigkeit abgefaßt werden können.

Merkwürdige Naturereignisse und ungewöhnliche Begebenheiten hat der Amtshaupt-
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mann, wenn dergleichen zu seiner Kenntniß gelangen, der Oberamtsregierung, auch,
daferne sie sich auf das Finanzwesen beziehen, dem Geheimen Finanz-Collegio anzuzeigen.

 . 28.

dliegenheiten Der Ameshaupemann hat die Verhälenisse der Provinz überhaupt in geographischeres Amtshaupt- .. -,. .. . , »

maunsikpMJndstausttscherHinsicht,sowiekuBeziehungaufdteVerfassung,daSAbgabenweIpn,
Jsftsäsedæ FxlsdieGefetzgebungundandereEinrichtungen-desAuslandes,zumbesondernGegenstande
YIFYIZTYMS seines Studiums und seiner Beobachtung zu machen. Wenn er auf Gebrechen aufmerk—
haupt, sam wird, welche abzustellen, auf Mängel, welche zu ergänzen, und auf Verbesserungen,

welche auszuführen seyn möchten, um, seiner Ansicht nach, das Beste des tandes oder
einzelner Theile desselben zu befördern, oder, wenn er Einrichtungen im Auslande kennen
lerne, die zum Vortheil oder Nachtbeil des diesseitigen Ltandes und seiner Bewohner ge-
reichen, oder wohl als Muster zur Nachahmung benutze werden könnten; so hat er sich
bierüber mie sachkundigen Personen zu berathen und die Resultate seiner Ueberzeugung der
Oberamesregierung, zum Behuf der weitern Berathung und an die betreffenden can-
desbebörden zu erstattenden Anzeige, mitzutheilen.

. 20.

und auf die un Im ubrigen soll der Amtshauptmann das Beste der Einwohner seiner Bezirke im
Einzelnen. Ganzen und im Einzelnen zu befordern bemuht seyn, mithin die Unterthanen aller Klas—

sen, wenn sie Anfragen bei ihm thun, oder Beschwerdebei ihm fuhren, die sich auf sei—
nen Geschäftskreis beziehen, liebreich anhören, aufmuntern und belehren, auch ihnen, ein-
tretenden Falls, durch Verwendung und guten NRath zu belfen, sich angelegen seyn lassen.

b. 30.

Sporteln und Der Ameshaupemann ist niemals und in keinemFalle berechtige, Sporteln, Gebüh-
werden unter- ren oder Vergücungen, sie mögen seyn, von welcher Art sie wollen, zu verlangen, eder,

sagt. wenn sie ihm, unter welchem Vorwande es sei, angeboten werden, anzunehmen; er
darf dieß auch seinen Untergebenen auf keine Weise gestatten.

g. 31.
Besolzurg der Den Obrigkeicen ist zur Pfliche gemache, den Anordnungen des Amtshauptmanns in
mannschaft den Grenzen seiner Instruction willige Folge zu leisten und den Ameshauptmann von allen
lichen Avord wichtigen, die allgemeine tandes= und besondere Orkspolizei betreffenden Vorfällen unver,
ten der Obrig= züglich in Kenntniß zu seten.
keiten. 32

Assistenz der Dem Ameshauptmanne haben, auf Verlangen, sämmeliche Militair= und Civilbehör=
tlitair= und ... - .

kajdssrzkdksk den die nothige Assistenz zu leisten.

Ausgegeben zu Dresden am 24. März 1821.
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#o.) Mandat,
die Einführung der alterbländischen Prozeßgesetze, sammt was dem anhängig,

in der Oberlausitz betreffend)

vom 15ten März 1321.

W## Friedrich August, von GOITES# Gnaden, König von
Sachsen 2c. 24c. 2c. thun hiermit kund und zu wissen, daß Wir, auf erfolgee Erklärung
Unserer gekreuen oberlausizischen Stände von kand und Scädten, und vernommenes Daföür-

balten der Behörden, für gut gefunden haben, in Unserem Markgrafthum Oberlausit die
in Unsern alten Erblanden geltenden Prozeßgesetze, mic einigen, wegen der dortigen Ver-

fassung, nöthigen Modificationen einführen, auch sonst einige Veränderungen in dem da-
selbst gewöhnlichen Verfahren bei bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten treffen zu lassen, und
verordnen daher Folgendes.

6. 1.

Der durch den Prager Vertrag zwischen tand und Städten vom Jahre 1534. Tit. Der Mandats-

von Hülfen und Schulden 2c. die Canzleitare vom Jahre 1562. J. XXXVIII. und die !*7-7 zur da
Rudolphsche Polizeiordnung vom Jahre 1582. Tu von Hülfen und Aufgeboten rc. begrün= dete Hülfsver-
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fahren wird guf-
neheden, WN—— soll nebst dem, aus diesen gesetzlichen Anordnungen abgeleiteten. ·- ,

gu deis * nicht weiter Statt finden. Auch sind die in dieser Beziehung bei einigen
ierstadten abweichend hiervon eingefuhrten Formen und Gerichtsbraerichtsbrauche zugleich i

fall zu bringen. he zuzleich in Wes

 2.

Die Arteste .werden aufze- Was wegen Verstattung und Verfolgung der Arreste, auch prioritatischen Locirung
hoben, der damit belegten Forderungen bei Concursen, in der oberlausitzer Amtsordnung vom

T 101 1. P. I. und IV. verordnee, ingleichen durch Statuten oder Observanzen ein-
zelner Städte festgesest worden ist, wird ebenfalls bierdurch aufgehoben.

« Fis.

Die Conven- De e ... 4
tionalhppotbe= n, nach gedachter Amtserdnung P. I. Class. 3. „Wenn auch ein Gläubiger ver
ken sollen kein zweien oder dreien Zeugen 2c.“Torkugsrecht whek 3 gen c.“ bis daher in Gultigkeit verbliebenen Conwentienalpre«

weiter haben. tbeken sell kein Vorzugsrecht weiter beigelegt werden.

5. 4.
Die alterblan- .. *# .

dkschesprozeß-DiekmJahr,e16»22sbekannkgemachte Ehursåchsischesprozeß-undGerichksordnung,
ordnung vombst nebst deren im Jahr . .- ,,Frasäslwåjlxäth st Jahr 1724. erfolgten Erlauterung und Verbesferung, wie beides damals
r vom- Jarr vereinigt zum Druck gebrache und dem Buchhandel übergeben worden ist, ingleichen das

dAetwe unter dem 26sten November 1753. publicirte Mandat wegen Abstellung prozessualischerWeit-
lischun läufigkeiten in geringsügigen Sachen, soll bei allen Gerichtsbehörden der Oberlausih, in

1minErizaste sofern niche in Nachstehendem eine Ausnahme bestimme worden ist, als Norm für das
1 "l — -

kasn oh */53. Verfahren in bürgerlichen Rechtsstreitigkeicen gelten,
lausitzGültigkeit
erhallen.

ß. 5.
A sn - »X * 7er 6 -

dad ahmen * sind nämlich hierbel die Titel XL. XLII. XLIII. XLIV. XLV. XLVI. XLVII.
X. und L. der gedachten Prozeßordnung und deren Erlauterung auszunehmen, indem es
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im Betreff der Ordnung, nach welcher die Concursglaubiger zu lociren und zu befrie—
digen sind, bri den Bestimmungen der Amtsordnung vom Jahre 1011. P. I. #. XXIV.
und der darüber abgefahken und erlassenen bocalstatuten und Specialverordnungen zur

Zeit sein unverändertes Bewenden haben soll.

. 6.
Ferner sind alle darin, mit namentlicher Beziehung auf alterblandische Behorden und

Instanzen, gegebene Vorschriften, auf die in der Oberlausitz befindlichen, nach deren bestimm-
ten Verhältnisse, anzuwenden.

Es sallen daher auch die §. 1T. Tu. XXXIX ber erläuterren Prozeßordnung und F. 4.

des Anhanges zu derselben, dem Armenhause zu Waldheim bestimmten Strafgelder, niche
diesem, sondern den Armeninstituren jeden Orces oder den landständischen Armenin-

stituten zu.

S. 7.
In Rücksiche der Rechtsmittel der gLeurerung und Appellation, so wie der dabei zu Die bisherigen

beobachtenden Formalien, behalten Wir Uns vor, in Kurzem besondere Verordnung zu nerene nan
erlassen. Bis dahin mag den, in der Amesordnung P. I. S. IV. und X und in den, dieselbe ——i’ee
erläuternden Oberamtspakenten vom Zosten November 1722. und 14ten October 1705. Hand sültis
enthaltenen Vorschriften, so weic diese, nach Aufhebung des judicir ordinarüt von Land und Fueer

Städten, überhaupt noch anwendbar geblieben sind, nachgegangen werden,

- Hsss

Die seit dem Jahre 1724. in dem Markgrafthum Oberlausitz, uber das Verhalken Welche Prozeß-
der Richter und Advocaten uberhaupt, oder uber das richterliche Verfahren insbesondere, gesetrand een
allgemein bekanne gemachten Gesetze, welche in Unserer erbländischen Prozeßordnung nicht ben hen,
enthalten sind, sollen vorjetzt ebenfalls fortdauernde Gültigkeit behalten, wenn dieß nur
ohne Widerstreit mit den jetzt (§. 4.) für güleig erklärten Vorschriften der gedachten
Prozeßerdnung und den getroffenen neuen Verfassungs-= und Verwaltungs-Einrichtungen
geschehen kann.

 7 1
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. .

Von weldet Gegenwartiges Mandat soll mit dem ersten Ockober dieses Jahres in Wirksam-
zntt keit ereten.
Wirksamkeit .

trete. Hiernach hac sich Jedermann, den es angehe, gebührend zu achten.

Urkundlich haben Wir dieses Mandat eigenhändig unterschrieben und Unser Canzlei-
Siegel vordrucken lassen. Gegeben zu Dresden, am 15cen März 1321.

Friedrich August.

Gotktlob Adolf Ernst Nostitz und Jänckendorf.

D. Carl August Ticemann.
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10.) Verordnung der Landesregierung,
das, uf die wider Veräusserungen oder Verpfändungen eines Grundstücks einge-

wendeten Motestationen oder Appellationen, zu beobachtende
Verfahren betreffend,

vom 15ten Marz 1321.

V.# GOTTES Gnaden, Friedrich August, Konig von Sachsen rc.7c.2c.

Es hat zeither, wenn, zur Sicherstellung von Schuldforderungen und andern An-

prüchen, wider Veräusserung oder Verpfändung der Grundstücke des Schuldners, Protesta-
tionen oder Appellationen eingewendee worden, bei den Gerichtsbehördeneingleichför-
miges Verfahren niche Statt gefunden, undinsbesondere sind solche Widersprüche oft erst
nur gelegentlich, und nach längerm Zeitverlaufe, zur Kenneniß der Eigenthümer jener Grund-
stücke gebracht worden. Wir finden daher, zur Verhütung der hieraus entstehenden Rach-
theile, für nöthig, zu verordnen, daß in Zukunft

A.) auf jede dergleichen Protestation, wenn sie mie einer Appellation niche ver-
bunden ist, sofort von der Gerichtsobrigkeit Resolution gefaßt, und, bei 10 Thalern Strafe,

a,) wenn der Anspruch dessen, welcher die Protestation einwendet, so wie, nach Be-
finden, der Abfall der Nahrung des Schuldners, einigermaßen bescheinigt worden, lesß-
terem und denjenigen Personen, welche sonst ein, bei der Gerichtsbehörde, bekanntes In-
teresse dabei baben können, binnen 14 Tagen von der Zeic an, da die Protestation ein-

gewender worden, solche zur Nachachcung bekanne gemache werde, wogegen

b.) wenn die erwähnte Bescheinigung ermangele, der Impetrane mie seinem
Suchen ausdrucklich abzuweisen und diese Abweisung demselben mie thunlichster Beschleu-
nigung bekannt zu machen ist.

.) Wenn Appellationen gegen Veräusfferung oder Verpfändung von Grundstücken

eneweder mit Procestationen verbunden , oder besonders eingewendet worden sind, so haben
die Gerichtsbehörden ebenfalls, bei 10 Thalern Strafe auf jeden Coneraventionsfall, nicht nur
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a.) dergleichen Appellationen, sie mogen unbedingt, oder nur auf. gewisseJälleeinge-

wendet seyn, allezeit und obne biergegen denetwanigen Ankrag des Appellanten, mit
dieser Notification Anstand zu nehmen, zu berucksi cheigen, dem Schuldner, so wie denjenigen
Personen, welche sonst ein, dem Gerichte bekanntes, Interesse dabei haben konnen, binnen
14 Tagen bekannt zu machen, sondern auch,

b.) auf Ansuchen des Eigenthümers oder Käufers des in Frage befangenen Grund-
stücks, so wie eines Jeden, welcher bei Beseitigung der Appellation sonst ein Interesse hat,
Bericht zu erstatten, und dergleichen Berichte, wenn niche dringende Umstände meh-
rere Beschleunigung erforderlich machen , längstens binnen acht Tagen von dem desfallsigen

Ansuchen an gerechnet, zum Abgange zu bringen, dabei auch der Vorschrife der erläu-
terten Prozeßordnung ad tit. 35. J. 7. nachzugehen.

Hiernach haben sich sämmcliche Obrigkeiten hiesiger kande gebührend zu achten, und
daran Unsern Willen und Meinung zu vollbringen,

Dresden, am 15t1en März 1321.

Freyherr von Werthern.

Ausgegeben zu Dresden, am 28sten März 1821. Christian zebreche Noßky, 8.



( 453)

Gesebsammlung
für das

Königreich Sachsen.
0.

!II.) Verordnung der Landesregierung,
die Requisitionen ausländischer Behdrden in Abgaben-Defraudations-

Sachen betreffend
bom ziusten März 1821.

V. GOTEGnaden, Friedrich August, König von Sachsen 2c. w. 2c

Da Wir fur nöthig finden, daß bei Requisitionen ausländischer Behörden in Abgaben-
Defraudations-Sachen, ehe auf selbige von den requirirten Behörden etwas unkernommen
wird, jedesmal zuvörderst bei Unsrer kandesregierung angefrage werde; als haben in Zu-
kunft sämmrliche Obrigkeiten Unsrer Lande die an sie in solchen Fällen gelangten Regquisi-
tionen, nach deren Eingang, zur Kenneniß Unsrer Landesregierungzubringenund von der-

selben hierauf sich diesfallsiger Bescheidung zu gewärtigen.
Dresden, am 51sten März 1321.

Freyherr von Werthern.

Christian Lebrecht Noßky, 8
Gesetzsammtung 1821 I 111
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1I2.) Bekanntmachung.

N Se. Königliche Majestät dem hiesigen apostolischen Vicar, in der Hof-Rang-

Ordnung den Platz in der zweiten Klasse, unmittelbar nach dem Ober-Consistorial-Prä-

sidenten, angewiesen; ingleichen, daß die jedesmaligen Inhaber der drei ersten juristischen.

Professuren auf der Universität Leipzig, als Capitularen zu Merseburg und Domherren zu

Naumburg, den Rang in der dritten Klasse, unmittelbar nach den Capitularen zu Meißen,

fernerhin beibehalten sollen, anzubefehlen geruhet haben; als wird solches hiermit nach-
träglich zu der, unterm 2 sten December 1818, bekannt gemachten Hof-Rang-Ordnung,

zur öfsentlichen Kenneniß gebracht.
Dresden, am Sten April 1821.

Königl. Sächs. Ober-Hofmarschall-Amt.



13.)Auertissement,

die fernere Verloosung und Rückzahlung der Landesschulden

betreffend,

vom zlüsten März 1321.

N# Beendigung der mie der Königl. Preuß. Regierung erfolgken Abeheilung der Landes-
schulden, haben die Scände der alten Erblande des Königreichs Sachsen bei gegenwärctiger
tandesversammlung vorzüglich darauf Bedacht genommen, die in dem Avertissemene vom
25. Juny 1813, im Betreff der successiven Rückzahlung der dem Königreiche Sachsen
zur Vertretung verbliebenen ältern sowohl, als der neuern tandesschulden, errheilten Zusiche-
rungen zu erfüllen, Und da die, auf das Herzogthum Sachsen, von Preußen mehr über-
nommenen ältern tandesschulden, gegen eine verhältnißmäßig größere Summe neuer,
von dem Konigreiche Sachsen übernommenen Schulden ausgeglichen worden sind, so ist
auch in Hinsicht des zu Tilgung der tandesschulden bestehenden Fonds eine feste Bestim-
mung über dessen Verwendung zu dem gedachten Zweck zu treffen gewesen.

In Verfolg desselben wird nun, unter allerhöchster Genehmigung Sr. Königl. Ma-
jestät, Folgendes andurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht:

I. Für die ältern von Ostern 1821 an durch die Verloosung zur Tilgung zu bringenden
Schulden, wegen deren Anmeldung bereits, mittelst des underm 16. Jan. d. J. er-
lassenen Uoertissemenes, eineAufforderung erfolgt ist, wird, außer dem für dieselben be-
stehenden Fonds zu Abtragung der Zinsen, ein werbender Tilgungsfonds von jährlich

50,000 Rrhlr.— —

andurch festgesetzt, welcher zur Rückzahlung dieser Schulden in der Maße verwender
werden soll, daß jede Oster= und Michael-Messe die Summe von

25,000 Rehlr.— —,

wozu künftig die durch die Tilgung der zurückgezahlten Capitalien. ersparten Zinsen zu
schlagen sind, durch die Verloofung herausgezogen, und in der darauf folgenden Mi-
chael= und Ostermesse, gegen Rückgabe der Obligationen, bei der Steuer-Credit-Casse aus-

 L
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gezahlt werden wird. Ueber die Hohe der, in Folge der geschehenen Anmeldung, in die
Verloosung gecrecenen Summen, wird von den zur Steuer-Credic-Casse verordneten stän-

dischen Deputirken nachmals eine öffentliche Bekannemachung erfolgen.

Weil im übrigen, zu Folge des 2. LS des uncerm 16. Januar dieses Jahres er-
lessenen ständischen Avertissements, die an dieStelle der unverwechselten, bisber unver-
loosbaren alten Sceuerscheine tretenden, neuen 3 procentigen ständischen Obligationen
nur auf runde Summen ausgefertigk, und alle uner 2.5 Thaler betragenden Schulden-
Antbeile baar zurückgezahlt werden sollen, so wird der Betrag dieser Rückzahlungen
von der zu Ostern und Michael 1321 zu verloosenden Summe zuvörderst in Abzug
gebracht werden.

Da auch unter den zur diesseitigen Vereretung verbliebenen ältern Schulden sich die,
inder Beilage sub A. aufgeführren,

3 4, 201 Thlr. 21 Gr. 64 Pf.
befinden, von welchen die Zinsen seit längerer Zeit nicht erhoben worden sind, und welche
bei der Sceuer-Credit-Casse als verjähre zu betrachtende Capicalien geführt werden, so
werden andurch die Inhaber der über diese Capitalien ausgestellten Documente aufgefor-
derr, sich zur Michael-Messe 1823 bei der Sceuer-Credit-Cassen-Buchhalkerei zu teip-
zig zu melden, die in Händen habenden Documente zu produciren, und die erwa erfor-
derlichen legitimationen beizubringen, worauf alsdann die Rückzahlung der als zulässig
befundenen Capikalien zur Ostermesse 1824 unfehlbar erfolgen wird. In Ansehung der
niche angemeldeten Capicalien wird die Verjährung derselben, in Gemäßbeikc des 3. 6.
der unterm 14. December 1301 erlassenen Generalverordnung, die Verjährung der
auf Aufkündigung gestellcen Schuldforderungen betreffend, mic Ablauf des zur Oster-
messe 1624 eincretenden Zahlungstermins ihren Anfang nehmen.

II. Soviel demnächst die neuen, im Jahre 1811 und 1312, mittelst einer, durch das
Handlungshaus Reichenbach und Comp. in teipzig, negocirten Anleihe conerahirten lan-
desschulden, und die denselben durch den 3. J. des Avertissements vom 23. Juny 1313
gleichgeseszten kandes-Commissions-Scheine anlangt, so ist die, zu Bezahlung der Zinsen
derselben, jährlich erforderliche Summe, aus dem, nach Befinden des Bedarfs, für die
ältern Steuerschulden, durch Ueberweisung der bereicesten und sichersten Steuereinkünfte
schon gebildeten Fonds, zu erlangen gewesen, und wird derselbe hierzu auch fernerweit ver-
wendet werden. Demnechst vermögen aber die Stände der alten Erblande des König-
reichs Sachsen eine weic bedeutendere Rückzahlung der gedachken Schulden, als die im
obgedachten Avertissement mit wenigstens 1 pro Cent jährlich versprochene Tilgung, ein-
Keten zu lassen.
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C. 1.
Die hierzu erforderkichen Mittel sind theils baar vorhanden, theils werden dieselben

durch eine neue, zu 4 pro Cent zu eröffnende ständische Anleihe erlange werden.
 2#

Es wird daher zu Ostern 1821 eine Verloosung der fünfprocentigen #andesschulden mie
2,000,000 Thlr. — —

in der Maße eintreken, daß die durch diese Ziehung zuerst hergusgekommenen
1,000, OoOo Thlr. — —

zu Michael 1821, die nachher gezogenen
1,000,000 Thlr.— —

aber zu Ostern 1822 zurückgezahlt, und die eingelöseten Schulddocumente zu Ostern und
resp. Michael 1822 öffentlich verbranne werden sollen.=

Bei diesen Ziehungen werden im übrigen die kandes-Commissions-Scheine nicht beson-
ders, sondern nach ihren verschiedenen Klassen, zugleich mit den im Jahre 1811 und
1812 ausgefertigten, neuen ständischen Obligatienen, zur Ausloosung gebracht werden.

6. 5.
Um jedoch den jebigen landesgläubigern den Vorzug zu gestakten, in die neue Anleihe

zu 4 pro Cent einzutreten, so bleibet den Inhabern der durch die Verloosung herausge-
kommenen landschaftlichen Obligationen und tandes-Commissions. Scheine fueigestelle, sich
binnen der nächsten 2 Monate nach erfolgter Verloosung, und späcestens

bis zu dem 1. August 13821
bierüber bei der Steuer-Credit-Casse zu erklären.

8. 4.
Solchenfalls haben dieselben die in der Ziehung herausgekommenen funfprocentigen

Obligationen, vor Ablauf der gedachten Frist, nebst Talons und Coupons, jedoch unter Zu-
ruckbehaltung des zu Michael 1821. und resp. Ostern 1822 gefalligen Coupons, und,
so viel die Landes-Commissions-Scheine betrifft, unter Vergutung des vierteljahrigen Zins-
betrags von Johannis bis Michaelis desselben Jahres, auch resp. soviel die zu Ostern
1822 zahlbaren anlangt, unter Zuruckbehaltung des zu Weihnachten 1821 verfallenden
Coupons, und unter Vergutung des von da an bis Ostern 1822 erwachsenden Zinsbe-
trags, gegen neue, von den zur Steuer-Credit-Casse verordneten standischen Deputirten, aus-
gefertigte Obligationen zu 4 pro Cent, nebst Talons und Coupon, von Ostern 1322 und
resp. Michaelis an, umzutauschen.
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§. 5.

Diese neuen ständischen Obligationen werden mit doppelken deutschen Buchstaben, nach
den 0 Klassen von

1000 Thlr.
500 =

200 =

100 e=
50 =

25 z

bezeichnet.
8. 6.

Da die zu eröffnende neue Anleihe lediglich und allein nur zu Tilgung der, seit dem
Jahre 1811 contrahirten, 5 procentigen Aandesschulden verwendet werden soll, so wird
dieselbe, bei den vorhandenen baaren Mitteln, auf keinen Fall bis zu der Höhe der, im
Jahre 1311 contrahirten, Anleihe von

6,000, O0Oo Thaler und
700,000 .= tandes-Commsssions-Scheine,

ansteigen, und es soll daher auch die nämliche Summe, welche von diesen neuen 4 pro-
cenrigen Obligationen debieiret worden ist, von den dafür eingelösecen 5 proceneigen Obli-
gationen, in der nächsten Messe, nach vorhergegangener Bekannemachung „ vernichtet und
offentlich verbrannt werden.

§. 7.
Als Fonds zu Verzinsung und künftiger successiver Rückzahlung dieser neuen 4 pro-

centigen Anleihe sind im übrigen die nämlichen, einen sichern Ertrag gewährenden Seeuer-
einkünfte bestimmt, welche anjeht zur Verzinsung für die 5 procentigen Schulden, bis zu
deren Rückzahlung, angewiesen worden sind, so daß bierdurch, nach gänzlicher Tilgung der
lettern, zugleich ein Tilgungsfonds von wenigstens 1 b’ro Cent für die neue 4 procentige
Anleihe erlange wird, über dessen Verwendung bei der nächsten tandesversammlung nähere
Bestimmung zu treffen vorbehalten bleibt.

S. 8.
In der Verloosung und Ruckzahlung dieser 5 procentigen Schulden wird in den fol—

genden Messen fortgeffahren werden, und durch ein vor jeder Ziehung von den Steuer-Cre—
dit-Cassen· Deputirten zu erlassendes Avertissement fernere Bekanntmachung erfolgen.
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8. 9.
Und obschon über die Große der, in den folgenden Mesfen, zur Verloosung zu bringen-

den Summen eine bestimmte Erklarung anjetzt nicht gegeben werden kann, so ist doch die
Absicht dahin gerichtet, sammtliche 5 procentige Schulden bis zu Ostern 1823 zu tilgen.

 -

Do jedoch bei den künftigen Ausloofungen den, in der Verloosung mit ihren Capita-
lien herausgezogenen tandesgläubigern, der Eincritt in die neue 4 procentige Anleihe niche
ferner gestattet werden kann; so wird, um jedem dieser tandesgläubiger anjetzt jenen Vor-
tbeil zu sichern, allen Inhabern 5 procentiger ständischer Obligationen, mit Inbegriff der
tandes-Commissions-Scheine,

von Dako an, bis zu dem 1. Ockober 1321,
die Erklärung offen gelassen, ob sie mie ihren Capicalien in die neue 4 procentige Anleihe
einzutreten gesonnen sind, weshalb sie alsdann, vor Ablauf dieser Zeitfrist, die Umdausch-
ung der Obligationen auf die §F. 4. bezeichnete Weise bei der Steuer-Credit-Casse zu be-
wirken haben wurden.

. 11.
Allen denjenigen der gedachten zandesgläubiger, welche folchergestale sich vor der zu

Ostern 1821 bestimmten Verloosung melden, so wie denjenigen, deren Obligationen in
gedachter Ziehung nicht herausgekommen sind, die sich aber im letztern Falle spatestens bis
zu dem 1. October 1821 mit ihren Capitalien in die neue 4 procentige Anleihe treten
zu wollen, erklaren, wird der Genuß des Sten Zinsthalers von ihren Capitalien bis und
mit Michael 1822 andurch zugesschert, und haben dieselben die betreffenden Conpous bei
Umtauschung der Obligationen zuruckzubehalten, dagegen die neuen Obligationen nur mit
Couponf von Ostern 1323 an zu empfangen.

Hierbei versteht es sich jedoch von selbst, daß diejenigen Gläubiger, welche bis zu der
in der Östermesse 1821 vorzunehmenden Ausloosung sich diesfalls nicht erklart, und in die-
ser Ziehung mit ihren Capitalien herausgelooset worden seyn wurden, auf diesen Vorzug
einen Anspruch nicht zu machen haben.

9. 12.

Je wesentlicher aber die Innehaltung dieser Termine, wegen des hiernach zu bestim-
menden Debits der neuen Anleihe, nothwendig ist, desto genauer werden die jetzigen ran-

desgläubiger, um nachmals bei der Zurucktablung ihrer Capitalien, wegen fernerer Ge-
bahrung mit denselben, nicht in Verlegen heit zu kommen, dieselben in Obacht zu neh—
men haben.
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d. 13.
Sollte es im ubrigen, wegen Kurze der Zeit, nicht moglich seyn, den erforderlichen Be-

darf an 4 procentigen, neuen landschaftlichen Obligationen sogleich bei der Steuer--Credit-
Casse, zum Behuf der Umtauschung, niederzulegen, so wird, bei Production der 5 pro—
centigen Obligationen, einstweilen auf dieselben die behusige Anmerkung wegen des Eintritts
in die 4 procentige Anleihe gebrache, und die betreffenden Coupons zurückgenommen
werden; die UmLcauschung der Obligationen ist aber alsdann in der Michaelmesse 1821
jedenfalls zu bewirken.

2½
Zur teitung der auf die Zurückzahlung der 5 pro Cemt kragenden tandesschulden, und

auf die dagegen zu eröffnende Anleihe zu 4 Pro Cent Bezug habenden Angelegenheiten,
ist ein mie besonderer Vollmache versehener ständischer Muschus beauftrage worden, dahin-
gegen die Administration der gesammeen Steuer-Credic-Cassen-Angelegenheiten im übrigen
der zur Steuer-Credit-Casse verordneten landschaftlichen Deputcation überlassen bleibt.

Dresden, am 31. März 1821.

Unter Sr. Königl. Majestät von Sachsen
allerhöchster Genehmigung,

sämmtliche alterbländische Stände von Ritter-
schaft und Städten.
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Verzeichniß
der beim Königreiche Sachsen, nach erfolgter Abtheilung mit Preußen,
verbliebenen und, zu Folge gnädigsten Decrets vom o. May 1704, als

verjährt zu betrachtenden alten Steuer-Capitalien.

Capitalia. Lit.
h— Auf die kand- und Tranksteuer--Haupt-Casse lautend:
86Cdas Amc Gommern,

1/312 12— - der Rath zu Merseburg,
262 121—1- Erasmi Unruhens Wittbe,
875—— Hanns Christoph von Zweymann,
525— ECE Joh. Christiana Kleinschmidin, vormahln verehl. gew. Diezmannin,
5% Jobann Fischer,

 r 2 HNicolaus Futzmann,
7818.— - Christian Zerler,

1311 6 — Hdas Anmt Hayn,
1!175—.— - das Religionsamt Dresden,
87112. der Gotteskasten zum heil. Kreuz in Dresden,

10,000 —— 1 Bonaventura von Vodeck, NäB. leicht Geld.
s125——— :DDoorothea Christina Maasin,
437122— 2 Christian Pohle,
433 12— :JohannJoachim.Rothe,

Zzo laexKX Trpllerische Testaments -Executores,
166 16—— L der Karh zu Weißenfels, —
43/18— M Ider Rath zu Budissin,

2c00—W— Erufst Moritz von Arnstädt,
525—— - Heinrich Becker,
43188——— Wolf Caspar von Berbisdorf,
175—— Easpar Bose,
8aa Caspar Dietrich Bosec,
8 1 2— Deiectrich Vose,
———.*. Rudolph Bünau,
4131811 Hanns von Dommitzsch,
431181 — i- Hanns Christoph Etzdorf,
89122 — - Hanns von Gersdorf,
4311810— - Wilhelm Grar,

2500—— Bernhardt Grückesert

10665164 6 Latus.
Gesetzsammlung 1827. l 7 1



Capitalia.
Thlr.
16,616

131
87
50
52
87
43
21

87
43
56
52

560
100

131
175
87

100

50
87
87
87
55

7
131
87
43
87

175
150
178
177
99

243
102

2/ 000

gr.
15
5

12

12

12

18
21

12

18
21

12

 —....——....................

Lit.No.

 r—r#r—m“#4

 -444r4r41

 4r·i44ir—r*·r—r—4

 rG#r—#

r

222

238
259

 ——W———.——.—.—.————————.—

22,414 — Summa.

3

( 32 )

Transport.
Wolf von Hagenest,
Siegmund von Haugwitz,
Johann Herzogs Wittbe,
Hanns Gceorgens und Joachim Jahns Erben,
George Kademann,
Wolf Christoph von Kitzscher,
Reinhardt von Kösschau,
Albrecht Legaten,
Hanns Wolf Lofer,
Joachim von Magwitz,
George Marschall,
Gcorge Metzners Kinder,
Barbara von Miltitz,
Günther von Nitzschwitz,
Christian Oehme,
Carl Preuße,
Caspar und Paul Bose,
Günther Reuther,
Hans Gcorge von der Sahle,
Idem.
Hans George von Schköhlen,
Hans Schmidt,
George Rudolph von Schönberg,
Hanns Heinrich von Schönberg,
Jobst Seifert,
Christoph von Treutsch,
Siegmund von Weitha,
Appollinus von Ischaschwitz,
Bommerische Regimene,
Johann Wilhelm Dunkler,
Idem.
Obrister Jordan,

5r52 (#randenfteinische Regiment,
335 Johann Wilhelm Dünkler.



 Capital-
Capitalia. Zahlungs-Termin.
Thlr. pf.

200 —O. 1748
300 — 1950
500 — . 1752

* — 0. 12531/000 — -1754
1/000 — - 1756
1,000 — 7 -

4/100 — —Summa.

200 —M. 1252
300 1J— „:;
290011d 1753
350—— —
350 — —)— -

300 ——— M. :

soo–0. 1754
120 — - 1756
100 — ——

200— —" 2
200— —

500 — ———

1oo -

70 — — - -

2/1000 -
100 — 1— -

4000— — -

50— — M. O

300 " — -rooll— 1760
87I12 — holländ.
7*737% —Summma.

*
200—— 4rm

2001 —1— 2§½2
——---—-

100 *

Je.
389
634

42

7222
19
20

640
748
380
483
408
128.
30

126
133

246
327
364
434
531
575

129
130
47

1500
—

502
533

Johann Friedrich Wendler,

(53#)

Auf die Verwilligung 1742 laubend:
Gebrüdere Schtvartz,
Ernst Donat von Freywald, "
Daniel Schorer,
Christian Wilde,
ist in den ältesten hiesigen Büchern kein Rame angegeben.
* van Weert,em.

—

Auf die Verwilligung 1749 lautend:
Johann Melchior Schuhmacher,
Johann Friedrich Wendler,
Idem,

-

Franz von Brenkenhof,
George Ehrenrcich Flemmig,
Rahel Sophia Franzin, Cur: Ehregott Friedrich Bergmann,
Friedrich August von Schönberg,
Gottfried Heinrich von Nitzschwitz,
Johann Erdmann Graf Henkel von Donnersmark,
Samuel Lanz,
Rudolph Traugott Rabe,

eter Freyhr. von Hohenthal,bristian Heinr. George Wilh. u. Christian Gottlob Gebr.
von Steuten,

Johanne Sophie Welkin,
Peter Freyhr. von Hohenthal,
George Wilhelm Graf von Werther,
M. Jacob Delenke,
Johs. Brinken.

Tontinen-Scheine:
D. Polypcarpus Friedrich Schacher,
Am. Baslineller.

1 7.!]
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Recapitulatio
sämmtlicher als verjährt zu betrachtenden alten

Steuer = Capitallen:

34,201 Thlr. 21 gr. 04 pf.

und zwar:

22,414 Thlr. 0 gr. 67 pf. auf die kand= und Tranksteuer= Haupccasse lautend,
4,1000 „ Verwilligung 1742 laucend,
7577 - 12 2 *½ 1740 incdl.

87 Thlr. 12 gr. holländ.
400. „„ Tominen-Scheine.

Uts.
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14.) Avertissemenr,
die fernere Rückzahlung und Verloofung der Cammer-Credit-Cassen=

Scheine betreffend,

vom 11ten April 132t1.

A# Sr. Königlichen Majestät von Sachsen allerhöchste Anordnung wird den Gläuhigern
der Cammer-Credie-Casse Folgendes bekanne gemache:

J.
Die, Inhalts des Avertissements vom 27sten Januar 1820. vom Konigreiche

Sachsen, vermoge der mit der Koniglich Preußischen Regierung abgeschlossenen Con-
vention, zur Vertretung ubernommenen, bis mit Ostern 1813. ausgelooseten Cammer-
Credi--Cassen-Scheine sub Lit. A., Bb., Cc. und Dcl. sollen zu Michaelis jebigen

Jahres, und die früher zur Zahlung ausgesetzten, bisher aber unbezahlce gebliebenen,
auf 15. 10. 17. und 24. Thaler lautenden unzinsbaren Scheine Lit. E., leßkere

bis mit Nro. 6278., vom 1sten May dieses Jahres an, zurückgezahle werden.

Es haben sich daher die Inhaber solcher Scheine, zur Abholung der Capitalien,
bei der Cammer-Credit-Casse zur Verfallzeit zu melden, indem, was die erstgedachten,

zu verzinsenden ausgelooseten Scheine betrifft, von Michaelis jetzigen Jahres an eine
fernere Verzinsung derselben nicht Seatt findet.

Hiernächst soll

II.

mie Ausloosung der annech in der Verloosung befindlichen Cammer-Credit-Casseu-
Scheine sub Lit. A., Bb., Ce. und Dd. bevorstehende Ostern wiederum angefangen,

und von diesem Termine an, in jeder der auf Ostern und Michaelfestgesetzten Ziehungen,
ein Quantum von Funfzehn Tausend Thalern —. —, welchem die halbjährig erspart
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werdenden Zinsen von den, durch die wieder eintretende Verloosung, herauskommenden

Capitalien zuwachsen, ausgelooset, ingleichen mit Bezahlung der unzinsbaren Scheine
Lit. E. in der bisherigen Maße fortgefahren werden.

Es können daher vom isten May dieses Jahres an die unzinsbaren Scheine
Lit. E. àA 24 Thlr. ven Nro. 6280. an bis mit Fro. 7560. bei der Casse zur

Zahlung präsentirt, auch sollen von eben diesem Tage an die auf den Termin Ostern
1821. fälligen Zinsen daselbst bezahlt werden.

Die nächste Ziehung wird den Josten jetzigen Monats früh um 0 Uhr in der

1sten Etage des Brühlschen Palais Scate finden, und die Ziehungslisten werden Tags

darauf ausgegeben werden.

Dresden, am 11. April 1821.

Zur Königl. Sächs. Cammer-Credit-Casse
verordnete Commission.

Ausgegeben zu Dresden, am 164en A#pril 1821.
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Gesetsammlung
für das

Königreich Sachsen.
7.

—iss

1IX.) Generalverordnung
an sämmtliche Grenzobrigkeiten im Markgrafthum Oberlausitz, die jedesmalige

Anzeige der mit den Nachbarn eintretenden Grenzirrungen zur
Oberamtsregierung betreffend;

vom 4ten April 1821.

Ver GOTES Gnaden, Friedrich August,, Kdnig von Sachsen 1c. 2c. 2c.

Ntiebe getreue. In der durch Unser Mandat vom 12ken-März dieses Jahres, die

neuen Verfassungs= und Verwaltungs=Einrichtungen in der Oberlausitz betreffend, bekanne

gemachten Instruction für den Ameshauptmann, ist demselben §6. 26. zur Obliegenheir

gemacht worden, auf die Grenz= und Hoheits-Angelegenheiten sein besonderes Augenmerk

zu richten, und zu dem Ende darauf zu sehen, daß die tandesgrenzen nicht geschmälert

werden, und die ausländischen Nachbarn sich weder Territorialverlezungen und Eingriffe

in die hoheictlichen Rechte erlauben, noch sonst eines Befugnisses anmaßen, welches dem
Koniglichen Interesse oder dem der Unterehanen nachtheilig werden konnte.

Gesetzsammlung 1821, 1°0 lM
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Zu vollständiger Erreichung des bei diesen erkheilten Vorschriften beabsichtigten Zwek-
kes, werden sammtliche oberlausitzische Grenzobrigkeiten hierdurch angewiesen, in Fallen

eintretender Grenzirrungen mit den Nachbarn jederzeit daruber an Unsere Oberamtsregie—

rung zu berichten, auch sodann ohne Beiseyn und Mitwirkung des dieserhalb zu beauf-

tragenden Amrshauptmanns etwas niche vorzunehmen.

Daran geschiehet Unser Wille und Meinung. Gegeben zu Budissin, am 4een

April 1821. "

von Kiesenwetrter.



16.) Palvations-Tabelle
der

in den Kdniglich Sächsischen Kanden Cours habenden Münzsorten, wornach sich von
jetzt an) bis zu ergehender anderer Anordnung, Jedermann, Inhalts des Münz-

Edicts vom 14. May 1763. zu richten hat.

A. Der Silber-Münzsorten.

I. Conventionsmößige, gleich den Churfürstl. und Kodnigl. Sächs.
conventionsmäßig ausgeprägten.

a) Conventionsmäßige Speciesthaler.
K# und Kaiserl. Königl. auch Kaiserl. Oesterreichische, thl.gr. pf.

Königl. Preußische, mit der Umschrift: Zehn eine seine Mark, von 1704 usd 170%,

Churfürstl. und Königl. Baiersche, 1

Herzogl. Churfürstl. und Konigl. Würtembergische, 6
Königl. Westohalische,
Fürstl. und Churfürstl. Salzburgische, 3

Fürstl. und Großherzogl. Würzburgische,
Eroßherzogl. Frankfurthische, 51 ·
Herzogl. Sachsen-Weimar= und Eisenachische, l 1

Hersogl. Sachsen-Gothaische von 1764,

Herzogl. Sachsen-Ceburg-Saalfeldische von 1764 und 1767.
Markgräfl. Anspachische, "

Fürstl. Schwarzburg= Sondershausensche von 1764,
Bischofl. Bamberg= und Würzburgische,
Gräft. Stollbergische, "6

Stadt Regensburg= Augsburg= und Nürnbergische. "

 2c I



G60)
b) Convencionsmäßige Gulden oder 3. Stücke.

Kaiserl. und Kaiserl. Konigl. auch Kaiserl. Oesterreichische,
Churfürstl. und Königl. Balersche,
Herzogl. Churfürstl. und Königl. Würkembergische,
Konigl. Westphälische,
Großherzogl. Frankfurthische,
Herzogl. Sachsen-Weimar= und Eisenachische,
Herzegl. Sachsen-Gothaische von 1764, „"

Herzogl. Sachsen-Coburg-Saalfeldische von 1767,
Herzogl. Braunschweigische,
Markgräfl. Anwpachische, seik 1760 ausgeprägte,
Fürstl. Schwarzburg-Sondershausensche von 1764,
Bischsfl. Bamberg= und Würzburgische,
Grafl. Stollbergische,
Stadt Regensburg= Augsburg= und Nürnbergische.

0) Conventionsmäßige halbe Gulden oder 1 Stücke.
Kaiserl. und Kaiserl. K##ugl. auch Kaiserl. Oesterreichische,
Herzogl. Sachsen-Weimar= und Eisenachische,
Bischoflt. Bamberg= und Würzburgische,
Grafl. Stollbergische,
Markgräfl. Anspachische 30 Kreuzerstücke.

) Conventionsmaßige Zwanzig-Kreuzer- oder Kopfstücke.
Kaiserl. und Kaiserl. Konigl. auch Kaiserl. Oefkerreschssche,
Churfürstl. und Konigl. Baiersche,
Herzogl Churfürstl. und Konigl. Würkembergische,
Fürstl. und Churfürstl. Salzburgische,
Markgräfl. Anspachische, seit 1760 ausgeprägte,
Stadt Regenoburg= Augsburg= und Nürnbergssche.

e) Siebzehn--Kreuzerstucke.
Kaiserl. und Kaiserl. Konigl. XVII. Kreuzer, -

f) Conventionsmaßige Z Stucke.
Konigl. Westphalische, ·

8) Conventionsmaßige Zehn-Kreuzerstucke.
Sanmiliche oben sub d) wegen der Zwanzig-Kreuzerstucke bemerkte Gepräge.

—.—.

(thl. gr. pf.

10—



( 61 )

Ferner den conventionsmäßigen gleich.
Nach dem Leipziger Fuß bis zum Jahre 1770 ausgeprägte Churfärstl. Braunschweig-

Lüneburgische Stücke. "ü " 4 6„
dergl Churfürstl. Sächs. Stücke, “ -
dergl. Churfürstl. Braunschweig-Lüneburgische7Gulden,
dergl. Churfürstl. Süchs. und Braunschweig-= Lüneburgische 1z Stücke, -
dergl. Churfürstl. Sächs. -## Stucke. "D -

Hieruber

Kaiserl. Konigl., auch Kaiserl. Oesterreichische Brabanter Kronenthaler, ingl.
Konigl. Baiersche Kronenthaler.

II. Geringer, als conventionsmaßig.

Churfurstl. Sachs seit 1750 und vor dem Münzedicte vom 14. May 1765. in Dres-
den ausgeprägte, , 1 und ##z Stücke.

(Auf diese drei Sorten, welche à 15 Thlr. 0 Gr. — die Mark ausgepragt
worden, sollen auf 100 Thaler — 7 Gr. 6 Pf. zugelegt werden.)

Ein Königl. Preußischer Thaler, von 1764 blis und mit 17060, «
- - - - 2 1770 - 2 - 1779, -

- - l - - 1780 2 - - 1700,

und 1810 „ - 133

- - 4. - von 1800 - - - 1809, v

excl. 1804.
- - 2 1. l - 1760. 1780 und 1701, *

- 12772, 1775, 1776, 1778 und 1779,
- - - *- *" 1302 und 1300, " "

" ODA - # „"] . 1764 bis und mie 1768, -
- - - — !. 1770, 1772, 1775, 1776, 1777 und 17786,

- - - = 2 . 1705, 1707, 1700, "

OD— "O " " 1300 bis und mit 1313, «-

. - « TIE. -1764- --1768·, -

(thl.]gr.

l usw-disco-

—22

--22

l OINNIN
OZ

—

—
pf.

#—JSHOJ#

O
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B. Der goldenen Müunzsorken,
bei welchen, in Ansehung des Gewichts, durchgehends das Cöllnische Mark= und biesige
Dukaten-Gewicht zum Grunde gesetzet wird, dergestalt, daß 67 O
nische Mark wiegen müssen, und ein dergleichen vollwichtiger Dukaten 60 hiesige As hälc,

welche 722 Assen Troyschen Gewichts, und 60 Graens Wiener Mändel-Gewichts

Stück auf die
rauhe Collni-

sche Mark.
07

67

gleich kommen.

A 2„ 9 ½ - *77.

Reichs= Conskitutions- und Cönventions- mäßige Kal-
serl., Kaiserl. Konigl. und andere zuverläßig 25
Kr. 3 Gr. fein haltende Dukaten, -

Cremnitzer Dukaten., Florancil##sche Gigliarti und Vene-
tianische Zechinen, -

Koniglich-Preußische und enibnße Dukaten,
Souverains, - -

Halbe Souverains, 2- 4 -

Alte Französische, Louisd’or, -
Alte Franzosische doppelte Louisd'or, -
Alte Französische halbe Louiscor, -
Spanische einfache Pistolen, - -

Spanische doppelte Pistolen oder Doppien, -
Spanische Quadrupel, - -
Spanische halbe Pistolen, - -

Konigl. Preußische Banço- seglementeme Bige Fréderics
d'ot, - - -

Braunschweigische Pistolen oder 5 Thaler-Stucke,

Braunschweigische doppelte Pistolen oder 10 Thaler—
Stucke, -

Braunschweigische halbe pisolen oder 22 Thaler-
Stucke, - 4 - -

Dresden, am 25sen April 18241.

Ausgegeben zu Dresden am 4. Mai 1821.

Tolr.

*
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Gesetzsammlung
für das ,

Königreich Sachsen.
6.

17.) Verordnung der Kriegs-Verwaltungs-Kammer,
das Verfahren beim Ausbleiben der Vorspann in Militgirange-

legenheiten betreffend,

vom 26sten April 1382 1.

Voe- GOTTES Gnaden, Friedrich August, Konig von Sachsen te. 2c. c.

Nachdem wahrzunehmen gewesen ist, daß die spannpflichtigen Unterthanen, in Hinsicht
auf die Fuhrengestellung in Militairangelegenheiten, ungeachtet der bestehenden Anordnun-
gen, nach welchen, bei vorkommender Renitenz, der Transport auf Kosten der Renitenten

durch Lohnfuhren zu veranstalten ist, ihren Obliegenheiten dennoch nicht durchgangig Genuge
geleistet haben, ein solches Ausbleiben der Vorspann aber nicht allein bei den Militair-

Transporten selbst nachtheiligen Aufenthalt verursacht, sondern auch den übrigen Vorspan-
nenden Versäumniß und Kosten zuzieher, die in Vercheilung der Fuhren zu halrende Ord-

nung unterbricht und Ueberlastungen zur Folge hat; so finden Wir für nöchig, derglei-
chen gemeinschädliche Vernachlätzigungen unbezwetfelter Hbliegenheiten annoch besonders
zu ahnden, und verordnen demnach, daß die Außenbleibenden, außer der Bezahlung für
die, statt der niche eingetroffenen Vorspann, gemiecheten Fuhren, mit einer Geldstrafe von
fünf Thalern —. — für jeden in Militairangelegenheiten ausgeschriebenen und

Gesetzsammlung 1827.e 11 1 "6
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niche gestellten Wagen belege, diese Strasen auch von den Communen, insofern sie das
Ausbleiben niche hinlänglich zu entschuldigen vermögen, sofort eingebracht und an Unsere
Kriegs-Verwaltungs-Kammer zur weitern Verrechnung eingesendee werden sollen.

Gegenwärtige Verordnung ist in Unsern gesammten tanden, außer dem Abdruck in
der Gesetzsammlung, annoch besonders durch die Obrigkeiten, nach Maßgabe des Gene-
ralis vom 13cen Juli 1700. und des Mandaks vom Oten März 1818. bekannt zu ma-

chen, und es haben sich Alle, welche sie angeh#, gehorsamst darnach zu achten.

Dresden, den 26fst8en April 16821.

von Zeschau.

Friedrich Kluge, 8.



 65)

die Gleichstellung der neuen, zu vier vom Hundert zinsbaren, landschaftlichen

sowohl, als uber die Anleihe der Haupt-Auswechselungs-Casse ausgefertigten
Partial-Obligationen, mit den ältern Steuer- und Cammer-Credit-

Cassen-Scheinen betreffend,

vom 142en Mai 1321.

W. Friedrich August, von GOTTES Gnaden, Konig von
Sachsen c. c. thun hiermit kund und zu wissen, daß Wir auf die, zu Tilgung der mit

funf vom Hundert zinsbaren Landesschulden, nach Maßgabe der standischen Bekanntma-
chung vom Züsten März dieses Jahres, auszugebenden neuen, vier vom Hundert Zins

gewährenden ständischen Schuldscheine sowohl, als auf die, über die im Jahre 1817. er-
öffnete Anleihe der Haupc-Auswechselungs-Casse, nach Inhale des unterm 21sten April
dieses Jahres ihrenthalben ergangenen Avertissements, zu vier vom Hundere Zins, aus-

gefertigten Partialobligationen, alles Dasjenige angewendet wissen wollen, was, in Anse-
hung der alten landschaftlichen Obligationen vom Jahre 1763. und der Cammer-Credit-

Cassen-Scheine, wegen nicht zulässiger Vindication der Schuldverschreibungen selbst und
der dazu gehörigen Zinsleisten und Zinsabschnicte, in dem Mandate vom 26sten Januar

1775., ingleichen über das Verfahren wegen vernichterer oder abhanden gekommener der-
gleichen Staatspapiere in den Rescripten vom 25ften Juli und 20sten November 1777.,

auch wegen Verjährung der Zinsen und Capicalien in der ständischen Erklärung vom 10ten

October 1705. und der Ankündigung vom 4ten October 1765., so wie in den General-

verordnungen vom 1 2ten November 1763. und 1qten October 1705. festgesetze ist.

In gleicher Weise gestatten Wir, daß beiderlei neue Obligationen bei Cautionsbestel-
lungen angenommen werden mögen, und daß Vormünder und Verwalter öffentlicher und

milder Stistungen die ihnen anvertrauten Mündel= und andern Gelder bei diesen Anleihen

anlegen, und daß sie, insofern landschaftliche Obligationen der Anleihen vom Jahre 1811.
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and 1812. oder Landes-Commissions-Scheine daruntcer befindlich, diese gegen neue, vier
vom Hundert Zins tragende ständische Obligarionen austauschen können.

Hiernach haben sich Unsere Collegien, die Dicasterien und Obrigkeiten, auch sonst Alle,
die es angehe, gebührend zu achten.

Urkundlich haben Wir dieses Mandat eigenhändig unterschrieben und mie Unserm Ks-
niglichen Siegel bedrucken lassen. So geschehen zu Dresden, am 146en Mai 1321.

Friedrich August.

Peter Carl Wilhelm Graf von Hohenthal.

D. Maximilian Günther.

Ausgegeben zu Dresden, am 18. Mai 1321.
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Gesetzsammlung
Königr örh’Sgsen.

0.

10.) Verordnung der Landesregierung,
die, aus demVermögen bemittelter Süchtlinge, oder sonst in gewissen Fällen, zu

den Kosten ihrer Verpflegung in den allgemeinen Strafanstalten zu
leistenden Beiträge betreffend,

vom Sosten April 1821.
r

Ver GOITES#Gnaden, Friedrich August, König von Sachsen 2c.2c.2c.
htiebe getreue. Wir verordnen hiermic, daß in Zukunfe Diejenigen, welche, zu Folge

ergangener Rechtsspruche, wegen eines, nach geschebener Bekanntmachung dieses Ceneralis,
begangenen, oder doch seit dieser Zeic foregesehten Verbrechens, mit einer Zuchthausstrafe
belege, oder wegen eines beigemessenen solchen Verbrechens, bis zu Ausführung ihrer Un-
schuld oder Ablehnung des vorhandenen Verdaches, in einem Zuchthause auf bestimmte oder
unbestimmte Zeit, verwahrt werden, auch zum Ersaß der Kosten für ihre Verpflegung
während ihrer Verwahrung in einer allgemeinen Strafanstalt, für deren ganze Dauer, und
zwar auch auf die Zeit, für welche sie, Inhales des rechtlichen Erkennenisses, nach Ablauf
der bestimmten Strafzeit, wegen des von ihnen für die öffentliche Sicherheic oder sonst zu
besurchtenden Nachtheils, nach dem Ermessen Unserer tandesregierung, im Zuchthause bei-
behalten werden müssen, soweit jene Kosten nicht durch den aus ihren Arbeiten zu ziehen-
den Gewinn gedeckt werden, sowohl bei ihrem eigenen Unvermögen für Diejenigen, die sich
noch in väterlicher Gewalt befunden, deren Väter, und für Eheweiber deren Ehemänner,
in Gemäöheit folgender nähern Bestimmungen, verpflicheer seyn sollen.

Es wird nämlich:

1.—

dieser Verpflegungszuschuß nach einem billigmäßigen Auswurfe für jete, bis zu anderer
UAnordnung, auf ein Quancum von

Gesetzsammlung 1821. 12 1
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fünf und zwanzig Thalern — . — jährlich für einen männlichen, und von

zwanzig Thalern — . — jährlich für einen weiblichen Sträfling,

festgesetzt.
2. #

Um auszumitteln, ob für einen zur Zuchehausstrase verurtheilten Verbrecher, und zwar
bei Verbrechen gegen das Eigenthum, nach Enrschädigung der, durch des Inculpaten Ver-
brechen, Verlezten, so wie überhaupt nach Bezahlung der Untersuchungskosten, dieser Zu-
schuß ganz oder zum Theil entrichtet werden könne, ist das dem Verurtheilten etwa zu-
stebende Vermögen in beweg= oder unbeweglichem Eigenehum, Einkommen von dem, wäh-
rend der Verwahrung in der Strafanstalt, durch die Seinigen oder andere Personen fort-
geseht werdenden Gewerbe, Auszügen, Nubnießungen, Pensionen und Gnadengehalten, in
sofern das begangene Verbrechen und die dadurch verwirkte Strafe deren Verlust niche
nach sich ziehet, aussenstehenden Forderungen, und sonst genau zu erörtern, und nach des-
sen Erfolg der Betrag der, von dem sich ergebenden Vermögensbestande, jährlich zu erheben-
den reinen Nutzungen, indem das Stamm= oder Grundvermögen durch Entnehmung jenes
Aufwands, außer in den 6. 4. bemerkten Fällen, nicht vermindert werden darf, so weie
nörhig, mit Zuziehung von Sachverständigen festzustellen, von diesem Ertrage aber der
zur Erfüllung der Pflichten, welche etwa dem Verurtheilten gegen seine Angehörigen, in
Hinsiche auf ihre Erziehung oder Unterhalcung obliegen, nach den Verhälenissen der lettern
erforderliche jährliche Aufwand, auf dessen Sicherstellung zuvor Bedacht genommen werden
muß, in Abzug zu bringen, woraus sodann hervorgehen wird, ob und in wie weit von
den verbleibenden Nutzungen des Vermögens der bestimmte Verpflegungszuschuß, entweder
allzährlich in unzertrennter Summe, oder nach und nach in kleinern, auf einen längern
Zeitraum vertheilten Zahlungen geleistec werden könne.

3.

Kann in der Folge die Abführung dieses Verpflegungsbeicrags, in der anfänglich be-
stimmten Maße, wegen eingetretener veränderter Umstände, entweder gar niche, oder doch
nicht völlig bewirkt werden, so hat es zwar dabei sein Bewenden, indessen muß dafür ge-
sorgt werden, daß die Nachzahlung des in Rückstand gelassenen Quann, wenn solche nach-
her möglich wird, erfolge.

4.

Väcer und Ehemänner haben refp. für ihre, noch in väterlicher Gewalt befindlichen
Kinder, und für ihre Eheweiber den obbestimmten Verpflegungsbeicrag in derselben Maße,
wie ihnen solches bereits, nach der Zosten Decision vom Jabre 1746. und dem Erläu-
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terungsrescripte vom Sten April. 1750. (in Cod. Aug. I. Fort#. Th. I. S. 377.) in An-
sebung der während der Unrersuchung erwachsenen Alimentationskosten obliege, en
dafern ihre Kinder oder Eheweiber anderes Vermögen niche besitzen,
 #a.) von demjenigen, an welchem ihnen der Nießbrauch zusteher, oder auch,

b.) wenn jene gar kein Vermögen haben, aus ihren eigenen Mitteln

zu entrichten.
Es bleibe ihnen jedoch in dem unter a.) bemerkten Falle ebenfalls nachgelassen, diesen

Ersatz von der Substanz des Vermögens, das sie zu benußen haben,selbst zu leisten, so
wie in dem unter b.) vorausgesetzten, wenn eine, in väterlicher Gewalc befindliche Per-
son, vor dem Züsten tebensjahre in ein Zuchthaus gebracht wird, der Vater nur bis zur
Erfüllung desselben den Verpflegungsbeitrag aus eigenen Mitceln zu leisten verbunden seyn,
hingegen, wenn erst nach vollendetem 2 1sten Jahre- die Zuchthausstrafe vollstreckt wird,
diese Verbindlichkeic gar niche eincrecen soll.

5.—

Den, nach Vorstebendem, nöthigen Erörterungen hae diejenige Obrigkeit, welche die
Einlieferung des zur Zuchthausstrase Verurtheilten veranstaltet, sich, so weic nöchig, mie-
kelst Requisition anderer Gerichtsstellen, welche mit pflichtmäßiger Offenheit und möglichster
Beschleunigung dergleichen Anlangen zu genügen haben, zu unterziehen, und das Ergebniß
dem Hausverwalter der Serafanstalt, in welche die Ablieferung geschieht, entweder sogleich
bei verselben, oder, insofern die Erörterungen während der Untersuchung niche haben been-
dige werden können, längstens 3 Monate nachher, bekannt zu machen. Es bedarf aber
dieser Erörterungen nicht, wenn das Unvermögen des Inculpaten, oder seiner, nach obigen
Bestimmungen, zu einem Verpflegungsbeitrage für ihn verpflichteten Angehörigen, aus den
Acten oder sonst sofert als liquid sich darstelle; jedoch ist hiervon dem Hausverwalter bei
der Einlieferung des Verbrechers gleichfalls die nötbige Mittheilung zu machen, damit,
nach Befinden, und bei entstehendem Zweifel vonder zu Besorgung der allgemeinen Straf-
und Versorgungsanstalzen verordnecen Commission, desbalb weitere Eneschließung gefaßt
werden könne.

Eben diese Obrigkeit ist

6.

auch verbunden, die Einziehung des Verpflegungszuschusses und dessen Einsendung an den
nurbezeichneten Hausverwalter, welche vor Ablauf jeden Jahres, und bei denen, die nur
eine halbjährige Zuchthausstrafe zu verbüßen haben, vor Ablauf des halben Jahres, in
beiden Fällen vom Tage der Einlieferung an gerechner, mittelst Lieferscheins, gegen darüber
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zu erwarkende Quitktung, zu bewirken ist, zu besorgen, ober von den erwa eingetretenen
Behinderungsursachen den Hausverwalrer in Kenneniß zu setzen, so wie, wenn diese wie-
der gehoben sind, für, die Nachzahlung des zurückgebliebenen Quanti Sorge zu tragen.

In den Fällen aber, wenn das Vermögen, aus welchem der Verpflegungsbeitrag für
den Scräfling eingebracht werden soll, unter einer andern inländischen Gerichtobehörde sich
befindet, ist diese, auf Veranlassung des Richters, der die Untersuchung geführt hat, ver-
bunden, die Einziehung und Einsendung des Verpflegungsbeitrags unmittelbar an den Haus-
verwalter, und die diesfalls erforderliche Communication mit letzterm zu übernehmen.

7.

wird den Strafanstalten fur den Fall, daß ein Strafling in der Folge zu solchen Ver—
mögensumständen gelange, bei welchen, unter den oben bemerkten Voraussehungen, es ihm
möglich ist, der durch bieses Gesetz auferlegten Verbindlichkeit ganz oder zum Theil
Genüge zu leisten, als worauf die Obrigkeic seines künftigen Aufenthaltsorts aufmerksam zu
seyn, und, eintretenden Falls, dem Hausverwalter der betheiligten Strafanstalt die erforder-
liche Mirtheilung zu machen hat, der diesfallsige Anspruch ausdrücklich vorbehalten.

6.—

Diejenigen Obrigkeiten, welche, bei Erörterung der Vermögensumstände, oder in Ein-
bringung der Verpflegungsbeicräge, sich eine Gefährde oder grobe Nachlässigkeit zu Schul-
den kommen lassen sollten, werden zum Ersaß des dadurch verursachten Schadens aus eig-
nen Mitteln angehalten, so wie selbst dann, wenn hieraus ein Nachtheilnicht entstanden.
wäre, mie einer Geldbuße von zehn halern — . — - und, nach Beschaffenheit der Ver-
schuldung, auch mit einer hohern Strafe belegt werden.

Nach gegenwartiger Verordnung haben die Dicasterien Unserer Lande im Sprechen,
ingleichen sammtliche Gerichtsobrigkeiten, vorkommenden Falls, sich gebuhrend zu achten,
auch haben die letztern salbige, nach Vorschriftdes Generalis vom 1ten Julius 1796.
und des Mandats vom oten März 1313. zur Kenntniß ihrer Gerichesuntergebenenzu
bringen. Daran geschieher Unsere Meinung. Gegeben zu Dresden, am Sosten April 1821.

Freyherr von Werthern.

Wilhelm ludwig Ackermann, 8.
Ausgegeben ju Dresden, am a#sten Mal 1821.
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Gesebsammlung
für das

Königreich Sachsen.
10.

20.) Ausschreiben,
den Ersatz des bei dem Einkaufe des Rauch= und Hartfutters für die Armee

im Jahre 1320. über die Normalpreiße angestiegenen Aufwandes betr.
vom Sten Juni 1321.

Vor GOTTEs Gnaden, Friedrich August, König von Sachsen 2c. 2c. c.

tLiebe getreue. Bei der Anschaffung der Naturalien zum Verpflegungs= und Aus-

fütterungsbedarf der Armee im Jahre 1820. hat der Einkauf der Fourage, bei welchem
die festgesetzten Lieferungspreiße an 1 Thaler 8 Groschen für den Scheffel Hafer, 16 Gro-

schen für den Centner Heu und 3 Thaler für das Schock Seroh, im Durchschnicte beim
Scheffel Hafer mie 8 Groschen 1 Pfennig, beim Centner Heu mie 10 Groschen und

beim Schock Seroh mit 5 Thalern 17 Groschen überstiegen worden sind, einen Mehr-
aufwand von 40,7 14 Thlr. 15 Gr. 2 Pf. verursacht. Dagegen sind bei der Brod-

verpflegung, soweit das eingekaufte Korn zum Bedarf des vorigen Jahres verwendet wor-
den ist, gegen den auf 5 Thaler für den Scheffel festgeseczten Normalpreiß, am Scheffel

11 Groschen gewonnen, und michin überhaupe 4706 Thblr. 11 Gr. 0 Pf. erspare worden.
Gesexsammlung 1821. 13 1
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Da Wir nun dieses Ersparnis dem tande auf jenen von ihm zu deckenden Mehrauf-

wand zu Gute gehen und abrechnen lassen wollen, so wird dadurch der Betrag des ge-
dacheen, vom tande wieder einzuziehenden Mehrausfwands bis auf die Summe von

36,006 Thlr. 3 Gr. 5 Pfl vermindert, wovon ein Zehntheil mit 3000 Thlr. 14 Gr.

6#fl. von der Oberlausic, die, nach Abzug dieses Beitrags, verbleibende Summe an
32,405 Thlr. 12 Gr. 8#° f. aber von Unsern alten Erblanden, und zwar, in Ge-

mäßheit der diesfalls am letzten tandtage geschehenen und von Uns genehmigten ständischen

Ancräge, von den zur Cavalerie-Verpflegungs= oder Rations= und Portionsgelder-Abgabe

verpflichteren U certhanen aufzubringen ist.

Wegen Einziehung der zuletzterwähneen, aus Unsern alten Erblanden zu gewährenden
Summe finden Wir Uns veranlaßt, Folgendes bierdurch zu verordnen und festzusetzen.

1.

Da die, in Verfolg des, unkerm 10ten April vorigen Jahres, wegen der, für das Jahr
16810. erforderlichen Ersathpost, erlassenen Ausschreibens cingegangenen Gelder einen gegen-
wärtig mic zu benutzenden Ueberschuß gewährk haben, so ist, zur Aufbringung der obenerwähn-
##en Summe, von jedem zur Cavalerie-Verpflegungsgelder-Abgabe verpflichteten Grundeigen-
thümer, nur ein außerordemlicher Beitrag von vier Pfennigen, wegen jedes von ihm

zu verrechtenden, am Schlusse des Jahres 1820. gangbar gestandenen Sceuerschockes zu
entrichten.

2.

Dieser Beitrag ist mie zwei Pfennigen im Monat Juli, mie einem Pfen-
nige im Monat August und mie einem Pfennige im Monat September des

beurigen Jahres, neben den currenten Cavalerie-Verpftegungs-Beicrägen und zugleich
mit denselben, an die gewöhnlichen Einnehmer der lettern abzuführen.
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2 4.

Die Einnehmer haben die über sochanen ausserordenekichen Beitrag zu führende be-
sondere Rechnung, in welche auch die auf die frühern Ausschreiben vom 50#en Juni 1310.
und 10ten April 1820. ekwa verbliebenen Reste mit aufzunehmen sind, mie dem Ende

des Monaks September zu schließen, und solche mic den eingegangenen Geldern sofort an
die ihnen vorgesehte Einnahmebehörde abzuliefern. «

4.

Von der Herrschaft Wildenfels und der Commun Niederzwonitz, welche ihre Beitrage
zur Cavalerieverpflegung nicht nach Schocken, sondern nach Portionen und Rationen ent-
richten, ist, neben den currenten Beitragen, im Monat Juli des heurigen Jahres der

ein und zwanzigste, in den Monaten August und September aber der zwei

und vierzigste Theil des vollen jährlichen Rations= und Portionsgelder--Quanti an

die betreffende Einnahmebehörde zu bezahlen.

5.

Alle in Verfolg des gegenwäreigen Ausschreibens eingehende Gelder sind durch die
Kreis-Steuer-Einnahmen sofort an die Schock. Steuer-Hauprcasse einzurechnen, die dar-
über abzulegenden Rechnungen aber sind, nebst den dazu gehörigen Ständeregistern und
den etwanigen Ausgabebelegen, längstens mit dem Ablaufe des gegenwärtigen Jahres, an

besagte Hauptcalse enzusenden.

0.
Sämmtliche Einnahmebehörden werden für die Receptur dieser Anlage, die ihnen, we-

gen der Einnahme der Cavalerie-Verpflegungs- auch Rations= und Portionsgelder, durch
das Patent vom 27 ßen April 1814. ausgesezten Einnehmergebupren auch diesmal wie-

derum bewilliget.
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Nach Vorstehendem haben sich Unsre obern und untern Steuerbehorden, ingleichen
die Gerichtsobrigkeiten und die zur Cavalerie-Verpflegungs= auch Rations= und Portions=
gelder-Abgabe verpflichteten Uncerrhanen, so wie Alle, die es sonst angeht, gebührend zu
achten und daran Unsern Willen und Meinung zu vollbringen.

Gegeben zu Dresden, am öten Juni 1321.

P. C. W. Graf von Hohenthal.

Wilhelm Stelzner.
Ausgegeben zu. Dresden, am 15ten Juni 18721.
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Gesetzsammlung
öniareng Sachsen.

11.
— —

21.) Verordnung der Landesregierung,
über die Rechtsfrage: ob ein Ehemann die zu dem Einbringen seiner Ehefeau

gehdrenden Gelder und andre Sachen, ohne ihre Zuziehung, in
Empfang nehmen und darüber quittiren koönne?

vom 7teen Juni 1321.

Von GOTTEsS Gnaden,Friedrich August, Konig von Sachsenc. ic. ic.
Wir finden fur nothig, daruber:

ob ein Ehemann die zu dem beweglichen Einbringen seiner Ehefrau gehorenden
Gelder und andre Sachen, ohne ihre Zuziehung, in Empfang nehmen und
darüber güleig quictiren möge?2 ·

folgende gesetzliche Bestimmung zu treffen:

Den Ehemannern soll zwar ferner verstattet bleiben, Zinsen und andre Nutzungen
von dem Einbringen ihrer Eheweiber an Dotal- und Paraphernalvermogen, die wahrend

der Ehe zahlbar oder fallig geworden sind, fur sich allein in Empfang zu nehmen und dar-
über zu quittiren. Dahingegen soll bei erfolgender Auszahlung der in solchem Einbringen
beiderlei Art begriffenen Hauptstämme, so wie bei der Ausantwortung anderer dahin gehö-
rigen Sachen, und der Nachberichtigung der vor der Ehe fällig gewesenen Zinsen und

Nu#zungen, zu völliger Befreiung des Schuldners fürohin erforderlich seyn, daß auch die
(gesessammlung 1821. 14 I
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Einwilligung der Ehefrau in die von dem Ebemanne geschehende Erhebung oder Empfang-

nahme, durch Mieunterschrift der Quittung, oder auf andre glaubhafte Weise dargethan sei-

Es beschränke sich jedoch die Nechwendigkeic dieser Einwilligung der Ehefrau auf den
Fall, da in einer über die Verbindlichkeit zur Zahlung oder Ausantwortung ausgestellten

Urkunde, die Ehefrau oder die Person, deren Rechte auf sie übergegangen sind, als Gläu-
bigerin, oder als die zum Empfang berechtigtee Person benannt ist.

Wie nun hierauf, in Ansehung der nach Publication dieser Decision ausgestellten Quit-
tungen, in vorkommenden Streitfällen das rechtliche Erkenneniß zu richten ist; also haben
sich nach dieser Verordnung, welche nach Vorschrift des Generalis vom 136ten Juli 1706.
und des Mandats vom Oten März 1813. zu publiciren ist, Unsre Collegien, die Dica-

sterien, Gerichte und Obrigkeiten, auch sonst alle Unsere Unterthanen gebührend zu achten.

ODresden, am ?Iten Juni 1321.

Freyherr von Werthern.

Christian #ebreche Noßey, §.
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22.) Verordnung der Landesregierung,
die mit der Fürstlichen Regierung älterer Einie Reuß von Plauen getroffene

Uebereinkunft wegen der wechselseitigen Uebernahme der Vagabunden
und anderer Ausgewiesenen betreffend,

vom 2ken Inni 1821.

Von GO#ES Gnaden, Friedrich August, König von Sachsen 2c. 2c. 2c
hiebe getreue. Nachdem mit der Fürstlichen Regierung älterer tinie Reuß von Plauen,

dem ven derselben zu erkennen gegebenen Wunsche gemäß, wegen der wechselseitigen Ueber-

nahme der Vagabunden und anderer Ausgewiesenen, in derjenigen Maße, welche in der
mit Preußen unter dem 21sten Januar 1320. abgeschlossenen Convencion bestimme wor-

den, (Gesetsammlung vom Jahre 1320, Nummer 11, Seite 34 — 57.) eine Ueber-
einkunft getroffen, und, was den 1 2ten Iphen erwähnter Convention betrifft, die Stadt

Plauen zum diesseitigen, und die Stadt Greiz zum jenseitigen Uebernahmeorte festge—

setzt, und daruber die hinter gegenwartiger Verordnung abgedruckte, mit O bezeichnete
Erklärung unterm heutigen Dato ausgestellt, und gegen eine Fürstlich -Reussischer Seies
diesfalls ausgefertigte Erklärung vom 1 ####en April dieses Jahres ausgewechselt worden ist,

so haben biernach sämmtliche Behörden und Unterthanen in vorkommenden Fällen sich zu
richten und daran Unsern Willen und Meinung zu vollbringen.

Gegeben zu Dresden, am 2cen Juni 1321.

Freyherr von Werthern.

Friedrich Moßdorf, 8.
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O.
Zwischen der Konigl. Sachs. andesregierung und der Fürstlichen Regierung alterer

tinie Reuß von Plauen ist, zu Feststellung der bei Uebernahme der Vagabunden und an-

derer Ausgewiesenen gegenseitig zu befolgenden Grundsätze, verabredet worden, daß, statt
ciner dießfallsigen besondern Uebereinkunft, der Inhalc der, gegenwärtiger Erklärung in
Abschrift beigefügten, zwischen den Kronen Sachsen und Preußen am 2 1sten Januar 1320.

über denselben Gegenstandverabredeten Uebereinkunft unter den beiderseitigen Staaten, als
gegenseitig verbindlich anerkannt werden soll; und es sind zugleich, so viel den 12ten

Ipben erwähnten Uebereinkunft betrifft, auf Königl. Sächs. Gebietke die Stadt Plauen
und aufFürstlich -ReussischemTerruorio die Stadt Greiz zu Uebernahmeorten bestimme
worden.

Wie nun Se. Königl. Majestät von Sachsen, unser allergnädigster Herr, vorstehende
Vereinigung, die vom Tage der in den beiderseitegen kanden zu bewirkenden Publication

derselben an in Kraft ereten soll, allenthalben genehmiget haben: also ist bierüber diese
Erklärung ausgefertiget und auf allerhöchsten Befehl vollzogen worden.

Dresden, am 2ten Juni 1321.

Erklärung Königl. Sächs. Landesregierung.
der Königl. Sächs. Landesregierung
wegen der, mit der Fürstlichen Regier- die Unterschriften.ung älterer Linie Reuß von Plauen, schriften.)

getroffenen Uebereinkunft in Ansehung
der wechselseitigen Uebernahme der

Vagubunden und anderer Aus-
gewiesenen.

Ausgegeben zu Dresden, am 164en Juni 1821.
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Gesetsammlung
für das

Königreich Sachsen.
12.

23.) Verordnung der Ober-Amts-Regierung,
die bei künftiger Verpflichtung der Justizdirectoren, Actuarien, auch Land=
und resp. Dorfrichter oder Schöppen im Candkreise der Oberlausitz zu

gebrauchenden Formulare betreffend,
vom oten Juli 1321.

on GOTIES Gnaden, Friedrich August, König von Sachsen 2c. 2c. .
In dem, wegen Qualificirung der Gerichtshalter, Secretarien und Actuarien zur Ver-

waltung der Gerichte auf dem tande, unterm 2#ten August 1706. erlassenen Ober-Amts-
Pacenre ist F. 6. verordnet worden, daß dieselben jederzeit bei Antretung ihrer Bestallungen
in Beiseyn der Unterthanen, welche sämmtlich dazu vorzuladen, vereldet werden, und vor
der auf diese Maße beschehenen Verpflichtung etwas zu erpediren sich nicht anmaßen sollen.
Hierbei hat es, so wie bei dem übrigen Inbalte dieses Ober-Amts-Patents, noch fernerhin
sein unabänderliches Bewenden.

Wir finden aber, da nunmehr die erbländischen Prozeßgesetze auch bei der Oberlaufitz
zur Gültigkeit gelangen, und um Gleichförmigkeit hieruncer beobachten zu lassen, für nöchig,
daß in Zukunft die Verpflichtung derjenigen Personen, welche die Justiz= und Policeipflege
auf dem tande, sowohl bei den Besitzungen Unsrer unmittelbaren Unterthanen, ais bei Pa-
trimonial-Gerichts-Behörden zu dirigiren haben, desgleichen der dortigen Actuarien, auch der
Land= und Derfrichter oder Schöppen, nach den unter A. B. C. D. hier angefügten Eides-
formeln bewerkstelliget werde. «

Durch die Ueberschrift und die Einschaltungen dieser Eidesnoteln sind die Functionen,
fur welche eine jede derselben in Anwendung zu bringen ist, nebst den, nach den ortlichen
Verhaltnissen, hierbei wahrzunehmenden Modjficationen hinreichend angedeutet; und haben
sich sämmtliche Patriominal-Gerichts-Obrigkeicen der Oberlausitz bei künftig vorkommenden.
Dienstbesetzungen hiernach gebührend zu achten, daran aber Unsern Willen und Meinung,
zu vollbringen. Budissin, am oten Juli 1321.

von Kiesenwetter.
Ernst Friedrich Hars, 8.

Oesetzsammlung 1821, 15 1

–..—
— — —
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4q A.
· Eidesformel

wornach sowohl ein jedesmaliger Kammerprocurator oder sonstiger Koniglicher
Gerichtsverwalter, ingleichen die bei den ubrigen Untergerichten im Landkreise
anzustellenden Kanzleidirectoren, Stiftssyndicen, auch Secretarien, Stadtschrei—
ber in Landstadtchen und sammtliche Justitiarien, in Absicht auf die ihnen als

Richter ubertragen werdende Justizadministration, vor Antritt der
Geschaftsfuhrung, kunftig zu verpflichten sind.

Ihr sollet angeloben und schworen:
Nachdem ihr mit der euch anvertrauten Function die Ausübung und Handhabung der

Justiz (bei den zur vormaligen Landvoigtei und Landeshauptmannschaft gehorigen Besitzun—
gen, ingleichen dem Burglehn zu Budissin) (bei der Kanzlei der Standesherrschaft N.)
(des geistlichen Stifts N.) (bei der Commun des Landstadtchens oder Dorfs N.) in Civil—
Rugen- Untersuchungs- und peinlichen Sachen ubertragen erhalten habt, bei Verwaltung
des hierbei eintretenden Richteramts, euch jederzeit treu, gewissenhaft, fleißig und unver—
drossen zu bezeigen, den Gerichtsuntergebenen in eurem Wandel mit gutem Beispiele vor-
zugehen, einem Jeden ohne Ansehn der Person gleich durchgehends Recht und Gerechtigkeic
widerfahren zu lassen, alle vorfallenden Gerichts= und Prozeßsachen, selbige mögen vor der
euch anvertrauten Gerichtsbehörde unmittelbar anhängig werden, oder durch besondern höch-
sten Auftrag zur rechtlichen Erörkerung und Entscheidung dahin gedeihen, nach Vorschrift
der Königlich Sachsischen erläuterten Prozeßordnung, der in's tand bereics ergangenen
oder künfeig ergehenden Gesehe, Mandate, Befehle, Verordnungen und Verfügungen, auch
in subsidium nach Vorschrife der gemeinen Rechee, zu dirigiren, zu verhandeln und zu ent-
scheiden, auf begangen werdende Verbrechen wohl Ache zu haben, in vorkommenden pein-
lichen Fällen die Untersuchungen nach den, wegen des Verfahrens in Untersuchungssachen,
in's tand ergangenen Generalien, ingleichen nach Vorschrife der peinlichen Hals-Gerichts-
Ordnung Kaiser Karl des Vien, legal und behörig, auch nach euerm besten Gewissen, Wis-
sen und Verstande zu leiten und zu vollführen, die Verbrecher selbst, nach Verordnung der
Königlich Sächsischen Criminalgesetze und nurgedachrer peinlichen Hals-Gerichts-Ordnung,
gebührend zu strafen, in Prozeßsachen unrer den Partheien gütlichen Vergleich zu bewirken,
euch in alle Wege zu bemühen, die peinlich Angeklagten jederzeit nothdürftig zu hören, Nie-
manden in unnöthige Rechtfertigungen zu seben, die anhängig werdenden Prozesse möglichst
zu beschleunigen und darinnen ohne allen Aufenthalt das Nöchige zu verfügen, und zu er-
pediren, was in= oder außerhalb des Gerichts unter eurer Direction und Vorsitz vorgehet
und verhandelt wird, insonderheic Sectionen, Explorationen, Aufbebung todter Körper,
summarische und Artikelsweise erfolgende Vernehmungen der Verbrecher und deren darauf
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gethane Ankworken, Vergleiche, Verträge, lette Willen, Käufe, mündlich angebrachte Kla-
gen, Rügenanzeigen, und andere dergleichen rechrliche und gerichcliche Angelegenheicen, so
wie selbige resp. wirklich befunden, ausgesprochen und verhandelt worden, getreulich nach
eurem besten Wissen und Verstande niederzuschreiben, zu registriren, anzumerken, gehörig
vor= und zu verlesen (jedesmal durch den eigends hierzu verpflichte##en Aceuar richtig und
getreulich registriren und niederschreiben, vor= und verlesen zu lassen) auch sorgfältig auf-
zubewahren, richcige Registranden, Acten und Protorolle in Civil-Criminal= und Denun-
ciationssachen zu halcten, die Gerichtsuntergebnen so wenig, als die Parcheien, in Prozeß-
sachen mit Sporceln über die Taxordnung, auch sonst über die Gebühr nicht zu beschwe-
ren, die Gerichtssachen, so von Rechtswegen heimlich gehalten werden sollen, Niemanden
zu offenbaren, zu Ausfertigung der Documente und Schriften jedesmal das gesetzte Stem-
pelpapier, nach Maßgabe der dieserhalb ergangenen Mandate, zu nehmen und zu gebrau-
chen, auch, daß nach diesen Mandaten verfahren und überall das erforderliche Steempel-
papier adhibirer werde, genaue Obsiche zu führen; überhaupt euch, wie es einem gewis-
senhaften, thätigen und aufmerksamen Richter eignek, stets zu verhalten, und hieruncer
allenthalben euch weder durch Freundschaft, Feindschaft, Gunst, Gabe, Geschenk, noch durch
eine andre Ursache hindern oder davon abhalten zu lassen (im übrigen zugleich alles das-
jenige, was das dieser Behörde ertheilte besondere Geschäftsregulativ) (die ausgefertige
erhaltene besondere Dienstinstruction) euch sonst zur Obliegenheie mache, genau zu befolgen.

Eid.
Alles, was mir N. N. gegenwärtig vorgelesen, von mir auch wohl verstanden

worden ist, das will ich fest, treu und unverbrüchlich halten. So wahr mir Got#
belfe, durch Jesum Christum, seinen Sohn, unsern Herrn.

Anmerkung. Hierbei wird vorausgesetzt, daß der neue Bediensteke wegen der De-
positenverwaltung annoch auf die Constitution vom anvertraucen Gure, nach Vorschrife des
Mandats vom 1###en December 1768. insonderheie zu verpflichten ist.

B.

Eidesformel
wornach ein Gerichtsactuar, vor Antritt seiner Function, im Beisenn der cono-

cirten Gerichtsuntergebenen insonderheit zu verpflichten ist.
Ihr sollet angeloben und schwören:
Nachdem ihr als Actuarius bei der Justizkanzlei (Gerichesbehörde) zu N. angestelle

worden, bei Verwaltung dieser Funccion euch jederzeie treu, fleißig und unverdrossen zu
/ 15 *
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bezeigen, den Gerichtsuntergebenen stets mit gutem Beispiel in eurem Wandel vorzugehen,
in Civil-Criminal- und Rügensachen richtige Acten und Protocolle, so wie die Gerichts-
bucher ordentlich zu halten, in allen und jeden, sowohl in= als außerhalb Gerichts vorfal-
lenden Angelegenheiten, wobei ihr als Actuar zum Registriren gebraucht werdek, insonder-
beit bei Aufhebung und Section todter Körper, Untersuchung und Berichtigung des cor-
poris delicti, summarisch oder artikelsweise erfolgenden Vernehmungen der Verbrecher,
Explorationen, Zeugenverhören, tocalbesichtigungen, Errichtung letzter Willen, Verträgen,
Vergleichen, Käufen, mündlich angebrachten Klagen, Rügenanzeigen, Verdacht und Arg-
wohn, jederzeit fleißig aufzumerken, und so wie hierbei alles und jedes wirklich vorgegan-
gen, befunden, ausgesagt und ausgesprochen, verhandelt und angezeigt worden, getreulich
nach eurem besten Wissen und Werstande niederzuschreiben, zu registriren, anzumerken, ge-
börig vor= und zu verlesen, auch sorgfältig aufzubewahren, hierbei allenchalben die König-
lich Sächsische erläuterte Prozeßordnung, ingleichen die wegen des Verfahrens in Unter-
suchungssachen in's tand ergangenen Generalien, nicht minder, soviel das peinliche Gericht
betrifft, die peinliche Hals-Geriches-Ordnung Kaiser Karls des Veen, stets vor Augen zu
baben und selbige, so wie überhaupc die Königlich Saächsischen tandesgesetze, Mandate,
Generalien und andere ergehende höchste Verfügungen getreulich fördern zu helfen, und, so
viel euch berührt, selbst zu halten und gehörig zu befolgen, die Prozeß= und Criminalsachen
und die darin euch obliegenden Expedienda möglichst zu beschleunigen, die Gerichtssachen,
so von Recheswegen heimlich gehalten werden sollen, Niemanden, als welcher solche zu wis-
sen berechtige ist, zu offenbaren, die Gerichesuntergebenen, ingleichen die Partheien in Ab-
ferderung der Sporteln über die Tarordnung, auch sonst zur Ungeböhr nicht zu beschweren,
zu Aussertigung gerichtlicher Documente und Schriften jedesmal das gesetzte Stempelpa-
pier, nach Maßgabe der dießfalls ergangenen Mandate, zu nehmen und zu gebrauchen,
auch, daß nach diesen Mandaten von den Partheien überall das erforderliche Stempelpapier
adbibiret werde, sonst genaue Obsicht zu führen, überhaupe euch, wie einem thätigen, auf-
merksamen und gewissenhaften Actuar eignek und gebühret, jederzeie zu verhalten, und hier-
von allenthalben euch weder durch Freundschaft, Feindschaft, Gunst, Gabe, Geschenk, noch
durch eine andere Ursache hindern oder davon abhalten zu lassen (im übrigen zugleich alles
dasjenige, was das, dieser Behörde ertheilte besondere Geschäftsregulativ) (die ausgefereige
erhaltene besondere Dienstinstruction) euch sonst zur Obliegenheit macht, genau zu befolgen.

Eid.

Alles, was mir N. N. gegenwärtig vorgelesen, von mir auch wohl verstanden
worden ist, das will ich fest, treu und unverbrüchlich halren. So wahr mir Gote

belfe, durch Jesum Christum, seinen Sohn, unsern Herrn.
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, C.

Eidesformel
für den Cand- und, Burglehns= auch jeden andern Richter einer Landstadt

oder Dorscommun.

Ihr sollek angeloben und schwören:
Nachdem ihr von der Königlichen Ober-Amts-Regierung als tandrichter (bei den zur

vormaligen landvoigtei und kandeshauptmannschaft gehörigen Besitzungen) (bei dem König-
lichen Burglehn zu Budissin) (bei der Justizkanzlei J.) (bei dem Landstädechen oder Dorfe
N.) (als Richter) angenommen und bestellet worden, dieses Amt mit schuldiger Treue und
Fleiß zu verwalten, auf gute Ordnung in dem euch angewiesenen Districte(in besagter
Gemeinde) zu halten, die euch bekannten Begünstigungen und Verbrechen zur Untersuchung
und Bestrafung gebührend anzuzeigen, jedoch hierbei auch sonst Niemanden über die Ge-
bühr zu beschweren, der vorgesehren Behörde, bei Ausübung und Handhabung der Polizei-
und Justizpflege, sowehlin Civil= als auch in vorkommenden peinlichen Fällen, jederzeit, so
viel an euch ist, willig und getreulich beizustehen, das euch dießfalls Anbefohlene und Auf-
getragene ohne Ansehn der Person zu veranstalten, auszurichten und zu expediren, die euch
zur Bekanntmachung ubergebenen höchsten Mandate, Generalien und anderen Verordnun-
gen, den erhalcenen Anweisungen gemäß, jederzeir gehörig zu verlesen und zu publiciren,
auch, wie solches geschehen, zu den Acten gebührend anzuzeigen, die euch zur Bestellung ge-
gebenen Citationen und andern Ausfertigungen richtig zu insinuiren und zu behändigen,
auch davon, mit eigentlicher Bemerkung des Tages, des Jahres und des Orcs, wenn und
wo diese Insinuation geschehen, mit Kamentclicher Benennung derjenigen Person, an wel-
che die Insinuation erfolgt ist, jedesmal pflichtmäßige Relation zu erstatten, auf dasjenige)
was in eurer Gegenwart, als Beisitzer in= oder außerhalb des Gerichts, es sei in Civil-
oder Criminal= und peinlichen Sachen verhandelt, befunden, ausgesage, erpedirt und re-
gistrirt wird, absonderlich bei Aufhebung und Section todter Körper, summarischen und
artikulirten Vernehmungen der Verbrecher, Uncersuchung und Berichtigung der Gewißheit
der begangenen Misserhat, bei Zeugenverhören, tocalbesichtigungen, bei Abschließung der
Vergleiche, Verträge, Käufe, bei Errichtung der letzten Willen, jederzeit fleißig und der-
gestalt, daß ihr den eigentlichen Borgang der Sachen, auf nachheriges Erfordern, jedesmal
gewissenhaft bezeugen könnet, aufzumerken, zu dem Ende die dießfalls ausgenommenen Re-
gistraturen, vor deren von euch zu bewirkenden Unterschrift, euch und den dabei interessir-
ten Personen jedesmal vorlesen zu lassen, die Gerichessachen, so von Rechtswegen heimlich
gehalten werden sollen, absonderlich die bei Criminalfällen, euch bekanné werdenden Anzei-
gen, Inquisiten= und Zeugenverhöre, ingleichen ausgesprochene letzte Willensverordnungen
Riemanden zu offenbaren, serner, wenn ihr zu Taxakion eines Gutes oder Grundstücks,
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iebes, Schiff und Geschirres oder anderer Mobilien von Gerichtswegen erfordert werdet,
sotbane Würderung nicht nach willkührlich angenommenen Grundsätzen, sondern resp. der
geseslich vorgeschriebenen Grundkare oder dem rechten und gemeinen Werthe nach, und wie
jeden Orts die Grundstücken und Mobilien nach Gelegenheit der Zeiegekauft und verkaufe
zu werden pflegen, nach eurem besten Wissen und Gewissen vorzunehmen und einzurichten,
auch euch überhaupt, wie es einem ehrlichen und gewissenhaften tandrichter (Gemeinderich-
#er) (Dorfrichter) eignet und gebühree, jederzeit zu verhalten, und hierinnen allenthalben
euch weder durch Freundschaft, Feindschaft, Gunst, Gabe, Geschenk, noch durch eine an-
dere Ursache hindern oder davon abhalten zu lassen (im übrigen zugleich alles dasjenige,
was die ausgefertigte besondere Dienstinstruction euch sonst annoch zur Obliegenheic mache,
genau zu befolgen.

Eid.
Alles, was mir N. N. gegenwärtig vorgelesen, von mir auch wohl verstanden

worden ist, das will ich fest, treu und unverbrüchlich halten. So wahr mir Gott
helfe, durch Jesum Christum, seinen Sohn, unsern Herrn.

D. -

Eidesformel
für einen Cand-Burglehns= oder Dorf-Gerichts-Schbppen.

Ihr soller angeloben und schwören:
Nachdem ihr von der Königlichen Ober-Amts-Regierung als tand-Gerichts-Schöppe

(bei dem Koniglichen Burglehn zu Budissin) (bei der Gemeinde zu XN.) (als Gerichts-
schöppe) angenommen und bestellec worden seid, dieses Schöppename mit gebührender Treue
und Fleiß zu verwalten, auf Erhalcung gukcer Zuche und Ordnung in dem euch angewie-
senen Districte (besagter Gemeinde) mäöglichsten Fleißes mie beizutragen, die euch bekanne
werdenden Begünstigungen und Verbrechen zur Uncersuchung und Bestrafung gebührend
anzuzeigen, jedoch hierbei auch sonst Niemanden über die Gebühr zu beschweren, der vor-
gesetzten Behörde, bei Ausübung und Handhabung der Polizei= und Justizpflege, sowohl in
Civil= als auch in vorkommenden peinlichen Fällen, jederzeit, so viel an euch ist, willig
und getreulich beizustehen, das euch dießfalls Anbefohlene und Aufgetragene ohne Ansehn
der Person zu veranstalten, auszurichten und zu expediren, die euch zur Bekanntmachung
übergebenen höchsten Mandate, Generalien und andere Berordnungen, den erhaltenen An-
weisungen gemäß, jederzeie gehörig zu verlesen und zu publiciren, auch, wie solches gesche-
ben, zu den Acten gebührend anzuzeigen, die euch zur Bestellung gegebenen Cicarionen und
andern Ausfertigungen richtig zu insinuiren und zu behändigen, auch davon, mie eigemtli-
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cher Bemerkung des Tages, des Jahres und des Orts, wenn und wo diese Insinuation
geschehen, mit namentlicher Benennung derjenigen Person, an welche die Insinuaklon er-
folge ist, jedesmal pflichemäßige Relation zu erstatten, auf dasjenige, was in eurer Gegen-
wart, als Beisitzer in= oder außerhalb des Gerichts, es sei in Civil= oder Criminal= und
peinlichen Sachen verhandelt, befunden, ausgesagt, expedirc und registrirt wird, absonder-
lich bei Aufhebung und Section kodter Körper, summarischen und artikulirken Vernehmun-
gen der Verbrecher, Unkersuchung und Berichtigung der Gewißheit der begangenen Missethat,
bei Zeugenverhören, tocalbesichtigungen, bei Abschließung der Vergleiche, Verträge, Käufe,
bei Errichtung der letzten Willen, jederzeie fleißig und dergestalt, daß ihr den eigentlichen
Vorgang der Sachen, auf nachheriges Erfordern, jedesmal gewissenhaft bezeugen könnec,
aufzumerken, zu dem Ende die dießfalls ausgenommenen Registraturen, vor deren von euch
zu bewirkenden Unterschrift, euch und den dabei interessirten Personen jedesmal vorlesen zu
lassen, die Gerichtssachen, so von Recheswegen heimlich gehalten werden sollen, absonder-
lich die bei Criminalfällen euch bekannt werdenden Anzeigen, Inquisiken= und Zeugenver-
höre, ingleichen ausgesprochene letzte Willensverordnungen Niemanden zu offenbaren, serner,
wenn ihr zu Taration eines Guts oder Grundstücks, Viehes, Schiff und Geschirres oder
anderer Mobilien von Gericheswegen erfordert werdec, sothane Wurderung niche nach will-
kührlich angenommenen Grundsätzen, sondern resp. der gesetzlich vorgeschriebenen Grund-
care oder dem rechten und gemeinen Werthe nach, und wie jeden Orts die Grundstücken und
Mobilien nach Gelegenbeic der Zeit gekauft und verkaufe zu werden pflegen, nach eurem
besten Wissen und Gewissen, vorzunehmen und einzurichten, auch euch überhaupc, wie es
einem ehrlichen und gewissenhaften tand-Gerichts-Schöppen, (Burglehnsschöppen) (Dorf-
Gerichts-Schöppen) eignet und gebühret, jederzeit zu verhalten, und hierinnen allenthalben
euch weder durch Freundschafe, Feindschafe, Gunst, Gabe, Geschenk, noch durch eine an-
dere Ursache hindern oder davon abhalten zu lassen (im übrigen zugleich alles dasjenige,
was die ausgefertigte besondere Dienstinstruction euch sonst annoch zur Obliegenheit macht,
genau zu befolgen.

Eid.
Alles, was mir N. N. gegenwärtig vorgelesen, von mir auch wohl verstanden

worden ist, das will ich fest, treu und unverbrüchlich balten. So wahr mir Gote
belse, durch Jesum Christum, seinen Sohn, unsern Herrn.
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24.) Bekanntmachung,
die Cehnsverreichungen bei der Ober-Amts-Regicrung zu Büdissin betreffend,

vom 4Aten Juli 1821.

E. sind zeither bei den vor dem vormaligen Oberamte zu Budissin vorgekommenen Lehns—
verreichungen die dazu jedesmal besonders anberaumten Termine den Vasallen durch Kanz-
leizettel bekannt gemacht worden. «

Nachdem jedoch nunmehr zur tehnsreichung bei der Ober-Amts-Regierung zu Bu-
dissin besondere Termine niche mehr angeseht werden sollen, sondern die tehn den Vasallen,
deren Bevollmächtigeen, so wie den Lehnsträgern und Curatoren, nachdem auf die diesfalls
einzureichenden schrifclichen Gesuche die kehnsreichung beschlossen worden, an jedem Ses-
sionstage

des Moncags, Mittwochs und Freitags jeder Woche,

auf deren Anmelden, innerhalb der gesetzlich geordneten Frist bekennet werden wirdt Als
ist diese veränderte Einrichcung bierdurch zur allgemeinen Kenneniß und Nachachtung zu
bringen gewesen.

Budissin, am #ken Juli 1821.

Königl. Sächs. Ober-Amts-Regierung des Narkgrafthums
Oberlausiz.

von Kiesenwekker.

Daniel Gottlob ucius.

Ausgegeben zu Dresden, am öten August 1821.
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Geseß sammlung
für das

Königreich Sachsen.
15.

27.) Verordnung der Landesregierung,
die Eiquidirung des, im Ceipziger Kreise, vom 15ten April 1814. bis mit

50sten Juni 1816. erwachsenen, und zur Zeit noch unvergütet
gebliebenen Spannungsaufwandes betreffend,

vom 26sten Juli 1321.

à
Von GOTTES Gnaden, Friedrich August, Konig von Sachsen 2c. etc. tc.

Da es nothwendig wird, daß, zu Bewerkstelligung eines völligen Rechnungsabschlusses
über den, vom 1 è5ten April 1814. bis Zostten Juni 1816. im teipziger Kreise, durch

fremde Truppen verursacheen Milikairaufwand, ein peremkorischer Termin zur Nachliqui-
dirung der in gedachtem Zeitraume und bei bemeldetem Kreise erwachsenen, noch unver-

gütet gebliebenen und mit gehörig attestirten Spannbillets belegten Fuhrlöhne anberaume
werde; so haben, wie Wir andurch verordnen, alle Diejenigen, welche dergleichen, aus
dem obbemerkten Zeitraume herrührende Ansprüche zu haben vermeinen, sich längstens

den dreißigsten November 1321.

bei der dermalen für den teipziger Kreis bestehenden ständischen Kreis-Kassen-Depurarion
zu teipzig, mit ihren diesfallsigen Forderungen zu melden, und selbige durch oberwähnte

Gesetzsammlung #1# 82I. 1 l
 .
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Spannbillers gehörigzubescheinigen, unter der Verwarnung, daß sie außerdem, nach Ab-
lauf dieser Frist, mic ihren Forderungen für versäumt werden angesehen, und von aller

Bezahlung ausgeschlossen , auch der ihnen etwa sonst zustehenden Wohlthat der Wieder-
einsetzung in vorigen Seand für verlustig geachtek werden.

Nach dieser Verordnung, welche von sämmrlichen Obrigkeicen des teipziger Kreises, in
Gemäsheit des Generalis vom 15ten Juli 1706. und des Mandaks vom qten Marz

1818. zu publiciren ist, baben sich Alle, die es angehr, gebührend zu achten, und ge-
schieht daran Unser Wille und Meinung.

Dresden, am 2östen Juli 1821.

D. H. F. Hübel.

Christian tebreche Noßky, S.
Ausgegeben zu Dresden, am 7ten August 1821.
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Gesetsammlung
für das

Königreich Sachsen.
14.

26.) Verordnung der Landesregierung,
die neue Stadt anleihe zu Leipzig betreffend,

vom 161en August 1321.

Von GOTTES Gnaden, Friedrich August, Konig von Sachsen 2c. 2c. c.

Wir wollen und verordnen hiermit,daß auf die neue, 3,000,000 Thaler betra—

gende Stadtanleihe zu Leipzig, welche, zu Tilgung älterer, besage der von dem Stadt—

rathe daselbst erlassenen Ankundigung vom Zosten Juli dieses Jahres, mit Unserer da—

zu ertheilten Erlaubniß eroffnet worden ist, alles dasjenige angewendet werden soll,

was in Ansehung der landschaftlichen Obligationen und der Cammer-Credit-Cassen-Scheine,

wegen nicht zulassiger Vindication der Schuldverschreibungen und der dazu gehorigen

Zinsleisten und Coupons, in Unserm Mandate vom 26sten Januar 1775, ferner uber

das Verfahren wegen vernichteter oder abhanden gekommener dergleichen Staatspapiere,

in den Rescripten vom 25sten Juli und 20sten Novbr. 1777, auch 28sten Juni 1791

(Cod. Aug. 2te Fortsetzung, 2Zker Theil, S. 001, 25, 73), ingleichen wegen Ver-
Gesetzsammlung 1821. 17 I
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jährung der Zinsen und Capikalien in den Generalverordnungen vom 1 26en Novbr.

17053 und 10ten October 17605 festgesetze ist. "6

Es haben sich daher biernach Unsre Collegien, die Dicasterien und Obrigkeiten,
auch senst Alle, die es angeher, gebührend zu achceen.

Dresden, am 16ten August 1821.

Johann August Ernst von Nostitz.

Christian febrecht Noßky, S.
Ausgegeben zu Dresden, am a7sten August 1821.
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Gesetsammlung
oenigrei den

15.

27.) Verordnung der Ober-Amts-Regierung zu Budißin,
die Anwendung mehrerer, in der Gesetssammlung für das Königreich Sachsen

erschienenen, jedoch in der Oberlausic noch nicht publicirten Mandate
und Generalien bei letzterer betreffend,

vom 2 sten August 1821.

à
Ven GOLTGES# Gnaden, Friedrich August, König von Sachsen 2c. 2c. v.

Nach Maßgabe des §. VI. des, über die neuen Verfassungs= und Verwaltungs-
Einrichtungen in der Oberlausig, unterm 1 2ten März dieses Jahres erlassenen Mandats,
bat, mie dem Einerite derselben, die seit dem Jahre 1818 in Dresden erscheinende Ge-

setsammlung daselbst ebenfalls Gültigkeit erlange. Auch ist dabei zugleich auf die Vor-
schriften des hierüber bekannt gemachten Mandats insonderheie verwiesen und das aus-

serdem zur Erläuterung dienende hinzugefüge worden.

Nun sind zwar diejenigen in gedachter Gesessammlung enehaltenen Verordnungen,
welche die Oberlausitz mit angehen, bereits größtentheils durch gedruckte oder geschrie-
bene Ober-Amts-Patente zur gleichmäßigen Publication gelangt, und hat es dabei, sowie
auch bei der in dem Ober-Ames-Patente vom 21stden März dieses Jahres ertheilten Vor-

schrife, wegen der Anzeigen von den Veränderungen in den Gerichtöhaleerstellen, sein
Verbleiben.

Gesetzsammlung 1821. 18
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Um aber alle Ungewißheit daruber zu entfernen, ob und welchen gesetzlichen An-
ordnungen, deren Bekanntmachung auf jenem Wege zur Zeit nicht Statt gefunden
hatte, in der Oberlausitz nachzugehen sei, wird fur nöchig gefunden, solche, mie Be-
ziehung auf den Jahrgang und die Stucke der Gesetzsammlung, worinnen selbige auf—
genommen sind, annoch in folgenden namentlich hiermit anzugeben.

1) Das Regulativ über die kirchlichen Rechtsverhaltnisse der evangelisch-reformir—
ten Glaubensgenossen in den Koniglich Sachsischen Landen, vom ?7ten August 1818,
Nummer 16. des oken Stücks;

2) Verordnung der landesregierung, die Erricheung der teipziger Feuer-Versicherungs-
Anstale betreffend, vom 16ten September 1810, Nummer 30. des 16ten Stücks;

3) Patene des Geheimen Finanz-Collegi#, die Erläuterung des General-Accis-Ta-
rifs vom Jahre 1754 in Absiche auf die Vernehmung des Mosts betressend, vom 13ten

October 1810, Nummer 31. desselben Stücks;

4) Verordnung der tandesregierung, die mie Preußen, wegen des Fori bei Provoca-

tionsklagen beiderseitiger Unterthanen, getroffene Uebereinkunft becreffend, vom Sosten
September 1810, Nummer 32. desselben Stucks;

5) Mandat, die Abfassung der Recognitionsregistraturen betreffend, vom 27sten
September 1810, Nummer 33. desselben Stücks;

6) Verordnung der tandesregierung, den Gerichtsstand in Criminalsachen betreffend,
wegen der im 10ten und folgenden H. V. enthaltenen Bestimmungen, vom kien Februar

1820, Nummer 5. des Zten Stücks;

7) Patenc des Geheimen Finanz-Collegi#, die Generalaccise vom Doppelbiere be-
creffend, vom 20sten April 1820, Nummer 16. des oten Stücks;

3) Patene des Geheimen Finanz-Colleti, die Ermäßigung des Chausseegeldes für
das Frachrfuhrwerk mit breitfelgigten Rädern betreffend, vom Zosten Mai 1320, Num-
mer 23. des 12ten Stucks;

0) Verordnung der tandesregierung, die Bestrafung der Urbeber innenbemeldeter fal-
schen Gerüchte betresfend, vom 26sten September 1820, Nummer 50. des 160ten Stucks;
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10) Resceript der tandesreglerung, die Erläukerung der uncerm #2usten Mérz 1320
wegen der Zeugenabhörungen erlassenen Verordnung betreffend, Nummer 32. des 17ten

Stücks;

11) Mandak, das Apothekerwesen und insbesondere die Einführung eines allgemei-
nen Dispensatori# betreffend, vom 1##en October 1620, Nummer 35. des 182en Stäcks ;

12) Verordnung der Landesregierung, die, von Sr. Königl. Majestär von Sachsen
mit Sr. Königl. Hoheit dem Großberzoge von Sachsen-Weimar-Eisenach, getraffeno Be-
stimmungen über die, zwischen den Kronen Sachsen und Preußen, wegen der geginse#-
gen Auslieferung der Deserkeurs und auskretenden Milicairpflichtigen, unterm 18een April
1817 geschlossene und mittelst Mandats vom 2t6en Juni 1817 bekanne gemachte Con-

vention betreffend, vom Oten Februar 1821, Nummer 5. des Zten Stücks;

15) Verordnung der tandesregierung, die, von Sr. Königl. Majestät von Sachsen
mit dem Fürstlich Reußischen Gesammehause älterer und neuerer Linie, gekroffenen Bestim-
mungen über eben dieselbe Convention betreffend, vom 10ten Februar 1821, Nummer 6.
des Zten Stucks.

Allen vorbemerkten gesetzlichen Anordnungen wird daher von dato an dieselbe Gultig-
keit und Verbindlichkeit, welche sie in den Erblanden haben, auch für das Marggraf-
thum Oberlausit bierdurch beigelegt und haben sich sammtliche Behörden und Uncerthanen
nach selbigen gebührend zu achten, auch die Gerichtsobrigkeiten gegenwärtige Verordnung,
nach Vorschrift des Generalis vom 15ten Juli 1706 und des Mandats vom Oeen März

1813, zur Kenntniß ihrer Gerichtsuncergebenen zu bringen.

Da biernächst von denjenigen Stücken der Gesetzsammlung , worinnen Gesetze und

Verordnungen im Betreff des Kirchen- und Schulwesens vorkommen, die fur Kirchen—
Collatoren und Pfarrer benothigten Exemplarien,, hinsichtlich der Orte, bei denen sich

Parochialkirchen befinden, an die Justitiarien „insofern solche aber die catholischen Kir-
chen= und Schulanstalten zugleich angehen, an das Domstife St. Petri mit versendee
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werden sollen; so sind solche von den Empfangsbehörden jedesmal gedachten Kiechen-
Collatoren und Pfarrern zur Befolgung, auch sorgfältigen Aufbewahrung bei den Kirchen-
archiven, sofort zuzustellen.

Daran geschiehee Unsere Meinung.

Gegeben zu Budißin, am 22ten August 1821.

von Kiesenwekter.

Ernst Friedrich Har, S8.
Ausgegeben zu Dresden, am k#en Septbr. 1821. "
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Gesetzsammlung
für das

Königreich Sachsen.
16.

28.) Reseript
an die vorsitzenden Stände der vier Kreise der alten Erblande,

die allgemeine Kreis-Tags-Ordnung betreffend,
vom 10ten August 1821.

Ven GOxES# Gnaden, Friedrich August, Kdnig von Sachsen 2c.4c. 2c.

Nachdem Wir auf die, von den alterbländischen Ständen, über den beim letzten tandtage

ihnen mitgetheilten Entwurf einer allgemeinen Kreis-Tags-Ordnung, unterm 21sten März die-
ses Jahres eingereichte, unterthänigste Schrift und das von Unserm Geheimen Rathe, unterm
10ten Mai dieses Jahres, dabei eröffnete Gutachten, beifolgende allgemeine Kreis-Tags-=
Ordnung ausfertigen lassen und solche eigenhändig vollzogen haben; als begehren Wir hiermie
an euch, ihr wollet euch nach selbiger allenthalben gehorsamst achten.

Daran geschieht Unsere Meinung. Datum Dresden, am 10ten August 1821.

Freyherr von Werthern.

Christian Lebrecht Noßky, 8.
Gesetzsammlung 1821. 10 I



Allgemeine Kreis-Tags-Ordnung.

 .

Corporationen Die Stande eines Kreises bestehen aus zwei Corporationen, der Ritterschaft und den
der Kreisstande. Stadten desselben.

. 2.

Nitterschaft. Zu der Corporation der Ritterschaft gehören die Besitzer derjenigen Herrschaften und
Güter im Kreise, welche bisher zu den Kreisconventen convocirt worden sind, oder das
Recht der Kreisstandschaft, wenn sie es bisher nicht besessen, in der Folge besonders bei-
gelegt erhalten.

6. 3.

Städte. Die städtische Corporation besteht aus denjenigen Stadträthen im Kreise, welche
Deputirte zu den tandtagen abordnen.

F. 4.
Pflichten der Den Kreisständen liege ob, die Wohlfahre des Kreises zu befördern und nach Mög-

Kreisstände. lichkeit abzuwenden, was selbiger hbinderlich seyn könnte.

C. 5.

Wirksamkeit Die Wirkslamkeié der Kreisstände erstrecke sich
er Kreisstände , .. «

im Allgemeinen, auf die Berathung und Bevorworkung desjenigen, was sie zu Beförderung der Wohl-
fahrt des Kreises oder Abwendung der selbiger drohenden Nachtheile norhwen-
dig finden;

auf die Besorgung der ständischen Cassen= und Rechnungsangelegenheiten des Krei-
ses, oder ihrer Corporation;

auf die kreisständischen Wahlen und
aufdie Besorgung derjenigen Kreisangelegenheifen, welche ihnen von Sr. Königl.

Majestät aufgetragen oder überlassen werden,
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G. 0.

Do die Abgaben und übrigen geistungen zu den Staatsbedürfnissen bei den Htandesver= in Bejug auf
sammlungen bewilligt werden; so findet auf Kreiscagen eine dießfallsige Beraehung nicht Trewibeske
Statt. Doch steht der Ritterschaft eines jeden Kreises frei, über die-Aufbringung der, prästationen,
von den gesammten ritterschaftlichen Ständen, bei den tandesversammlungen übernommenen
Prästationen, dafern niche deshalb allgemeine Beschlüsse gefaße worden sind, soviel den
Antheil ihres Kreises betrift, Bestimmung zu kreffen.

L. 7.
Wenn nötbig ist, für den Kreis Anlagen oder andere teistungen auszuschreiben und in Bezus auf

die steuerbaren Unterthanen in Anspruch zu nehmen; so haben die Kreisstände sich über Kreisprästatio=

den Bedarf und die Art der Aufbringung zu vereinigen und des Resultat allerhochsternen
landesherrlicher Genehmigung zu unterwerfen.

5. g. —

Die kreisständischen Angelegenheiten theilen sich: Abtheilungen
in allgemeine, welche den ganzen Kreis betreffen, und an denen daher beide stän-der kreissiändi-

. . — schen Angele-

dische Corporationen Theil nehmen, und genheiten.
in besondere, welche nur eine dieser Corporationen angehen und daher entweder rit—

terschaftliche oder stadtische Angelegenheiten sind.

65. 9.
Die kreisstandischen Angelegenheiten werden besorgt Durch wen die

· - kreioständischen

durch den vorsitzenden Stand des Kreises, Angelegenheit
(#. 10. und 11.) ten besorgt wer-

durch den Ratrh der Kreisstadt, den.
(. 12— 14.)

durch die Kreisstände selbst auf Kreiskagen,
G. 15.— 20.) und

durch kreisständische Deputirte.
(V. 50 —35.)

« 5.10.

Die Stelle eines Kreisvorsitzenden in jedem der vier Kreise wird kunftig, nach Abgang Von dem vor-
der jetzt vorsitzenden Stände, durch freie Wahl der Kreisstände aus deren Mittel besetzt, 1 Stan-
in gleicher Weise auch in jedem Kreise ein Stellvertreter des Kreisvorsißenden angestell:; e des Kreises.
es sind jedoch diese Wahlen jederzeit auf Mitglieder der beiden ritterschaftlichen Ausschusse

zu richten; auch muß wenigstens Einer von Beiden wesentlich im Kreise wohnhaft seyn.
—L



Obllegenheiten
desselben.

Von dem Rathe
der Kreisftadt.

Obliegenheiten
desselben.
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6. 11.

Der vorstßende Stand empfängt die landesherrlichen Rescripte, die Erlasse und Schrei-
ben in ständischen Angelegenheiten des Kreises, dafern selbige niche besondere Angelegen-
heicen der städcischen Corporation, oder den speciellen Geschäftskreis einer Depuration
oder Cassenbehörde bekreffen, und bewirke die hierauf nöthigen Expeditionen;

er beruft die Kreisstände zu den allgemeinen und die Ritterschaft zu den besondern
Kreistagen (§. 1 5.) und bestimme die Zeit und den Ort der Zusammenkunfe;

er prüft die tegitimation der Stände, welche sich zu diesen Kreiskagen einfinden;
er führt den Vorsich in den allgemeinen Versammlungen der Kreisstände und den be-

sondern Versammlungen der Ritterschaft;
er hält bei diesen Versammlungen den Vortrag, oder wählt aus den Kreisständen

einen Referencen, leitet die Berathungen, sammele die Seimmen und beforge, daß über
die Verhandlungen richtige Protocolle abgefaßt und vollständige Acten gehalten werden;

er fertigt die Berichte, Anzeigen und Schreiben, welche in Verfolg dieser Verhand-
lungen abgefaße werden müssen, oder ercheilc hierzu Auftrag, vollzieht selbige und sorge
für deren Bestellung;

er controlirt die ständischen Deputationen, insofern sie nicht einer Landesbehörde un-
mittelbar untergeordnet sind, oder nur Geschäfte der städtischen Corporacion zu besorgen
baben;

er führe die Aufsicht über die Donativeinnahme, Kreiscasse und Accenreposicur der
Ritterschafe;

er besorgk diejenigen Auferäge, welche ihm in Bezug auf kreisständische Angelegen-
beiten von den tandesbehörden ertheilt werden, oder welche er auf Anerag der Kreisstände
besonders übernimmt, und

setzt lestere, bei Gelegenheit der Kreistage, von der tage der ihm obliegenden kreis-
ständischen Angelegenheiten in Kenneniß.

S 12.

Bei der städtischen Corporation nimme der Rath der Kreisstade, der ersten Stade
des Kreises im engen Ausschusse, die oberste Stelle ein.

. 15.
Der Rath der Kreisstade empfängt die landesherrlichen Rescrirce, die Erlasse und

Schreiben in besondern Angelegenheiten der städeischen Corporakion und bewirkt in allen
diesen Angelegenheiten die nöchigen ECxpeditionen;
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er berufe die städtische Corporation zu den besondern Kreisversammlungen, oder auch, .

auf den Antrag des vorsitenden Standes, zu allgemeinen Kreistagen; (H. 15.)
er hat die städtische Accenrepositur in Aufsiche und Beschluß;
er besorge diejenigen Aufträge, welche ihm, in Bezug auf die Angelegenheiten der

städtischen Corporation, von den landesbehörden ertheile werden, oder welche er auf Anerag
dieser Corporation besonders übernimmt, und

ordnek zu den allgemeinen Kreistagen, oder den besondern städtischen Kreisversamm-
lungen, einen ihn vertretenden Deputirten aus seinem Mittel ab.

. 14.
Der Deputirte der Kreisstade hat bei den besondern Versammlungen der städtischen Sbliegenbeiten

des Deputirten
Corporation (5. 15.) der Kreiesadr

die tegitimation der sich hierzu einfindenden Depucirten zu prüfen; be Kädtischen
. . reisversamm-

den Vorsitz zu fuhren; lungen.

den Vortrag zu halten, die Berathungen zu leiten, die Stimmen zu sammeln und
zu besorgen, daß uber die Verhandlungen richtige Protocolle gefuhrt und vollstandige Acten
gehalten werden, auch

Nachricht von der Lage derjenigen Angelegenheiten zu geben, welche der Rath der
Kreisstadt fur die stadtische Corporation besorgt.

. 15.
Die Kreistage sind entweder Von den Kreis-

» , ,, , ,, , ·t.

allgemeine, bei denen die ritterschaftliche und stadtische Corporation des Kreises agen
gemeinschaftlich versammelt sind, um dessen Angelegenheiten zu besorgen, oder

besondere, bei welchen nur eine der beiden Corporationen zu Besorgung ihrer spe—
ciellen Angelegenheiten versammelt ist.

Die besondern Kreistage sind entweder
ritterschaftliche

stadtische.
oder

5. 16.
Diejenigen ständischen Angelegenheiten werden von den Kreisständen auf Kreiskagen Welche Ange-

handelt, d B ic d legenheiten aufverhandelt, deren Besorgung nicht entweder dem vorsitzenden Stande (s. 11.), oder dem Kreistagen ver-
Rathe der Kreisstade (F. 15.), oder ständischen Deputirten (§. 30.), besonders ausge= handeltwerden.



Wenn Kreic-
tage gehalten
werden können.

Wo die Kreis-
tate gehalten
werden.
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tragen ist. Auch wird bei diesen Kreistagen, und zwar in der Regel von einem Kreis-
tage zum andern, den Kreisständen von dem vorsihenden Stande dem Abgeordneten der
Kreisstade und den ständischen Deputirten darüber Rechenschaft abgelegt, was in denen
ihnen übertragenen kreisständischen Angelegenheiten geschehen sei, und in welcher tage sich
selbige befinden.

Insbesondere werden bei Kreiscagen

die kreisständischen Wahlen vollzogen, und

die kreisständischen Rechnungen abgenommenundjustificiré, insofern selbige niche
unmiételbar an eine andesbehörde abzulegen sind.

Da übrigens zu denjenigen Kreiskagen, welche bei Gelegenheit der tandesversamm-
lungen außerhalb des Kreises gehalten werden (§. 17.), niche alle ritterschaftliche Stände
geladen werden koônnen; so darf hierbei über allgemeine oder ritterschaftliche Kreisangelegen-
heiten nur Berathung gepflogen, nicht aber, ohne besondre landesherrliche Anordnung, ein
Kreisschluß gefaßt werden. Dagegen können die Städte, wenn sie, bei Gelegenheit eines
Nandtags, einen Kreistag halten, weil alle Mitglieder ihrer Corporation im Orte anwesend
sind, einen gültigen Beschluß fassen.

. 17.
Ein Kreiskag kann nur dann gehaleen werden, wenn solcher durch die #andesregierung

angeordnec oder gestattet worden ist.
Bel tandesversammlungen ist jedoch dem vorsihenden Scande nachgelassen, die dabei

anwesenden Kreisstände, ohne vorher einzuholende Genehmigung, zu einem Kreistage
einzuladen.

Ein Gleiches gilt von denjenigen besondern Kreistagen der städtischen Corporation,
welche der Abgeordnete der Kreisstade veranstaltet.

 **
Die Kreistage werden, wenn sie niche bei Gelegenheic der kandesversammlungen Statt

finden, der Regel nach in der Kreisstade, und von den Ständen des gebirgischen Kreises
in Chemnisz gehalten.

In dringenden Fällen ist es dem Vorsitzenden, oder dessen Stellvertreter, verstarter,
für den eingetretenen einzelnen Fall eine andere, als die Kreisstadt, zum Versammlungsorte
zu bestimmen.

Das tocal zu der Versammlung wird von dem vorsitzenden Stande — und, bei be-
sondern Kreistagen der städrischen Corporation, von dem Nathe der Kreisstadt bestimmt.
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 10.

Wenn ein Kreistag, bei Gelegenheic einer Landesversammlung, gebalten werden soll; Von der Lo-
so sagt der vorsitzende Stand den anwesenden Mitgliedern der Rircerschaft des Kreises und zung, u ben
dem Abgeordneten der Kreisstade mündlich oder schriftlich die Zeic und den Ort der Zusam- telslagen.
menkunft an.

Die Mitglieder der stadtischen Corporation werden durch den Abgeordneten der Kreis-
stadt hiervon benachrichtiget.

Bei andern Kreistagen werden Patente zu Einberufung der Kreisstande erlassen.
Die Patente an die Ritterschaft werden von dem vorsitzenden Stande vollzogen und

an die Herrschaften und Guter, ohne namentliche Angabe der Besitzer, gerichtet und gesendet.

Die an die stadtische Corporation gerichteten Patente ergehen, nach der in jedem
Kreise hergebrachten Verfassung, entweder ebenfalls durch den vorsitzenden Stand, oder,
auf dessen Ersuchen, durch den Rath der Kreisstadt.

Die Patente wegen Einberufung der städeischen Corporation zu einem besondern Kreis-
tage, werden vom Rathe der Kreisstadt erlassen.

Den Pacenteen wird das lanbesherrliche Rescripe, welches die Haltung des Kreistages
anordnek, oder gestactet, abschriftlich beigefügt, auch werden die hauptsächlichsten Gegen-
stände, welche auf dem Kreistage verhandelt werden sollen, darinnen bemerkée.

Die Geladenen, oder ihre Stellvertreter, haben auf dem Patente mit Unterschrife
ihres Namens zu bemerken, an welchem Tage ihnen selbiges behändigk worden sei.

Die Patente werden, zum Beweise der gehörig erfolgten Insinuation, zu den kreis-
standischen Acten genommen.

. 20.
Wenn schon die tadung zu einem Kreistage an alle Herrschaften und Güter ergeht, Von dem

deren Besitzer Mitglieder der ritterschaftlichen Corporacion des Kreises sind (F. 2.), so Escheinen auf
finden doch, theils in Rücksicht auf das Recht, bei selbigem zu erscheinen, theils in Rück= den Vollmach=
sicht der zu ertheilenden Vollmachten, folgende nähere Bestimmungen Statt. ten hierzu.

Vom personlichen Erscheinen sind ausgeschlossen:
diejenigen Besiher, welche noch nicht die Lehn empfangen haben;
dicjenigen, deren Vermögen in Concurs befangen ist;

die, welche in causis fumosis rechtlich condemnirt worden sind, oder denen die
Speciallnquisicion zuerkanne worden ist, und

Weibspersonen,
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Von mehrern gemeinschaftlichen Besitzern kann nur Einer erscheinen.

gLehnsvormünder können für ihre Mündel, Ehemänner für ihre Frauen, und die Cura-
koren für unverheirathete Besiherinnen erscheinen, jedoch ohne Ausübung eines Stimmenrechts.

Jedes Mitglied der ritterschaftlichen Corporation kann Vollmacht ertheilen, state sei-
ner bei dem Kreiscage zu erscheinen; doch darf diese Vollmacht nur auf ein anderes Mit-
glied gerichtet werden.

Die Stadträthe, welche, als Besitzer von Gütern, Mitglieder der ritkerschaftlichen Cor-
poration sind, erscheinen bei Kreistagen unter der Ritkerschaft durch einen Bevollmächtig-
ten aus ihrem Mittel.

Die Vollmacht hierzu kann aber dem Deputirten ertheilt werden, welchen der Stadt-
rath zu der städtischen Corporation abordnet.

Die Besißer derjenigen Herrschaften, welche berechtige sind, bei tandesversammlungen
durch Abgeordnete zu erscheinen, können auch zu Kreistagen einen Abgeordneten senden,
und sind bei dessen Wahl nichte auf die Mieglieder der Ritterschafe des Kreises eingeschränkt.

Jeder zu der städtischen Corporation des Kreises gehörige Stadtrath ertheilt einem
seiner Mitglieder Vollmacht zum Erscheinen bei selbiger auf dem Kreistage.

Die Wollmachten zu Abwarkung eines Kreistags müssen schriftlich ertheilt, und, bei
Bevormundeten, von dem Vormunde, von unverehelichten Weibspersonen, mit ihrem
Curator, und von Eheweibern,mitihremEbemanneausgestelle werden.

§. 21.

Von der * Die bei einem Kreistage erscheinenden Mitglieder der rikterschaftlichen und städcischen
begitination Corporation, melden sich, vor Eröffnung der Versammlung, bei dem vorsitenden Stande und
beim Erschei-geben ihre Vollmachten an ihn ab.

kren au eine Diejenigen ritterschaftlichen Kreisstände, welche noch keinem Kreiskage beigewohne
haben, legicimiren sich zugleich durch die Vorlegung ihres tehnscheins.

Bei besondern städtischen Kreistagen empfänge der Deputirce der Kreisstade die Voll-
machten.

Uiber die Anmeldung und Legitimation der Erschienenen wird ein Prokocoll aufgenom-
men, und, nebst den Vollmachten, zu den Acten gebracht.

5. 22.
Ven dem Auss Wenn einzelne Mitglieder der ständischen Corporationen bei einem Kreistage nicht

- WHAT deees erscheinen konnen, oder, vor der Beendigung desselben, sich wieder entfernen mussen, so ba-
Kreistagen. ben sie solches dem vorsitzenden Stande anzuzeigen.
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Ein Gleiches ist bei besondern stadtischen Kreistagen gegen den Deputirten der Kreis-
stadt zu beobachten.

Die bei einem Kreistage gefaßten Beschlusse sind auch fur die abwesenden Mitglieder
der standischen Corporationen verbindlich, wenn schon der Gegenstand, uber welchen der
Beschluß gefaßt worden ist, in den Patenten zu Einberufung der Kreisstände nicht mie
erwahnt worden seyn sollte.

. 23.
Bei allgemeinen Kreistagen versammeln sich die Mitglieder der ritterschaftlichen und BVen der

der städtischen Corporation des Kreises in einem gemeinschaftlichen Local; jedoch nimmt its ber
jede Corporakion an einer besondern Tafel Platz

An der Tafelder ritterschaftlichen Corporation nimm der vorsizende Stand, und an
der Tafel der städtischen der Depueirée der Kreisstade die oberste Seelle ein.

Wenn Gegenstände zu verhandeln sind, welche niche beide Corporakionen gemeinschaft-
lich angehen, so versammeln sich letztere entweder zu verschiedener Zeic, oder in verschie-
denen tocalen.

Ist in Verfolg der besondern Verhandlungen der einen oder andern Corporation eine
gegenseitige Miccheilung nörhig, so erfolge selbige zwischen dem vorsitzenden Stande und
dem Deputirten der Kreisstade.

Bei den gemeinschaftlichen Versammlungen beider Corporakionen und den besondern
Versammlungen der Ritterschaft hat der vorsißende Stand, bei den besondern Versamm-
lungen der städtischen Corporation aber, der Deputirte der Kreisstade den Vortrag, die
Neitung der Geschäfte und die Füuhrung des Protocolls zu besorgen. Das bei Kreistagen
zu fübrende Protocoll ist jedesmal am Schlusse des gehaltenen Convenks vorzulesen.

. 24.

Bei Kreistagen hat jedes anwesende Mitglied der ritterschaftlichen oder städtischen Von der Ab-
Corporation Eine Stimme. ' stimmung bei

Kreistagen.
Auch diejenigen Mitglieder der Ritterschaft haben nur Eine Stimme, welche mehrere

Guter im Kreise besitzen, oder zugleich Bevormundete und Abwesende vertreten.

Diejenigen, welche nur fur ihre Eheweiber erscheinen, haben keine Stimme.
Die Beschlusse werden nach der Stimmenmehrheit gefaßt.
Nur bei Wahlen wird von den Anwesenden schriftlich abgestimmt.
Bei gemeinschaftlicher Abstimmung beider Corporacionen oder besonderer Abstimmung

der Ritterschafe sammelt der vorsizende Seand, und bei besonderer Abstimmung der stadti-
schen Corporation, der Deputirce der Kreisstadt die Stimmen.

Gesetzsammlung 18ar. 1 20 UM
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gLebtere werden von oben herab gesammele.
Der, welcher die Stimmen sammele, hat, wenn mündlich abgestimmt wird, die seinige

zulebt abzugeben. Tritt eine Stimmengleichheir ein, so hat er zwischen der gleichen Zahl
eine entscheidende Stimme.

In solchen Kreisangelegenheicen, an welchen beide Corporationen ein getheiltes Inter-
esse haben, hat jede derselben besonders eine Curiakstimme.

§. 25.
Kreisständische Die Kreisstände wählen,

Wahlen. . .

. in Bezug auf Angelegenheiten des Landes:

diejenigen Personen, welche von Sr. Königl. Majestät, bei Besetzung der Ober-Sceuer=
Einnehmer-Stellen, auf der landschaftlichen Seite des Ober-Steuer-Collezu
in Vorschlag gebrache werden;

die Deputirten zu der Steuer-Credie-Casse;
die Deputirten zu Berathung anderer einzelner tandesangelegenheiten;
die ritterschaftlichen Schriftsassen, welche durch Wahl an den Landesversammlungen

Tbeil nehmen;
in Bezug auf Angelegenheicen des Kreifes:

den Kreisvorsißenden und seinen Stellvertreter;
die Deputirten zu Besorgung kreisständischer Geschäfte.

C. 26.
Allgemeine Be- Die kreisständischen Wahlen werden auf Kreistagen nach der Stimmenmehlheie
stitmungen in ..

szuqqufdzevollzogemundessmddxeSummenjedesmalfchrtftlkchabzugebetk
kreisständischen Bei vorkommenden Wahlen zu mehrern Stellen ist für jede besonders zu stimmen,
Sa#enundene und es hat die Entscheidung in der Regel jedesmal nach der absoluten Seimmenmehrheir,
durch übertrae in dem Falle aber, wenn dreimal gestimmt worden, ohne daß diese absolute Stimmen-
zenen Functio= mehrheit auf Einen gerichtet gewesen, nach der bei der dritten Abstimmung sich zeigenden
nen. relativen Stimmenmehrheit zu erfolgen.

Den Gewähleen stehe frei, die Wahl abzulehnen.
Die in Verfolg einer kreisständischen Wahl ubernommene Funccion erlischt:

durch Resignation des Gewählten;
wenn der Gewählte aufhört, Mitglied der ständischen Corporation zu sen, aus deren

Mittel er gewählt wurde;
durch Beendigung des übertragenen Geschäfes, und "
durch Ablauf der Zeic, auf welche die Function übertragen worden ist, insofern

letztere ausdrücklich auf eine Zeitfrist beschränkt war.
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G. 27.

Sr. Königl. Majestät werden, Seicen der Stände, Personen zu den Ober-Steuer= Wahl der in
ber-Steuer=Einnehmer-Stellen auf der landschaftlichen Seite des Ober-Sceuer-Collegil in Vorschlag- Einnehmer-

gebracht. Stellen in Vor-

Bei der Wahl dieser in Vorschlag zu bringenden Personen wechseln die Kreise unter kriis'wen-
sich ab.

Derjenige Kreis,an dem die Reihe ist, wählt, auf vorherige landesherrliche Anord.“
nung, drei Personen aus der Ritterschaft seines Mittels, welche bereits einem Landtage
beigewohnt haben, der vorsitzende Stand zeigt solches dem Geheimen Rathe an und Se.
Konigl. Majestat ernennen hierauf eine derselben zu der erledigten Stelle.

An der Wahl nehmen beide Corporationen der Kreisstande gemeinschaftlich Theil.

§. 238.
Zu der Seeuer-Credie-Casse ist von jedem Kreise ein Mitglied der Ritterschaft und Wahl der De-

der Rath der Kreisstadt deputirt. ir #ans
Dem ritterschaftlichen Mitgliede wird ein Stellvertreter im Behinderungsfalle bei- Casse.

gegeben.
Beide werden von der Ritterschaft des Kreises aus ihrem Mittel gewahlt.
Nur Diejenigen können gewählt werden, welche bereits auf einem tandtage erschie-

nen sind.
Beim Abgange des Deputirken rrict dessen Stellvertreker in die erledigee Seelle.
Die Wahl oder Aufrückung wird von dem vorsißenden Stande dem Geheimen Rathe,

zu allerhöchster landesherrlicher Genehmigung, angezeigk.
Der Rath der Kreisstadt beauftragt eines seiner Mitglieder zur Theilnahme an den

Geschaften der Deputation.
testere hat, als Behörde, eine rollegialische Instruction.

5§. 20.

Jeder Kreis hat bei den tandesversammlungen eine bestimmte Anzahl ritterschafelicher „ m’n rit—
Wahlstellen, welche mit Besitzern schriftsässiger Güter besetze werden. Schesftsaser n

Die Wahl zu diesen Stellen wird ausschließend von den an den Kreiscagen theil= den Landesver-

nehmenden Besißern schriftsässiger Güter bewirkt und auf Personen ihres Mittels gerichtec. sammlungen,und Verhältniß
Jedoch können nicht gewähle werden: der Genählen.

Diejenigen, an deren Güter keine #adung zu den tandtagen ergeher; «

Die, welche ohne Wahl berechtigt sind, bei Landesversammlungen zu erscheinen, und
Stadtrathe.

20*1
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Die Wahl wird von dem vorsitzenden Stande der Landesregierung zur allerhöchsten
landesherrlichen Genehmigung angezeigt.

Die Gewöählten baben alle Rechee und Verbindlichkeiten der bei tandesversammlun-
gen erscheinenden ritterschaftlichen Stände, und erhalten von dem Kreise keine Vollmache
und Instruction.

.
V 6. 30.

Welche kreis Welche kreisständische Angelegenheiten von Deputirken der Kreisstände zu besorgen
sunoch un sind, wird entweder durch allerhöchste lundesberrliche Anordnung, oder durch den Beschluß
durch Deputirte der Kreisstände bestimmt.
besorgt werden. 6b. 31.

Obliegenheiten Die Depueirten zu kreisständischen Angelegenheiten haben alle diejenigen Geschäfte zu
zurn sinn besorgen, welche der übernommene Auferag mit sich bringe, oder ihnen, in Beziehung hier-

vieser Depusa= auf, von den tandesbehörden oder Kreisständen noch besonders aufgetragen werden.
tion. Sie erhalten von ihren Committenten, da nothig, eine schriftliche Vollmacht und

Instrurtion, und haben selbige, bei Gelegenheit der Kreisversammlungen, von dem Gange
und der tage ihrer Geschäfte in Kenntniß zu setzen.

Diejenigen Deputirten, welche in ihrer Function, in Beziehung auf den erhaltenen
Auftrag, einer tandesbehörde unmittelbar untergeordnet sind, werden zunächst letterer für
ihre Geschäftsführung verantwortlich, und daher kann der von den Kreisständen ihnen
ertheilte Auftrag, ohne Zustimmung dieser Behörde, nicht zurückgenommen werden.

Dagegen stehen die übrigen dieser Deputirken unter der Contkrole des vorsibenden
Seandes, oder, wenn sie nur besondere Angelegenbriten der städtischen Corporation zu
besorgen haben, unter der Concrole des Raths der Kreisstad#, und sind zunächst ihren
Committenten verantwortlich, welche den ihnen ertheilten Auftrag zu jeder Jeit zuruck-
nehmen könnem

Uiber die Zahl der zu bestellenden Depurirken, deren Auslösung, das ihnen beizuge-
bende Personal und dessen Gehale, wird bei der Wahl derselben Bestimmung getroffen,
wenn niche bierüber eine allerhöchste landesberrliche Anordnung ertheilt worden ist.

. 32.
Wahl derlelben. Die Depurircen zu Besorgung kreisständischer Angelegenheiten, werden von derjeni-

gen Corporstion der Kreisstände gewählk, zu welcher sie gehören.,
Die Rltterschafe wähle für ihre Deputirten, auf den Behinderungsfall, eine gleiche

Anzahl Siellvertrecer.



 to7
Die stadtische Corporation wahlt zu ihren Deputirten Stadtrathe.
Jeder deputirte Stadtrath hat einem seiner Mitglieder zu den Deputationsgeschaften

Auftrag, zu ertheilen.
Er muß der städeischen Corporatiun anzeigen, wen er beauftragt habe, und dieser-

steht, im Fall erheblicher Bedenken, das Recht des Widerspruchs in Rucksicht der Person
des Beauftrageen zu. #

Die Wahl der Deputirten zu Besorgung allgemeiner Kreisangelegenbeiten und ihrer
Stellvertreter, wird von dem vorsibenden Stande der tandesregierung, zu allerhöchster lan-
desherrlicher Genehmigung, angezeigt. Das hierauf an ihn ergehende Genehmigungs-
rescript wird den Depucirten zugefertigt und dienc zu ihrer tegitimation.

6. 355. —

In den Kreisen sind, zur Erhebung, der ritterschaftlichen Anlagen, Donativein- Wahl und
nehmer deputirt, und denselben Stellvertreter auf den Behinderungsfall beigegeben. Verhälkniß des-Donativeinneh=

Beide werden von der Ritterschaft des Kreises, auf die Zeie einer tandesbewilligung, mers.
gewahlt.

Die Wahl kann nur auf Mitglieder der ritterschaftlichen Corporation gerichtet wer-
den, welche in dieser Eigenschaft den Landtag besucht haben, und wird von dem vorsitzen-
den Stande dem Ober-Steuer-Collegio nachrichtlich angezeigt.

Der Denativeinnehmer hat die ritterschaftlichen Anlagen künftig in jedem Kreise,
nach den von dem vorsißenden Stande, auf den Grund gefaßter Kreisschlüsse, ihm zu
ertheilenden Anordnungen über den Betrag, den. Maßstab und die Zeic der Erhebung,
auszuschreiben, und gegen ein bestimmtes Procent einzubringen, die erhobenen Gelder an
die Behorden, an welche er von letztern gewiesen wird, zu bezahlen, die verbleibenden
Uiberschüsse an die ricterschaftliche Kreiscasse abzuliesern, über seine Verwaltung Rech-
nung abzulegen und selbige, nebst den Belcgen, dem vorsißenden Stande einzuhändigen.

Diese Rechnung wird von hierzu deputirten Mitgliedern der Ritcerschaft defectirc.
Nach erfolgter Beanewortung der Defecte entscheiden die Deputirten, welche derselben fur
erledigt zu achten sind.

Uiber die unerledigt gebliebenen Defecte hat die Ritterschaft bei einem Kreistage Be-
schluß zu fassen. Wenn die Rechnung hiernach völlig berichceige und von der Ritterschafe
als richtig anerkannt worden ist; so erfolge deren Justification, mittelst einer von allen, auf
dem Kreistage anwesenden, ritterschaftlichen Mitgliedern zu vollziehbenden, und dem Dong-
tiveinnehmer auszuhändigenden Urkunde.
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d. 34.
Wahl und Die Ritterschaft jeden Kreises wahlt kunftig aus ihrem Mittel den Verwalter ihrer

g#n des · », . .

stäaackskrg beerKretscasshundemenaufdenFallderBehinderungthmbetzugebendenStellvertreter-.
tittetschafsli- Die kunftige Wahl wird mit Ablauf jeder Landesbewilligung erneuert.

chen Kreiscasse. ¾*#½1½ .% "
In Rücksicht der über diese Casse abzulegenden Rechnungen, deren Desectur, Be-

richtigung, Anerkennung und Justification, finden dieselben Bestimmungen Statt, welche
##. 55., wegen der Rechnungen über die ritccerschaftlichen Anlagen, angegeben sind.

5. 35.

Jetzt ckelt- Die jetzt bestellten ritterschaftlichen Donativeinnehmer und Kreiscassirer verbleiben,rikterschaftliche; it si ; s --««« .

Donatioeinneh= insoweit sie auf Lebenszeit gewählt sind, in ihrer Junction.
mer und Kreis-

cafsirer. K. 56.

Von der Be- Wenn ein Ausschußtag gehalten werden soll, so geht demselben ein Kreistag vorher,
volmmichtigung welcher den Zweck hat, daß die Ausschußstände des Kreises von den übrigen Ständen
der Aus -beäinde. schuß desselben mit Vollmacht zu dem Ausschußtage versehen werden.

Die tadungen zu diesem Kreiscage ergeben zwar in der §. 19. bestimmten Maße,
doch ist niche nörhig, daß diejenigen Mitglieder der kreisständischen Corporationen, welche
zu den Ausschüssen gehören, hierbei erscheinen.

Sowohl Seiten der rikterschaftlichen, als Seiten der städtischen Cerporation, wird
eine besondere Vollmachte ertheile, welche von allen bei dem Kreistage anwesenden, zu den
Ausschußständen nicht gehörigen Mitgliedern, durch Unterschrist und Besiegelung voll-
zogen wird.

Die Vollmacht der Ritterschafe wird dem ältesten Miegliede derselben im engen Aus-
schusse, und die Vollmacht der städtischen Corporation, dem Rathe der Kreisstadt zuge-
stelle, und von ihnen, bei Eröffnung des Ausschußtags, dem Direcioro desselben, zur tegi-
timation der Ausschußstände, übergeben.

Eine Instruction wird den Ausschußständen nicht ertheilt.

. 37.
Von den rit- Die Besitzer der amcssässigen Güeer erscheinen bei den tandesversammlungen durch
terschaftlichenAmtsassen undDepurirte.
der Wahl ihrer Bei jedem Amte ist bestimmt, wie viel Depukirée aus selbigem erscheinen können.
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Diese Deputirte werden von den Amesassen des Ames, aus ihrem Mittel, nach der Dtire Landesversam-
Seimmenmehrheit gewählt und mit Vollmacht versehen, erhalten aber keine Instruction. lungen

Die Antsassen werden, auf Anordnung der tandesregierung, darch den Bezirksbeam-
ren, mittelst Patents, zu Vollziehung der Wahl und Ercheilung der Vollmacht, aufgefordere.

Hierauf berufe der erste Amesasse im Amte die übrigen durch ein Patent zu einer
Versammlung an den Orc des Amts, und läßt bierbei die Wahl vollziehen, und die Voll-
macht für die Gewählten ausstellen.

Der erste Amesasse im Amte ist Derjenige, welcher bisher bei den Landesversammlun-
gen als Deputirter erschienen ist, und, wenn deren mehrere erschienen sind, der, welcher
unter ihnen die oberste Stelle eingenommen hat. Sind bisher keine Deputirte aus dem
Amte erschienen, so ist derjenige Amtsasse der erste, welcher am längsten mit seinem amc-
sassigen Gute beliehen ist.

Nur solche Personen werden gewähle, welche die, nach der #andtagsordnung, erforder-
liche Ahnenprobe ablegen können. Die Vollmacht der Deputirten muß von den, bei der
Versammlung anwesenden, Amtsassen unterschrieben und besiegelt seyn, und wird, bei Er-
öffnung der tandesversammlung, deren Directorio übergeben.

¾ 38.

Bei denjenigen Kreiskagen, welche Sceuerangelegenheicen betreffen, erhalten die er- Von den kreis-
scheinenden Mirglieder der ricterschaftlichen und städtischen Corporation, auf die Zeit ihrer cesangichrnslus=

- s - e -! 4

Anwesenheit, die Auslösung, nebst den Reisekosten, nach den bei tandcagen üblichen Säten, halten und son-
aus der Land= und Tranksteuer-Haupt-Casse. stigen Vergüä-

., « , « tungen.

Bei Kreistagen wegen der, den Ausschußstanden zu ertheilenden Vollmachten, be- ze
kommen die anwesenden Mitglieder beider Corporatienen, welche die Vollmachten erthei-
len, nicht aber die, welche selbige empfangen, die Auslösung auf zwei Tage, same den
Reisekosten, ebenfalls nach den landtagsmäßigen Säßen aus derselben Casse.

In beiden Fällen hat der vorsitzende Stand den Kostenbetrag dem Ober-Seeuer=
Collegio anzuzeigen.

In allen andern Fällen werden bei Kreistagen Auslösungen und Reisekosten weder
vom tande, noch vom Kreise bezahle, vielmehr hat jede Scade ihren Abgeordneten zu
entschädigen, und die Ritterschaft zu bestimmen, inwiefern sie aus ihrer Casse den erschie-
nenen Individuen ihres Mittels eine Vergütung gewähren wolle.

Ob und in welcher Maße die Depucirten zu. Besorgung kreisständischer Angelegen-
beiten Auslösung, oder eine andere Vergütung erhalten sollen, wird, wenn selbige in
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ihrer Function einer Landesbehorde unmittelbar untergeordnet sind, von dieser Behorde,
außerdem aber auf den Kreistagen bestimmt.

Ein Gleiches gilt in Rucksicht der Gehalte, Auslosungen und sonstigen Vergutungen
fur das von kreisstandischen Deputationen gebrauchte Expeditions- und Cassenpersonal.

Dresden, am 10ten August 1824.

Friedrich August.

Ernst Friedrich Carl Aemilius Freyherr von Werthern.

Christian Lebrecht Noßky, S.
Ausk gegeben zu Dresden, am 8gten September 1821.
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Gesetzsammlung
4%¼%%„FSnfen

17.

29.) Valvations-Tabelle
der

in den Koniglich Sachsischen Landen Cours habenden Munzsorten, wornach sich von
jetzt an, bis zu ergehender anderer Anordnung, Jedermann, Inhalts des Munz-

Edicts vom 14. May 1763. zu richten hat.

A. Der Silber-Munzsorten.
J. Conventionsmaßige, gleich den Churfurstl. und Konigl. Sachs.

conventionsmaßig ausgepragten.
a) Conventionsmaßige Speciesthaler.

Ku## und Kaiserl. Königl. auch Kaiserl. Oesterreichische, fbl. 2 Ef.
Königl. Preußische, mit der Umschrift: Zehn eine feine Mark, von 1704 und 1795,
Churfurstl. und Konigl. Baiersche,
Herzogl. Churfurstl. und Konigl. Wurtembergische,
Konigl. Westphalische,
Furstl. und Churfurstl. Salzburgische,
Furstl. und Großherzogl. Wurzburgische,
Großherzogl. Frankfurthische, 11 31—
Herzogl. Sachsen-Weimar= und Eisenachische, 1
Herzegl. Sachsen-Gothaische von 1764,
Herzogl. Sachsen-Coburg-Saalfeldische von 1764 und 1767,
Markgräfl. Anspachische, «
Furstl. Schwarzburg-Sondershausensche von 1764, «
Bischsfl. Bamberg= und Würzburgische,
Gräfl. Stollbergische, „
Stadt Regensburg= Augsburg= und Nürnbergische.

Gesetzsammlung 1321. ! 21 I
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b) Conventionsmäßige Gulden oder Z Stucke.
Kaiserl. und Kaiserl. Konigl. auch Kaiserl. Oesterreichische,
Churfurstl. und Königl. Baiersche,
Herzogl. Churfurstl. und Konigl. Wurtembergische,
Konigl. Westphalische,
Großherzogl. Frankfurthische,
Herzogl. Sachsen-Weimar- und Eisenachische,
Herzogl. Sachsen-Gothaische von 1764,
Herzogl. Sachsen-Coburg-Saalfeldische von 1765,
Herzogl. Braunschwelgische,
Markgräfl. Anspachische, seit 1760 ausgeprägte,
Fürstl. Schwarzburg-Sonderehausensche von 1764,
Bischsfl. Bamberg= und Wurzburgische,
Grafl. Stollbergische,
Stadt Regensburg= Augsburg= und Nürnbergische.

J) Conventionsmäßige halbe Gulden oder : Stäcke.
Kaiserl. und Kaiserl. Königl. auch Kaiserl. Oesterreichische,
Herzogl. Sachsen-Weimar= und Eisenachische,
Bischofl. Bamberg= und Würzburgische,
Gräft. Stollbergische,
Markgräfl. Anspachische 30 Kreuzerstücke.

d) Conventionsmäßige Zwanzig-Krenzer= oder Kopfstücke.
Kaiserl. und Kaiserl. Königl. auch Kaiserl. Oesterreichische,
Churfürstl. und Konigl. Baiersche,
Herzogl. Churfürstl. und Konigl. Würtembergische,
Fürstl. und Churfürstl. Salzburgische,
Markgräfl. Anspachische, seit 1700 agusgepragte,
Stadt Regensburg= Augsburg= und Nürnbergische.

1 e) Siebzehn-Kreuzerstücke.

Kaiserl. und Kaiserl. Königl. XVII. Kreuzer, „-D "„ "„

f)Conventionsmäßige &amp; Stücke.
Konigl. Westphälische, - - - - -

8) Conventcionsmäßige Zehn-Kreuzerstücke.
Sämmtliche oben sub d) wegen der 3wanzig-Kreuzerstücke bemerkte Gepräge.

———

—

thl. gr. spf.

10—

i —-""

to 2
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Ferner den conventionsmäßigen gleich. ——-
Nach dem Leipziger Fuß bis zum Jahre 1770 ausgeprägte Churfürstl. Braunschweig-

Lüneburgische ## Stücke. - - - — 8—

dergl. Churfurstl. Sachs, Stucke, - - - - 4s—

dergl. Churfürstl. Braunschwelg-Luneburgische 2 Gulden, - — 4—
dergl. Churfürstl. Sächs. und Braunschweig-Lüneburgische r’z Stücke, "6 — 2—
dergl. Churfürstl. Sächs. -## Stücke. - — 1

 e

Hieruber

Kaiserl. Konigl., auch Kaiserl. Oesterreichische Brabanter Kronenthaler, ingl. J
Konigl. Baiersche Kronenthaler. « . 11.1

II. Geringer, als conventionsmaßig.

Cburfürstl. Sachs. seit 1750 und vor dem Munzedicte vom 14. May 1765. in Dres—
den ausgeprägte, , und Stucke.

(Auf diese drei Sorten, welche à 15 Thlr. 0 Gr. — die Mark ausgepragt
worden, sollen auf 100 Thaler — 7 Gr. 6 Pf. zugelegt werden.)

Ein Königl. Preußischer Thaler, von 1764 bis und mit 1700, - — 24
- - - - 2 1770 „- * 177o, " 22

- - 2 - - 1780 - * - 1799, 2

und 110 10% 4

- - - - von 1800 -2156809, - 22 N

excl. 1804.
- *. 1760, 1730 und 1701, OD —7

· - - 12772, 1775, 1776, 1778 und 1779, — 716
- - * 1302 und 1300, - - — 714

- - 2 2 - 1764 bis und mit 1768, - 3 7

4 " !1770, 1772, 1775, 1776, 1777 und 1776,
" " - —2 12796, 1797, 1799, - — 318

- - --- -1800bisundmit1818, -

s - s 713 - 1704 - 1768, v- — 1 9
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B. Der goldenen Münzsorken,
bei welchen, in Ansehung des Gewichts, durchgehends das Cäöllnische Mark= und hiesige
Dukaten-Gewiche zum Grunde gesetzet wird, dergestalt, daß 67 Ducaten Praccise eine Cöll-
nische Mark wiegen müssen, und ein dergleichen vollwichtiger Dukaten 60 biesige As häle,

welche 724 Assen Troyschen Gewichts, und 60 Graens Wiener Mändel-Gewichts
gleich kommen.

Stück auf die
rauhe Cöllni-

sche Mark.
67 Reichs-Constitutions- und Conventions- mäßige Kai-

· serl., Kaiserl. Königl. und andere zuverläßig 25
Kr. 8 Gr. fein haltende Dukaten, -

67 Cremnitzer Dukaten, Florentinische Gigliart und Vene-
tianische gechinen, - -

67 Koniglich-Preußische und Lolndiche Dukaten,
213 Souverains, - -

421:1% Halbe Souverains, - - -

35 Alte Franzosische Lonisd'or, -
174 Alte Franzosische doppelte Louisd'or,
70: Alte Französische halbe Louiscbor, "Ü
344 Sspanische einfache Pistolen, -
174 Spanische doppelte Mstolen oder Doppien, -
8 Spanische Quadrupel, - - -

604Spanische halbe Mstolen, -
57 Königl. Preußische Banco-Reglementsmábige Fréderics

d'or, -
57 Braunschweigische Pistolen oder * Thaler -Stucie,

174 Braunschweigische doppelte Pistelen oder 10 Thaler—
Stucke, -

70 Braunschweigische halbe Pitolen oder 22 Thaler=
Stücke, - - - -

Dresden, am 26ften September 1821.

Berichtigung. 2

Thle. )

l————...—.—————1
*

gl.

18

19
13

20

10
10
*
4

17
10

10

pf.

s. ·
I#n

Thlr.

—

S—T0ddd
—

to  dS——d

#

10

gl. spf.

19

1r2.
—

1
 1 [lillloll5 1n

Im 2östen § der, im vorigen Stücke der Gesetzsammlung abgedruckten allgemeinen Kreis-Tags-„Ordnung,
soll ec, Kart:

Ausgegeben zu Dresden am 1Ken October 1321.

welche von Sr. Königl. Majestät, — heißen: welche Sr. Königl. Majestat. . iP
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Geset sammlung
für das

Königreich Sachsen.

18.

30.) Generalverordnung
zu Bekanntmachung des neuen Regulatios, in Ansehung der, wegen des An-

baucs von Wustungen, ingleichen wegen erlittener Calamitten, künftig in
Steuern zu bewilligenden Begnadigungen,

vom 2asten September 1821.

P
Von GOTTES Gnaden, Friedrich August, Konig von Sachsen c. 2c. 4c.

Liebe getreue. Wir haben wegen der, vom 1sten Januar 1822. an, zu einer Steuer-

begnadigung geeigneten Fälle, wegen des bei deren Prüfung zu beobachtenden Verfahrens,
und wegen der alsdann auszusehenden und zu gewährenden Begnadigung, ein neues Regu-

lativ entwerfen lassen, und bringen solches, nach darüber vernommenem Gutachten Unserer

getreuen Stände, in der Anfuge, bierdurch zur allgemeinen Kenncniß.

Das der Steuerbegnadigungen halber unterm Zten Mai 1702. erlassene Reglemene

wird, nebst den, zu dessen Erläutcerung und Ergänzung, spater ergangenen Gesetzen und
Verordnungen, hiermit gänzlich aufgehoben.

Gesetzsammlung 1 8aI. l 22 1



( 116 )

Nach gegenwärtigem Regulacive haben sich daher Unsre Vasallen, Beamten und
Gerichesobrigkeiten, Unfre obern und untern Scheuerbehörden, die Dorfgerichtspersonen und
Baugewerken, und überhaupe alle Unfsre Unterchanen, soweie sie dasselbe angehet, in den
vom Anfange des kommenden Jahres an sich ereignenden Begnadigungsfällen gebührend

zu achten, und daran Unsern Willen und Meinung zu vollbringen,

Gegeben zu Dresden, am 24lsten Sepcember 1821.

Peter Carl Wilhelm Graf von Hohentkhal.

Wllhelm Seelzner.



Steuer-Begnadigungs-Regulativ.
—“

De. seit länger als einem Jahrhunderte gemachten Erfahrungen in Ansehung der, nach
Maßgabe des Reglements vom 3en Mai 1702. zeicher bewilligten Steuerbegnadigungen
und die sonst über diesen Gegenstand neuerlich angestellten Erörterungen, haben eine genaue
Revision des gedachten Reglements, nebst den dasselbe erläucernden und ergänzenden Ver-
fügungen, und, in dessen Verfolg, die Bekannemachung eines neuen Sreuer-Begnadigungs-
Regulativs erforderlich gemacht.

Es wird daher alles Dasjenige, was sowohl in dem obenerwähnten Reglement vom
Zten Mai 1702., als in den, zu dessen Erläuterung und Ergänzung, später ergangenen
Geseßen und Generalverordnungen, in Hinsicht der, wegen erlittener Calamitäten, zu bewil-
ligenden Erlasse und Begnadigungen vorgeschrieben ist, insoweit dieselben aus dem Seeuer-
Acrario gewährt werden sollen, hierdurch für die Zukunft, ohne Ausnahme, ausdrücklich
aufgeheben, und wegen der bei den, vom Anfange des Jahres 1822, an sich ereignenden,
unten näher angegebenen Begnadigungsfällen zu ertheilenden Steuerbegnadigungen, Folgen-
des als alleinige Norm festgesetzt. —

S. 1.

Steuerbegnadigungen werden nur bewilliget:
1.) wegen angebauter Wüstungen;
2.) wegen erlittener Brandschäden, oder zur Verhükung der weicern Verbreikung

des Feuers gänzlich niedergerissener Gebäude;
3.) wegen durch Uiberschwemmungen zerstörter, oder zu Abwendung größerer

Wasserschäden niedergerissener Gebäude;
4.) wegen durch Hagelschlag oder Uiberschwemmungen beschädigeer Feld= oder

Weinbergsgrundstücke;
5.) wegen Verlusts an Vieh durch Krankheicen oder Feuer.

22 ½

Fälle, in denen
Struerbegnadi-
gungen bewilligt
werden.



Steuerbegna-
digungen.

1.) wegen an-
gebauter Wu-
Kungen.

2.) wegen er-
Uttener Brand-
schäden.
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 . 2.

Wenn eine Wüstung, auf welcher ungangbare Schocke haften, sie rühre aus einer
älcern oder neuern Zeit her, bebaut wird, oder wenn durch die Aufführung eines Gebäu-
des aus roher Wurzel ungangbare Schocke zur Gangbarkeic aufgezogen, oder ermangelnde
untergebrache werden, so findet von der Zeit an, wo der neue Bau bescheinigtermaßen
begonnen hat, eine sechsjährige Befreiung in Ansehung der. auf diese Weise gangbar
gemachten Schocke und des auf dem Grundstücke bereits haftenden, oder des, nach Be-
finden, wegen der TIntstehenden neuen oder erweiterten Nahrung aufzulegenden Quatember-
Seceuer-Beitrags Statc, und es wird dabei auf die Art, wie, und auf den Preis, für
welchen die bebaute Stelle von dem Acquirenten erworben worden ist, keine Rücksicht
genommen.

g. 3.

Uiberdies hat bei stadtischen Wustungen, auf welchen die Braugerechtigkeit haftet,
der Bebauer derselben, nach vollendetem Auf- und Ausbaue, auch die Trank-Steuer—
Befreiung von zwei Gebrauden Bier, nach des Ortes Schutte und Gusse, zu genießen.

ß. 4.

Die Uibernahmeder, wegen der auf einer Wustung haftenden Grundsteuern, bis zum
Anfange der Bebauung derselben, etwa erwachsenen Reste, wird dem Anbauer nicht an—
gesonnen, sondern es wird auf die deshalb an das Ober-Steuer-Coklegium von der be-
treffenden Behorde zu erstattende Anzeige die Abschreibung dieser Reste angeordnet werden.

G. 5.

Brandbeschädigte können in der Regel nur dann auf einen Steuererlaß Anspruch
machen, wenn der sie becroffene Brandschaden von der geeigneten Behäörde für total
erklärt wird.

 6.

Der Brandschaden an einem Gebäude wird, in Beziehung auf den zu suchenden
Steuererlaß, alsdann für kotal angesehen, wenn das Gebäude seiner Dachung beraubt,
und das Innere desselben dergestalt ausgebrannt oder zerstört ist, daß es in diesem Zu-
stande, mie Ausnahme der dabei eewa befindlichen Keller oder Gewölbe, weder im Gan-
zen, noch in einem seiner einzelnen Theile, zur Bewohnung oder zu irgend einem wirch-
schaftlichen-Behufe bleibend benutze werden kann.
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S. 7. —

Die wegen abgebrannter Gebaude zu bewilligende Steuerbegnadigung erstreckt sich
auch auf diejenigen Grundstücke, die mit dem abgebranneen Gebäude wenigstens fünf und
zwanzig Jahre hindurch ununterbrochen verbunden gewesen sind, kann aber auf die dem
Calamitosen sonst noch zustehenden, von der Calamitöt nicht mit betroffenen Häuser, Gü-
ter oder andere Grundstücke keinesweges ausgedehne werden.

. 8.

Bei Bewilligung der Steuerbegnadigungen wegen erlictener Brandschäden, die jedoch
erst nach erfolgter völliger Wiederherstellung der abgebrannten Gebäude ausgesetzt werden,
findet ein Unterschied Statt, je nachdem das eingeäscherte Gebäude sich in einer accis-
baren Scadt oder auf dem tande befunden hat.

". .

Wegen eines in einer accisbaren Seade abgebrannten Hauses wird ein dreijäh- #iin aceisbaren
riger Erlaß der auf demselben und den nach F. 7. dazu gehörenden Grundstücken haf- Städten.
tenden, von der Accise nicht zu übertragenden Schock= und Quatember-Sceuern zugestanden.

 . 10.

Bestehe eine dergleichen vom Feuer betroffene städtische Besizung aus verschiedenen
besondern Gebäuden, so wird wegen des Wohn= oder Vordergebäudes der zwei-
jäbrige Betrag, wegen des Seitengebäudes die Hälfee, und wegen des Hin-
ter gebäudes gleichergestalt die Hälfte, oder, wenn statt des Seiten= und Hinter-
gebaudes Scheunen und Scälle vorhanden sind, wegen der Scheune die Hälfte, we-
gen des Zugviebstalles ein Viertheil, und wegen des Zuchtviehstalles eben-
falls ein Viertheil von dem einjährigen Betrage derim F. 0. erwähnten Steuern
als Erlaß bewilliget.

. 11.

Ist eine abgebrannte städtische Scheune besonders catastrire gewesen, so wird sie zwar
als ein für sich bestehendes Grundstück betrachte#; allein der eines Brandschadens halber
zu bewilligende dreijährige Erlaß an Schock= und Quatember, Steuern beschränkt sich ledig-
lich auf diejenigen Steuern, mit denen sie im Cataster verzeichner ist.
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 12.

Daferne einem abgebranneen städeischen Wehnhause die Braugerechtigkeic zuste-
het, so wird, nach dessen erfolgtem Wiederauf= und Ausbaue, außer der Begnadigung an
Schock= und Quatember-Steuern, auch noch die Trank-Steuer-Befreiung von zwei
Gebräuden Bier, nach des Ortes Schutte und Gusse, zugestanden.

6. 15.

Wegen eines abgebrannten und wiederhergestellten Gehöftes auf dem tande, kritt eine
Befreiung nach dem anderthalbjährigen Betrage der auf demselben und den, in
dem oben KF. 7. angegebenen Sinne, dazu gehörigen Grundstücken haftenden gangbaren
Schock= und Quatember-Steuern ein. #

 -

Wenn das Gehöfte mehrere Gebäude enehält, die zum Tbeil vom Feuer verschone
geblieben sind, so wird wegen des abgebrannten Wohnhauses der einjährige Be-

ctrrag, wegen der Scheune ein Viertheil, wegen des Zugviehstalles ein Ache-
theil, und wegen des Zucheviehstalles ebenfalls ein Achttheil an dem Jahres-
betrage der im F. 15. erwähnten Schock= und Quakember-Sceuern erlassen.

6. 15.

Wegen abgebrannter anderer Gebäude, als Garten= oder Weinbergshäuser, die blos
zum Vergnügen angelege sind, Auszugshäuser, Schuppen, Schaf= Kälber-und Schweine-
ställe, Einquarkierungsställe, Ställe zur Ausspannung bei Gasthöfen u. s. w., sindet eine
Seeuerbegnadigung niche Scakté.

. 1.
Die Seeuerbegnadigungen wegen erliteener Brandschäden werden erst nach erfolgker

gänzlicher Wiederherstellung der abgebrannten Gebäude bewilliger; es ist jedoch dabei
künftig kein Unterschied zu machen, ob diese Wiederherstellung durch Denjenigen, der den
Brandschaden erlicten hat, besorgt worden ist, oder ob der Wiederhersteller die wieder be-
baute Brandstelle durch Kauf oder auf andere Weise an sich gebracht bat.

*
Die einem Brandbeschädigten zu bewilligende Steuerbefreiung beschränkt sich blos auf

die, wegen der vom Brande betroffenen Gebäude und der zu denselben nach H. 7. geh-
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renden Grundstücke, zu entrichtenden Schock= und Quacember-Steuern. Sie kann daher
weder auf die dem Eigenehümer der abgebranncen Gebäude sonst noch zustehenden besondern
Grundstucke, noch auf das von ihm abzufuhrende Personen- Steuer· Contingent mit er-
streckt werden.

+. 13. =

Gebäude, die, ohne vom Feuer selbst ergriffen. worden zu seyn, zur- Verhücung der
weitern Verbreikung einer Feuersbrunst, gänzlich haben niedergerissen werden müssen, oder
doch in einen solchen Zustand versezt worden sind, wie ein, nach der oben F. 6. angegebe-
nen Bezeichnung, total abgebrannces Gebäude, werden auch in Rücksicht auf die zu hewil-
ligende Sieuerbegnadigung den durch das Feuer zerstörten Gebäuden vollig gleich geachtet.

8. 19.
In Ansehung der durch Wasserfluthen oder Eisgange zerstorten oder ganzlich unbrauch- 3.) wegenUiber—

bor gemachten, so wie der, zu Abwendung größerer Wassersgefahr, in Folge polizeilicher chemmnngg-.
Vorschriften, niedergekissener Gebäude, creten die nämlichen Seeuer Begnadigungs- Säge, bäuden.
wie bei erlittenen Brandschäden, ein, und die vorstehend §. 5. bis 16. enthaltenen Be—
stimmungen finden auch in diesen Fallen volle Anwenduns ·

6. 20.

Wenn Feldfluren oder besonders catastrirte, nicht zu einem geschlossenen Gute gehö= 4.) wegen durch
rige Weinberge d#urch Hagelschlag oder anhaltende heftige Regengüsse, ingleichen Feld- Luge.erican der
fluren durch Uiberschwemmungen dergestalt betroffen werden, daß dadurch bei Feldfluren ung aeschadie
zwei Drittheile der gesammten von allen zu dem fraglichen Grundstücke, in dem oben §. 7. Weinbergs-
bezeichneten Sinne, gehörigen Feldern zu erwarten gewesenen einjährigen Erndie in Kör= hruadstuck.
nern, an Sommer= und Wintergetreide, verleren gehen, bei Weinbergen aber zwei Drit-
thelle der sammtlichen Weinstöcke in der Maße beschädige werden, daß sie in dem Jahre,
in welchem sich die Calamität ereignet, keinen Ererag gewähren können, so haben die Be-
sitzer eine einjährige Befreiung an den auf der betroffenen Besitzung haftenden Schock-
und Quatember-Steuern zu gewarten.

S. 21.
Wird ein einzelnes, besonders catastrirtes Grundstäck durch einen Hagelschlag oder

ene Uiberschwemmung dergestale betroffen, daß sein Ertrag ganz, oder doch wenigstens zu
zwei Drittheilen vernichtet wird, und es bis zum folgenden Jahre auf keine andere Weise
denußt werden kann, so hat der Besiter desselben zwar ebenfalls einen einjährigen
Erlaß, jedoch nur an denjenigen Schock= und Quatember-Steuern, mit welchen ein solches
walzendes Grundstück catastrirt ist, zu genießen,
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5s# *5 5 22.
Eine Begnadigung wegen verlornen Rindviehes findet blos alsdann Statt, wenn von

dem gesammten Rindviehstande eines Gutes, an Ochsen, Kühen und kragenden Kalben
wenigstens zwei Drittheile durch Seuchen oder andere Krankheiten eingebüßt werden,
oder bei enrstandenen Feuersbrünsten mir verbrannt sind, keinesweges aber, wenn das Vieh
durch andere Züfälle verungluckt „oder durch Vernachlässtigung verwhrieß, worden ist.

d. 23.

Wer gewohnlich nur ein oder zwei Stucke Rindvieh halt, dem wird die geordnete
Begnadigung auch alsdann zu Theil, wenn er sein einziges Stuck, oder eins von den ihm
zugehorigen zwei Stucken, oder die beiden letztern, durch Seuche, Krankheit oder Feuer
verloren hat. · .,

« 5.24.

In den zu einer Steuerbegnadigung wegen Rindviehverlustes geeigneten Fallen wird
dem quatembersteuerpflichtigen Eigenthumer des Viehes eine Vergutung von funf Tha—
lern für jedes verlorne Stück Rindvieh, aus der Kreis-Quarember-Steuer-Casse desjenigen
Kreises, in welchem der Verlust sich ereignet hat, bei dem Schlusse der Jahresrechnun-
gen verabreicht.

g. 25.
Die Bezahlung dieser Vergütung geschiehet in der Maße, daß die von dem Cala-

mikosen etwa in Rückstand gelassenen Sceuern in Abzug gebrache, und davon sofore berich-
tiget werden, überhaupt aber in Fällen, wo die Begnadigung den Betrag der einjährigen
Steuern des zu Begnadigenden uberschreitet, die sofortige Bezahlung am Jahresschlusse
nur auf diesen Jahresbetrag beschränke, der Uiberrest aber im folgenden Jahre berich-
tiget wird.

§. 26.
Wegen anderer Gattungen von Zuchtvieh, als Pferde, Schafe, Schweine, Külber,

Ziegen u. s. w., finde#, wenn sie auch an Seuchen oder andern Krankheiken crepire sind,
eine Seeuerbegnadigung nicht Seatt. Wenn jedoch bei einer entstandenen Feuersbrunst
wenigstens zwei Drittheile der zu dem Viehstande des betroffenen Gutes gehörigen Pferde,
ingleichen mindestens zwei Drikeheile eines dem Calamitosen zuständigen, aus dreisig und
mehreren Srtücken bestehenden Schafstammes mit verunglücke sind, wird, in eben der
Maße, wie wegen des durch Brandunglück eingebußeen Rindvi#ches, eine Begnadigung,
mach Anleitung der vorstehend, §. 24. und 25. enthalkenen Bestimmungen, bewilligee,
und dabei jedes Pferd, so wie jedesmal zehen Schafe einem Seück Rindvieh gleich
geachtec.
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. 27.

Damie die Interessenten der in Vorstehendem geordneken Seeuerbegnadigungen, in den n. Beb'alren in
dazu geeigneten Fällen, theilhaft werden können, ist, nach Verschiedenheit der Beranlassun= Seuer, e-# laungs= Gesu-

gen zu dergleichen Begnadigungen, Folgendes zu beobachten. qhe.

G. 26.

Wenn Jemanden eine Wüstung, auf welcher ungangbare Schocke haffen, zum An- 1a we
baue überlassen, oder die Aufführung eines Gebäudes von roher Wurzel, wobei ungang-Wunstung.
bare Schocke aufgezogen, oder ermangelnde untergebracht werden, begonnen wird, so sind
diese ungangbaren oder ermangelnden Schocke, im erstern Falle von der Zeit der legalen
Ulbergabe der Wüstung an den Bebauer, im letztern von der Zeit an, wo der Bau seinen
Anfang genommen hat, zwar gangbar zu lociren, jedoch einstweilen in Rest zu setzen.

s. 29.
Wird bei einer zur Bebauung überlassenen Wustung mit dem Baue nicht binnen

Jahreefrist, von Zeit der- vorerwähnten Uibergabe an, der Anfang gemacht, und ist die
Wustung vielleicht immittelst auf eine andere Weise benutzt worden, so sind, nach Ver-
lauf eines Jahres, die in Rest gesebten Steuern von dem Eigenthümer oder Erwerber
der Wustung einzubringen.

 . 30.

Ist jedoch der Bau im taufe des ersten Jahres unkernommen und gebührend fortge-
setzt worden, so hat die Obrigkeir, wenn ihr von dessen erfolgter Vollführung durch den
Bauherrn Anzeige geschehen ist, eine tocalbesichtigung vorzunehmen, und, mit Beifügung
des darüber aufgenommenen Protocolls, wegen des zu bewilligenden Steuererlasses, läng-
stens binnen vier Wochen, von der gehaltenen tocalerpedition an gerechnet, bei fünf
Tpaler Strase, an das Ober-Steuer-Collegium Bericht zu erstatten.

F. 3t.

In diesem Berichte ist nicht nur anzuzeigen, wie das neuaufgeführte Gebäude be-
schaffen, ob es, insoferne es sich auf dem Lande besinder, den Vorschriften der Derf-Feuer-
Ordnung vom Jabre 1775 gemäß eingerichtet ist, wie viel caduke Schocke in Beziehung
auf dasselbe ganabar lociré, oder ermangelnde darauf untergebracht sind, und ob, wenn
der bebaute wüste Plaßt in einer Stadr liege, uf demselben die Braugerechtigkeit Haftet,
sendern esistallch zugleich mie zu bemerken,) Wilcher neiue oder erhöhete Quatemberbeitrag
dem Anbaue um dieses- Aubanes willen auferlegk worden ist, und ob dieser Beitkag zur
Aufbringung des kocal-Quanti mie verwendet wird, oder ob erderExcurrens-Casse des

Oelesammiung 1821. 33 1
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Ortes zu gute geht, auch ob in Ansehung der zur Gangbarkeit gekommenen Schocke viel—
leicht noch alte, vor dem Anfange des neuerlichen Anbaues erwachsene Reste vorhanden sind.

* 6. 32.

Eine Seeuerbegnadigung wegen erlitéenen Brandschadens kann, wie bereits oben F. 8.
erwähne worden ist, nur erst nach vollendeer Wiederherstellung der abgebrannten Gebäude
gesuche und ertheilt werden.

S. 53.

Dem deshalb von der Obrigkeit zu erstattenden Berichte ist niche nur eine kabellarische
Uibersiche der Hauptpunkee, worauf es bei Bestimmung der Begnadigung ankomme, nach
dem beiliegenden Schema unter A. beizufügen, sondern es sind auch die, wegen der aus der
Brandversicherungscasse zu erlangenden Vergütung, ergangenen Abten, in welchen das Be-
sichtigungs-Protocoll über den sich ereigneten Brandschaden, und die von der Brand-Versiche-
rungs-Commission erlassene Vergücungsverfügung enthalken ist, ingleichen beglaubigte Ab-
schriften von den auf die Vergütungscertificare gebrachten obrigkeitlichen Zeugnissen, daferne
sich die lestern nicht vielleicht bereits im Concepte bei den vorerwähnten Abten befinden,

beizulegen. "

. K. 34.

In Rücksicht auf abgebrannte Häuser in Städten ist im Berichte noch besonders zu
bemerken, ob das eingeäscherte Gebäude brauberechtige gewesen ist.

. 35.

Die Obrigkeiten haben die zu erstattenden Berichte über die zu bewilligenden Steuer-
begnadigungen wegen erlittener Brandschäden längstens binnen sechsmonatlicher Frist,
von der vollendcten Wiederherstellung der abgebrannten Gebäude an gerechnet, ohne deshalb
erst eine besondere Anregung der Interessenten abzuwarten, bei Vermeidung einer Geldbuße
von fünf Thalern auf jeden Concravencionsfall, an die ihnen vorgeseßte Steuerbehörbe
einzureichen. «

III-do
Wenn bei Uiberschwemmungen und Eisgangen Gebaude zerstort oder unbrauchbar ge-

macht, oder auf polizeiliche Anordnung niedergerissen worden sind, ist von der Obrigkeit,
sobald es der Wasserstand verstattet, unter Zuziehung der Localgerichte und verpflichteter Ge-
werken, eine Besichtigung zu veranstalten, und in dem uber das Resultat derselben aufzu—
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nehmenden Prokocolle hauptsächlich der Umstand, ob der Schade, nach der Aussage der auf
ihre Pfliche ausdrücklich verwiesenen Gewerken, für total zu achten ist, deutlich anzugeben,
außerdem aber in Beziehung auf den, unter Beilegung des erwähnken, von den Gerichts-
personen und den Gewerken mie zu vollziehenden Protocolls, zu erstattenden Bericht, alles
Dasjenige in Obacht zu nehmen, was in Vorstehendem in Rücksicht auf die Begnadigungs-
gesuche wegen abgebrannter Gebäude vorgeschrieben ist, insoweict solches auf die Uiber-
schwemmungsschäden an Gebäuden Anwendung leidet, auch dem gedachten Berichte eine
Tabelle nach dem §. ö4. angezogenen Schema unter A. beizufügen.

. 37.

Bei den durch Hagelschlag oder Uiberschwemmung verursächten Schäden an Feld- geczweskn #u-
grundstucken oder besonders carastrirken, zu einem geschlossenen Gute nicht gehörigen Wein= berschwemmung
bergen hat, wenn der Eigenthümer sich deshalb zu einem Gesuche um Steuerbegnadigung bfebeern und
für berechtigt hälc, die Obrigkeic, auf dessen Ansuchen, und zwar bei Hagelschäden läng-
siens vierzehn Tage nach eingetretener Calamität, und bei Uiberschwemmungsschäden läng-
stens vierzehn Lage nach dem Zeitpunkte, wo es durch den Seand des Wassers möglich ge-
worden ist, unter Zuziehung der auf ihre Pfliche zu verweisenden Localgerichtspersonen, eine
Besicheigung der beschädigeen Feld= oder Weinbergsgrundstücke vorzunehmen.

. 38.

Hat sich bei Feldgrundstücken die Calamität noch zeieig im Jahre ereignet„ und zwar
zu einer Zeit, wo die betroffene Saat noch keine Aehren har, oder doch in den letztern noch
keine Körner angeseht sind, so ist die Besicheigung, mit Zuziehung der Gerichtspersonen,
gegen den Eintritt der Erndte nochmals zu wiederholen,

. 50.
Bei dieser Besichtigung ist insbesonbere darauf zu sehen, ob alle zu einem geschlosse-

nen Gute, nach der oben F. T. angegebenen Bezeichnung gehörige artbare Felder, mit Aus-
schluß des Braachschlages, oder die besonders catastrirten Weinberge, oder die betroffenen
walzenden Feldgrundstucke dergestalt beschädiget worden sind, daß wenigstens zwei Driét-
tbeile des in dem Jahre, in welchem sich die Calamität ereignet har, zu erwarten gewese-
nen Gesammtertrags verloren gehen.

. 40

Uiber die auf die pflichtmäßigen Angaben der zugezogenen Gerichtspersonen gegrün-
deten Resultace der veranstalteten Besichteigungen ist ein Protocoll aufzunehmen, und solches.
von besageen Gerichtspersonen mit zu unterschreiben.

 ’iee

6
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. 41.

Daferne die Gerichtspersonen des betrofsenen Orkes ganz oder zum Theil selbst zu den
beschädigten Grundeigenthumern gehören, so sind bei den zu veranslaltenden Besicheigungen
andere, auf ihre Pflicht zu verweisende, unpartheitsche, auswärtige Gerichtspersonen zu
gebrauchen.

 . 42.

tängstens binnen vier Wochen, von Zeit der erfolgten, nach Befinden, zweiten
Besichtigung an gerechnet, ist, bei Vermeidung fünf Thaler Strafe, wegen der zu be-
willigenden Seeuerbegnadigung, mit Beziehung auf die beizulegenden Besichtigungspro-
tocolle, Beriche zu erstatten, und demselben eine Tabelle nach dem Schema unter B. bei-

— zufügen.

 . , wegen Wer eine Begnadigung wegen eingebüßten Viehes zu suchen gemeine ist, hat sich
Viehverlust. 4% . . .- .. .

zuförderst von den Gerichtspersonen seines Orts ein Zeugniß über die Stucke an Rind—
vieh, und, nach Befinden, wenn der Verlust durch eine Feuersbrunst veranlaßt worden
ist, über die Zahl der Pferde und Schafe, die auf seiner Nahrung gehalren werden, fer-
ner über die Anzahl der verlornen Seücke, über die Urfache des erlittenen Verlusts und über
die Zeit, wenn er sich ereignet hat, ertheilen zu lassen.

. 45.

. 44.

Mit diesem Zeugnisse hae er sich, längstens binnen vier zehn Tagen nach eingetre-
tener Calamitat, bei Verlust der zu erwartenden Begnadigung, an seine Obrigkeit zu wen—
den, und bei derselben um Berichtserstattung nachzusuchen.

. 45.

Die Obrigkeic hat hierauf, insoferne sie niche noch vorgängige Erörterungen für nö-
chig findet, den erforderlichen Beriche, und zwar längstens binnen vier Wochen, von
Zeic der geschehenen Anmeldung des Calamikosen an gerechner, bei Vermeidung fünf
Thaler Strafe, zu erstatten, und demselben nicht nur das §. 44. erwähnee Zeuguß der

— Localgerichte, sondern auch eine Tabelle nach dem Schema unter C. beizufugen.
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. 406

6.) AllgemeineWenn von einer Obrigkeic zu gleicher Zeie, wegen der für mehrere Grundeigenthümer, Vorschriften.
aus einer und derselben Veranlassung, auszuwirkenden Begnadigungen Beriche zu erstatten
ist, so sind die Namen der Calamttosen und die, in Beziehung auf die auszuseßende Begna-
digung, erforderlichen Angaben insgesamme in einer Tabelle unter fortlaufenden Nummern
aufzuführen.

. 47.

Bei unmittelbaren oder amesässigen Unterthanen sind die in Steuer-Begnadigungs-Sachen
erforderlichen Localerpeditionen jedesmal unter Concurrenz des betressenden Amts-Steuer-Ein-
nehmers vorzunehmen, auch sind von demselben die in dergleichen Angelegenheiten zu er-
stattenden Berichte jedesmal mie zu vollziehen.

6. 43.

Sollee ein großer Landstrich auf einmal von einem Hagelschlage berroffen werden, und
der Ames-Steuer-Cinnehmer des Bezirks außer Stand gesetzt seyn, allen in der vorgeschrie-

benen Frist vorzunehmenden Localexpeditionen selbst beiwohnen zu knnen, so hat er, mie
Genehmigung der KreisEinnahme,einen Theil der Besichtigungen und die Mitvollziehung
der, in deren Verfolg, zu erstattenden Berichte, einem verpflichteten Sceuerrevisor zu über-
tragen.

". 40. «

An Gebühren passiren dem Ames-Seeuer-Einnehmer für eine Besichtigung an seinem
Wohnorte, wenn sie eine Person betriffe, — 4 gl. — wenn sie zwei, drei oder vier Per-
sonen betrifft, — 0 gl. — und wenn sie über vier Personen betriff#, oder wenn die ganze
Commun dabei interessire ist,— 12 gl. —. Bei Erpedicionen außerhalb des Wohn-
ortes wird dem Amts-Steuer-Einnehmer, oder, nach Besinden, dem Steuerrevisor eine
tägliche Auslösung von — 21 gl. —ohne Rucksicht darauf, ob die Expedition eine oder
mehrere Personen betrifft, zu liquidiren nachgelassen.

6. 50. . -

Diese Gebuhren sind jedoch nur in dem Falle, wenn die Besichtigung zur Ungebuhr
von dem Betheiligten veranlaßt worden ist, von letzterem einzubringen, außerdem aber
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werden sie von dem Steuer-Aerario überkragen, undsind in der Quatember-Steuer-Rech-
nung der Amts-Steuer-Einnahme in Ausgabe zu bringen.

S. 51.

Für das Fortkommen des Ames-Steuer-Einnehmers, oder, nach Befinden, des
Seeuerrevisors bei auswärtigen Expeditionen haben, wie bei Dismembrationen, Diejeni-
gen, welche den Erlaß nachsuchen, auf ipre Kosten Sorge zu tragen.

 52.

Außer der §F. 50. bemerkten Auslösung und dem ekwanigen baaren Verlage, so wie
den Separatgebuhren für Gerichtspersonen und zugezogene Sachverstänoige, sind in Steuer-
Begnadigungs-Sachen durchaus von keiner Behörde Kosten in Ansatz zu bringen, viel-
mehr ist alles völlig sportelfrei zu erpediren. In jedem Falle, wo dieser Vorschrift zuwi-
der gehandelt worden ist, hat der Coneravenient den vierfachen Betrag des zur Ungebühr
Erhobenen zu erlegen, wovon drei Viertheile der Armencafse des Orts, wo sich der Con-
travenient aufhält, zufallen, das vierte Viertheil aber dem Beschädigten ersetzt wird.

 l 5

Die Gerichtsobrigkeieen und Ames-Steuer-Einnehmer oder Seeuerrevisoren sind für
die Richtigkeit der in ihren Berichten und den denselben beigefügeen Tabellen enthaltenen
Angaben, insoweic sie auf ihrer Wissenschaft beruhen, und die Gerichtspersonen und Ge-
werken für die Richtigkeit ihrer mündlichen Aussagen oder schrifelichen Zeugnisse verant-

wortlich.

K 54.
Jede in Seeuer-Begnadigungs-Sachen sich zu Schulden gebrachee, wider besseres

Wissen gemachte, unrichtige oder wahrheitswidrige Angabe, sie fei schriftlich oder mund-
lich geschehen, wird an einer Gerichtsobrigkeit, einem Amts. Steuer-Einnehmer oder Steuer-
Revisor mit einhundert Thalern, an einer Gerichtsperson mit funfzig Thalern,
und an einem verpflichteten Gewerken mit dreißig Thalern bestrase, und diese, dem
Seeuet-Aerario zu berechnenden Serafgelder sind in jedem vorkommenden Falle ohne Nach-
sicht einzubringen.
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6. 55.

Bei einer wiederholren wissentlichen Verlehung der Wabrheit wird die nach F. 54.
den Concravenienten kreffende Serafe verdoppelt.

5. 56.

Kann der Bekrag der Strafe von dem Schuldigen nicht eingebracht werden, oder ist
die Wahrheie aus gewinnsücheiger Absiche verleht worden, so wird sie in Gefängniß ver-
wandelt, und es werden dabei ache Tage Gefängniß einem Strafbekrage von fünf
Thalern gleich gerechnet.

S. 57.

Sollten andere nicht in Pflichten stehende Personen in Steuer-Begnadigungs-Sachen
einer wissentlich und absichtlich gemachten unrichtigen Angabe überführe werden., so wer-
den dieselben deshalb mic verhältnißmäßiger Geld-oder Gefängnißstrafe belege.



(130 )

Schema
1. 2. 5. 4. 5. 6.

Zahl der Namen Angabe Angabe
Calamitosen, der

nah der Rei- der in Ge. der
Amtsbezirk. Ort. hefolde im Calamitosen. dem betroffenen Grund obgebraunten Gebäude.

Brandver- stücke vor dem Brande ge-
sicherungs- hörig gewesenen Gebäude.

Caraster.
) .

NB. Hier swerden die Calamitosen

in fort laufender Reihe mit
ihren Vor= und Junamen

aufgeführt.



unter A.

7.

Angabe
der

wiederhergestellten
Gebäude.

Angabe

6.

der

noch wiederherzustellenden
Gebäude.

Hen, haftenden Steuern.

( 131,)

0.

Angabe der, auf der
vom Brande betroffenen
Nahrung und den mir der-
selben durch einen fünf u.

zwanzigjährigen Besitz
verbundenen Grundstük-

10.

Angabe der, wegen der
vom Hauptgue abge-

kommenen Grundstücke, in

besitzern zu entrichtenden
Steuerbeiträge.

An Schocken.]An Quatbr. An Schocken. TI-Cnascr.

dasselbe von den Avulsen-

11.

Anmerkungen.

Geseglammlung #1821.

#c  WWN1#



Amtsbezirk.
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Schema
2. 5. 4. 5. 6.

Beschaffenheit des Angabe der dem Be-sBetrag der jährlichen
Zahl Namen Grundstücks. sitzer zugehsrigen Grund-Aussaat in Winter= und

Ort der (Einhufengut, stucke nach Scheffeln- Sommergetreide.
J Calamitosen der Gartennahrung, Aussaat. cbei Weinbergen, Betrag

ch de walzendes Grund= (bei Weinbergen nach der Weinerndte eines
na »der Calamitosen. stück rc.) PMahlhaufen.) Mitteljahres.)

Reihenfolge.
#

NB. Hier werden] die Calamitosen in NB. Bei walzenden Grundstücken fallen
fortlaufen der Reihe nach ihren diese beiden Columsnen weg.

Vor= und Zu'

:

namen aufgefuhrt.



unter B.
8.

Veranlassung
der

sich ereigneten Scha-
den.

Dag

der

entstandenen Bescha-
digung.

( 135)

10.

Angabe:
der

beschädigken Feldstücke
nach der Ackerzahl und
der auf selbigen ge-

standenen Frucht-
arken.

« An Schocken. n Quatbr

11.

Betrag der, auf dem
betroffenen Gute (Wein-
berge, Grundstücke) mie
Inbegriff der durch einen
fünf und zwanzig jährigen
Besitz mit demselben ver-
bundenen Feldsiücken,

haftenden Steuern.

—

 NSN

12.

Anmerkungen.



Amtsbezirk.

(134) "Q

2. z. 4. 5. 6. 7.

D4 Beschaffenheit Betrag der auf seder BeAngabe,JZahl- schaff h sitzung, mit Inbegriff derob der Quatem-
der Namen der durch einen fünf und berbeitrag dem

Or#.Calamitosen der den Calamitosen zuste-zwanzigjsährigen Besitzmit Seener = Aerario
« nach de henden Besitzung.erselben verbundenenberechnet wird,
. „ Grundstäcke, haftenden oder Local-Calamitosen. - - TIUVVM

Reihefolge. s (Halbhufenguth, Steuern. Ercurrens-Casse
Häuslernahrung.) fließt

An Schocken. 7 An Qnatbr. "6

H W K
Na. Hier-werden die Calami-

tosen in fortlaufender Reihe
" x

nach ihren Vor= und Zuna-

aufgeführt.men
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unter C.

8. 0. 10. 11. 12.

Angabe « ck
des auf jeder Besitzung Angabe Ur sachee ag 1
in der Regel gehalten des erlittenen des des Anmerkungen.

werdenden Zug= und Verlustes. Verlustes. Verlustes.
Suchtviehes.
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31.) Generalverordnung
im Betreff des Erlasses an Cavalerie-Verpflegungs-Geldern wegen des

Anbaues von Wüstungen, ingleichen wegen erlittener Brand-, Hg-
gel-, Uiberschwemmungs= und Viehschäden,

vom 24sten September 1821.

Von GOTTEs Gnaden, Friedrich August, Konig von Sachsen ec. ic. c.

Liebe getreue. Wir setzen hierdurch Folgendes fest:

1.)
In allen denjenigen Fällen, in welchen wegen des Anbaues einer Wüstung, inglei-

chen wegen der vom 1 sten Januar 1822 an sich ereignenden Brand-, Hagel- und Uiber-

schwemmungsschäden, nach Matgabe des unterm heutigen Tage bekannt gemachten neuen
Sceuer-Begnadigungs-Regulacivs, ein Erlaß an Schocksteuern State sinder, wird der-

selbe auch an den von dem Beschädigten zu entrichtenden Cavalerie-Verpflegungs-Gel-

dern, die lediglich nach dem Schockfuße erhoben werden, ausdrücklich zugestanden.

2.)
Der Erlaß an Cavalerie-Verpflegungs-Beikrägen erstreckt sich jedesmal auf densel-

ben Zeitraum, auf welchen der Erlaß an Schocksteuern bewilliget worden ist.

3.)
Bei einem jeden zur regulativmaßigen Steuerbegnadigung sich eignenden Viehverluste,

wird Demjenigen, der den Verlust erlitten und Cavalerie-Verpflegungs-Beiträge abzu-

führen hat, über die ihm ausgesetzte Steuerbegnadigung, auch aus dem Cavalerie-Ver-
pflegungs-Gelder-Fonds, eine Entschädigung von einem Thaler, zwölf Groschen,
für jedes eingebüßte Stück Rindvieh, welchem ein Pferd und zehn Schafe in den Fällen,
wo wegen dieser Viehgatcungen ebenfalls eine Seeuerbegnadigung eintritt, gleich zu ach-
ten sind, verabreiche.
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4.)
Wegen Verschreibung der Erlasse an der Cavalerie-Verpflegungs-Gelder-Abgabe

findet alles, was in dem oberwähnten neuen Regulative, in Hinsiche auf die Gewährung
und Verschreibung der Sceuerbegnadigungen vorgeschrieben ist, ebenfalls volle An-
wendung.

Nach Obigem haben sich Unsre Vasallen, Beamcen und Gerichtsobrigkeiten, Unste
obern und untern Steuerbehörden und überhauprc alle Unsre Unterthanen, so weit sie das-
selbe angeher, in den vom Anfange des kommenden Jahres an sich ereignenden Begnadi-
Hungsfällen gebührend zu achten, und daran Unsern Willen und Meinung zu vollbringen.

Gegeben zu Dresden, am 24sten September 1821.

Peter Carl Wilhelm Graf von Hohenthal.

Wilbelm Seelzner.

Ausgegeben zu Dresden, am 44en October 1821.
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Geset sammlung
für das

Königreich Sachsen.
10.

32.q Steuerausschreiben
uf die Jahre 1822. 1823. 1824.

vom 10ten October 1821.

V on GOTTEs Gnaden, Friedrich August, Konig von Sachsen ec. ec. ic
Liebe getreue. Die am letzten Landtage allhier versammelt gewesenen getreuen Stande

Unserer alten Erblande haben, zu Bestreitung der Staatsbedurfnisse wahrend der Dauer
der neuen Bewilligungszeit, mithin fur die Jahre 1821. bis mit 1824. wiederum die
Abgaben an tand= Trank= Pfennig= Quatember- und Personen- Steuer, Mahlgroschen

in Städten und Scempelimpost von Papier, Spielkarken und Kalendern, unterthanigst
bewilligt.

Wenn Wir nun diese Bewilligung in dem am 11tenJuni dieses Jahres ertheilken
Ntandtagsabschiede in Gnaden angenommen haben, und wegen der im taufe des Jahres
1321. zu entrichtenden Steuerabgaben, auf der gecreuen tandschaft diesfallsigen besondern
Antrag, bereits durch das Ausschreiben vom 256ten December vorigen Jahres, die nöchi-
gen Vorschriften ertheilt worden stnd, so finden Wir Uns nunmehr bewogen, im Bezug
auf die in den Jahren

1322. 1823. und 1824.
zu erhebenden Steuern, Folgendes bekanne zu machen und zu verordnen:

1.
Die Tranksteuer vom inländischen Biere ist an den Orren, wo sie ferner TKranksleuer

einzeln abgeführt wird, wie zeither, mit vom inländi-
einem Thaler 8 Gr. — vom Fasse Braunbier, schen Biere.
einem Thaler 12 Gr.— vom Fasse Weißbier, und
einem Thaler 16 Gr. — vom Jaste Doppelbier

zu entrichten.
Gesetzsammlung 1 827. r1 2t 1
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2.

. Friten Bei den Rlerrguss= und ubrigen Landbrauereien wird die Biertranksteuer; auch wah-
zus fs-x- end der jetzt laufenden Bewilligungszeit, durch gewisse , in den festgesetzten halbjährigen

übr'een Land Einrechnungsfristen zu Ostern und Michaelis jeden Jahres, jedesmal zur Hälfte einzulie-
btauereien. fernde Fixa, erboben. Die von den einzelnen Brauereien, vom 1 ter Octeber des heuri.

gen Jahres an, zu bezchlenden Fixa, welche in der Regel, und daferne nicht das Ober-
Sceuer-CCollegium,wegen sich ergebender besonderer Umstände, eine Erhöhung oder Vermin-
derung des nach dieser Regel berechneten Satzes für erforderlich finder, nach dem Maß-
stabe der in den Jahren 1810. und 1820. erlegten Malzsteuern zu reguliren sind, wer-
den gegenwärtig bei dem genannten Collegio ausgeworfen, und den Brauereibesitern des
nächsten durch die Einnohmebehorden bekanne gemacht werden.

3.

Stenerfreier Von den bestimmten Fixis haben die brauenden Rikterguter den Betrag der Trank—
Sschruntde steuer von dem, im taufeder Einrechnungsfrist, zu ihrem Tischtrunke.undzurWiethschatts-

Confunttion erforderlich gewesenen, auf Vasallenpflicht specisisch anzugebenden Biere, nach
1 Thlr. 8 Gr.—vomFasse,inAbzugzubringen,undim Falle, daß bei einer oder
der andern Angabe der beitreffenden Kreiseinnahme ein Bedenken beigienge, ist solches
dem Ober-Steuer-Collegio zur Enescheidung anzuzeigen.

In Ansehung der niche brauenden Riteergüter hat es bei der, durch Unser Trank-
St#uer= Ausschreiben vom Zten. Mai 1319. 9. 9. bestimmten, und zeither beobachteten
Modalität, daß sie die Tranksteuern von dem, zu ihreim Bedürfnisse, aus einer firirten
Brauerei erweielich empfangenen Biere, mit Ublauf eines jeden Einrechnungstermins baar
restituirt erhalten, ferner sein Bewenden.

5.

Walzsteuer. Bei firireen Brauereien ist, neben dem Trank- Seeuer= Fixo auch künftig die
Malzsteuer, nach sechs Pfennigen von jedem Scheffel Braumalz, bei jedem ein-
zelnen Gebräude an den verpflichteten Malz-Steuer-Einnehmer zu entrichten, und diese
Abgabe auch von demjenigen Malze, das auf den Rittergütern zum Abbrauen des Tisch-
trunkes verbrauche wird, zu erlegen, der Betrag der vom Tischtrunkebedarfe eines Ritter-
gutes, nach Anleitung der obenF.3. erwähnten specisischen Angabe desselben, bezahlren
Malzskeuer aber, bei dessen Berechnung zwei Scheffel Malz auf ein Faß Bier zu rechnen
sind, ist bei jedeszmaliger Einrechnung des Fini zu restituiren, und in der Malz. Steuer-
Rechnung der becreffenden. Kreis= und resp. Amts- S#euer= Einnahme, in Ausgabe zu
verschreiben.
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6

DieinUnsermoberwahnten Trank-Steuer-Ausschreilen vom Zten·Mal1810. 6. 16.
auf die Hinterziehung der Malzsteuer gesetzten Strafen werden hierdurch) nach demAnerage
der getreuen Seände, auf zwei Thaler für jeden verschwiegenenScheffel Malz, und
auf zwanzig Tyaler für jedes verschwiegene Unterzünden erhöhe und daferne derselbe
Brauereibesitzer oder Pachter sich ein dergleichen Vergeben wiederholtzu Schulden bringen sollee,
für den zweiten Seraffall verdoppelt, dem Denunciankcen aber wird jedesmaldie Hälfte der,
in Verfelg dieser Anordnung, wirklich eingehenden Serafgelder zugesichert.

7.
Do nach dem Tiank. Steuer- Ausschreiben vom Zten Mai 1810. K. 43. die Ver-

pflicheung der Malz-Steuer- Einnehmer unentgeldlich bewirkt werden soll, fo ist auch zu
den ihren Rechnungen beizufugenden Legitimätionen uber ihre erfolgte Verpflichtung kein
Scempelpapier erforderlich.

6.

Außer den, den Malz-Steuer-Einnehmern der einzelnen Brauorce bewilligren Eln-
nehmergebuhren an Fünf und zwanzig vom Hunderc, maägen auch die Amts=

Sreuer= Einnehmer, W'iigen der Receptur und Berechnung der Malzsteuern, Eins vom
Hundere, und die Kieis-Steuer: Einnehmer von den, burch die tocaleinnehmer, an sie
unmittelbar abzuliefernden Geldern, ebenfalls Eins vom Hunderrt, von den durch die
Amts-Steuer-Einnahmen an sie gelangenden Malzsteuern aber nur ein Halbes vom
Hundert, sowohl fürs Vergangene, als für die Zukunft,in den von ihnen abzulegenden
Malz-Steuer-Rechnungen in Ausgabe verschreiben.

0.
Uibrigens behälc alles Dasjenige, was in Unserm oftbesagten Ausschreiben vom Zten

Mai 1319. in Beziehung auf die Firation der Bier-Trank-Steuer bei den Ritterguts-
und sonstigen tandbrauereien, ingleichen in Rucksi cht auf die Malzsteuer verordnet ist, in—
soweit es nicht in Vorstehendem abgeandert oder ertäucere wicd, auch künftig seine volle
Anwendung. Insbesondere haben bei firirten Brauereien die Trank. Seeuer- Neosoren sich
aller Einmischung in die specielle Benutzungedes Brauurbars gänzlich zu enthalten.

10
In Absicht auf das städtischeBvaugewerbe bleibe es alner jeden Stadt serner freige. Vier-Trank=

stellt, cb s#e die Bier-Trank-Soe#nereinzeln ubführen, voer statc dessen ein jährliches ieurr der
F#sum aunchmen will. adte.

25 *
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11.

In Stadten, woõ die einzelne Versteuerung beibehalcen wird, ist die Tranksteuer auch
künftig vorschristmäßig, vor dem jedesmaligen Unterzünden, nach den oben §. 1. angege-
benen Sätzen zu enteichten, und die bei dem Brauwesen concurrirenden Persenen haben
dafür, daß dabei, durch genaue Beobachtung der bestehenden gesetzlichen Anordnungen, das
Trank= Steuer-Ineresse jederzeit gebährend in Obacht genommen werde, pflichtmäßige
Sorge zu tragen. ·

12.

Diejenigen Städte, die ihre Bier-Trank-Steuern durch ein jährliches Firum abfüh-
ren wollen, haben um dessen Bewilligung undBestimmung bei Unserm Ober-Steuer-
Collegio besonders nachzusuchen. «

13.

Bei der Ausmittelung eines solchen Fixi wird, fur die instehende Bewilligung, in der
Regel der aus den Jahren 1818. 1819. und 1820. gezogene Durchschnittsbetrag der
eingerechneten Tranksteuern, zum Grunde gelegt, und der nach diesem Maßstabe fixirten
Städe, in Hinsicht des Schurtes und Gusses, ingleichen wegen Theilung der Gebräude,
volle Freiheit gestattet, dabei aber der Polizeiobrigkeit, durch die competente Behörde, die
genaueste Aufsicht, daß sters gutes und trinkbares Bler am Orte vorhanden sei, aufge-
geben werden.

14. . ·

BeiFixirungderBier-Trank-SteuerineinerStadtkannabernichtjxdeeinzelne
Brauereiinderselbenmit einem besondern Fixo in Ansatz kommen, sondern es wird fur
das gesammte Brauwesen am Orte ein gemeinschaftliches Fixum, zu dessen punktlicher
Abfuhrung die Brauinteressenten sich in solidum verbindlich zu machen haben, ausgeworfen.

15.

Wegen gleichmaßiger Fixirung der in einer fixirten Stadt bei dem Bierbrauen Statt
findenden General= und tand- Accis-Abgaben, werden jedesmal die nörhigen Einleirungen
getroffen werden.

46.

Dabei, daß die Einnahme und Berechnung der in firirten Städten, neben dem Trank-
Seeuer.Fi,, zu erlegenden Malzsteuer, durch den Stadt-Trank-S##euer-Einnehmer des Orts
geschiehr, hat es ferner sein Bewenden: Es ist jedoch derselbe deshalb jedesmal durch
den ihm vorgesetztenKreis-Trank= Sreuer-Einnehmer gehörig zu instruiren, und hat ourdem
letrern, wegen dieser neuen Einnahme, bei der auf die bewilligte Firation zunächst sel-
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genden persönlichen Trank-Steuer-Einrechnung, auf seine früher geleistete Pflicht den Hand-
schlag abzustarten, zu dessen Abnahme in vorkommenden Fällen hierdurch den Kreis-Trank-
Seeuer-Einnehmern, fortwährender Auferag ercheile wird. WVon der über die erfolgte Ab-
gabe eines solchen Handschlags aufgenommenen Registratur ist sodann der nächsten Malz-
Steuer-Rechnung eine beglaubigte Abschrift beizufügen.

17.

Wegen des Abbrauens der Erndcegetränke ist dem Regulative vom 12ten September Brauen der
1724. und der, zu dessen Einschärfung und Erläuterung, erlassenen Generalverordnung vom Erndeegerzän=
13ten Juni 1785. fernee gehörig nachzugehen, und jedes dabel wahrgenommene Unge
bührniß Unserm Ober-Steuer-Collegio zur weitern Uncersuchung, und, nach Befinden, Be-
strafung, anzuzeigen.

18.

In Ansehung des in Unsere lande eingebrache werdenden ausländischen Bieres bewen- Trankstener
det es bei der zeitherigen Berfassung, nach welcher jedes Faß ausländisches. Braun- bonsn end
bier mie einem Thaler sechszehn Groschen, und jedes Faß ausländi- "
sches Weißbier mic zwei Thalern zwölf Groschen bei der Tranksteuer zu
vernehmen ist.

10.
Von den einkommenden ausländischen Weinen ist, (jedoch mit Ausnahme der Stade Weinsteuer

Neipzig, wo wegen Erhebung und Berechnung der Handelsabgaben, mit Inbegriff der znnmeu Wei-
Steuerabgaben vom ausländischen Wein, Weinessig und Brannewein, unter Zustimmung *
der getreuen Stände, eine veränderte Einricheung geeroffen worden ist,.) die, durch die Ge-
neralverordnung vom 27 sten November 1723. vorgeschriebene ordinäre Weinsteuer,
ingleichen die, auf dem im Jahre 1742. gehaltenen Landtage zuerst, und auf den nachhe-
rigen tandtagen sortwährend bewilligte, neue Weinanlage zu entrichten, und bei der
lettern auch von jedem Eimer Frankenwein, wie zeirher ein Thaler zu erheben.

20.

Bei der Aufsicht über den Eingang ausländischer Getränke und deren richtige Ver-
steuerung ist übrigens Dasjenige, was wegen vorschriftmäßiger- Instruirung der Trank.
Steuer-Aufseher und Dorf.Gerichts-Personen,p ingleichen wetzen des. Verfahrens bei dem

Abladen inländischen Weins, und in Ansehung der zur Versendungins Ausländ bestimm
ten sremden Getränke, in dem Steuerausschreiben vom 20f October 1613. unter III..
verordnet ist, sernerweic gebührend in Obache zu nehmen.
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21.

Steuerabgabe Der in die hiesigen Lande zur Consumtion eingehende auslandische Weines si ig ist
vom auslindi-
eotten Wein, wiederum mit zeden Groschen von jedem Eimer zu vernehmen.

essig.
22.

Steuerabgabe Weogen des eingebracht werdenden auslandischen Branntweins ist eine Steueranlage
nom euölinr von drei Thalern für jeden Eimerein fachen ordinären Brannt wein, und

wein, von vier Thalen für jeden Eimer abgezogenen Branntwein, mit Inbe-
griff des Franzbranntweins und der Liqueurs, zu bezahlen, auch die wegen einzelner Kangen
zu. ersegende Abgabe nach dem hier angegebenen Maßstabe berechnen,

25.
Uibrigens hat es in Ansehung der Sceuerabgaben von ausländischem Wein, Wein-

essig und Branntwein, bei der zeitherigen Erhebungsweise derselben zur Zeit sein Bewen-
den. Wir behaltenUnsjedoch,inVerfelgderamletztenLandtageStattgefundenen
Verbandlungen über eine vereinfachte Regieeinrichrung, in Bezug auf die indirecten Abga-
ben im Allgemeinen vor, auch uber die Receptur dieser Abgaben veränderte Bestimmungen
zu treffen, und werden alsdann das deshalb Erforderliche pffentlich bekannt machen lassen.

24.

Schock und An Schock= undQuatembersteuern sind auf dem Lande, und wegen der
stnn mtn nach dem tandfuße zu verrechtenden Grundstücke, acht und funfzig Pfennige von
.) auf dem jedem gangbaren Schocke, mit Inbegriff der vormals unter der Benennung: tand-

Lande. steuern, in zwei gleichen Terminen bewilligten sechszehn Pfennige vom gangbaren Schecke,
welche letztere zwar, nach Vorschrife des Seeuerausschreibens auf das Jahr 17604. ferner-
weit mit ache Pfennigen im Monat März, und mit ache Pfennigen im Monac August
jeden Jahres einzubringen, jedoch unker den Pfennigsteuern mit zu berechnen sind, inglei-
chen neun und vierzig Quatemberzu enerichten.

25.
b.) in acciobal In accisbaren Städten und ven Stadegrundstücken sind fünf und funfzig
ren Stärten. Pfennige von jedem zangbaren Schocke, und fünf und vierzig Quacem-

ber in der Maße abzuführen, daß davon sechs und dreißig umd ein halber
Pfennig, und für dießmal,statedrei und zwanzig und einem halben Quateimber, noch
ferner funfund- zwanzis und- ein halber Zuatember durch die Generalaxeise uber-
tragen werden; mit Abforderung des sechs und vierzigsten Quakembers aber, wollen Wir
die Städte auch für die Dauer der neuen Bewilligung noch in Gnaden verschonen lassen.
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26/
DieSchock= und Quacember-Steuern auf dem kande zund in aceisbaren Städten sind

von den Contribuenten, nach Maßgabe der beigefügten Repar#ition auf die einzelnen Mo-
natedes Jahrer, und zwar jedesmal am zersten Tage eines jeden Monäts,oder,wennder-
selbe auf einen Sonncag oder Feiertag fälle, amnächstfolgenden Tage zu bezahlen.

274
Uiberdieß wird auch in accisbaren Stadten der Mahlgroschen, wie derselbe an je- Mahlgroschen.

dem Orte eingehet, und bisher an denjenigen Orten, wo nicht, statt der einzelnen Verrech—
tung desselben, jährliche Fizxa bewilligt worden siind nach den, in dem Mahl-Groschen-Aus-
schreiben vom 10# December 17600. und den in der Folge ergangenen erläuternden An-
ordnungen, enthaltenenVorschriften erhoben worden ist, als ein Surrogat von drei Pfen-
nigen und drei Quatembern, ferner beibehalten.
. 28.

In Bezug auf den Mahlgroschen ist in der Generalverordnung vom 20sten Marz 1801.
den Obrigkeiten zur Obliegentzeit gemache, die Müller mie diesfallsiger Instruction zu ver-
sehen, und sich deren genaue Befolgung mittelst Handschlags angeloben zu lassen. Da
nun die Obrigkeicen von den mit den Personen der Müller vorgehenden Veränderungen niche
lmmer in Zeiten Kenneniß erlangen, so haben künfeig die Accisbehörden jeden auf das
Accisinteresse verpflichreten Müller sofort seiner ordentlichen Obrigkeic, zu Instruirung wegen
des Mahlgroschene, zu präsentiren, und die über die erfolgte Instruction und über die Ab-
stattung des Handgelöbmsses ausgenommene Registratur der nächstenMahl-Groschen-Rech-
nung, bei Vermeidung der in dem Mahl.-Groschen-Ausschreiben vom 101e Decbr. 1766.
6. Ill. festgeseczten Serase von fünf Thalern, beizufügen. Sollee aber die Instruirung
des Müllers, der geschehenen Präsenkation ohnerachtet, von der Obrigkeic unterlassen, oder
die Abschrift der daruber abgefaßten Registratur an die Accisbehörde nicht ausgeantwortet
werden, se ist die vorerwähnte Strase von fünf Thalern von der sänmigen Hbrigkeit
erlegen.

20.
Die in der Erhebungsart der indtrecten Abgaben überhaupe beabstchtigte *

wird auch auf die Receptur des Mahlgroschens sich erstrecken. Z4

30. «

Für die Erhebung der Stempelimposten von Papier, Spielkarten und Kalendern gikt Stempelim=
auch ferner das Mandat vom 1 1# Januar 1810. die neue Einrichtung der Sctempel= post.
steuer berressend, und der dazu gehörige Tarif, als alleinige Vorschrife.
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31.

Personen: In Hinsiche auf die Erhebung der bewilligeen Personensteuer, Dewendet es zur Zeie
sleuer., und bis zu anderer Anordnung, bei den darüberindemAusschreiben vom 5ulen März

1767. und dessen Beilagen, so wie in den, seit der Publication desselben, zu verschiedenen
Zeiten über einzelne Personen-Steuer-Ansätze ergangenen Erlaurerungsverfügungen enthalre-
nen Bestimmungen.

32.

Verwaltunas= Die nach vorstebenden WVorschrifeen zu entrichtenden Steuern jeder Art sind von Den-
Vorschriften. jenigen, die das Einnahmegeschaft in unterer Instanz zu besorgen haben, zur gehorigen

Zeit in valvationsmaßigen Munzsorten mid resp. Cassenbillets, in soweit letztere, nach Maß-
gabe des Edicts vom 1sten Juli 1803. erforderlich sind, gebuhrend einzubringen, und die
eingegangenen Gelder sind, nebst doppelten Einrechnungsregistern und richtigen Belegen, an
die Kreis-Steuer- Einnahmen, in den von denselben festgesetzten Einrechnungsterminen, bei
Vermeidung der auf den Unterlassungsfall gesetzten und sofort einzubringenden Geldbuße
von zwanzig Thalern, unfeblbar einzuliefern.

33.

Hiernächst sind die Reste der abgelaufenen Bewilligung gebührend einzuziehen, auch
wegen Beitreibung der aus frühern Bewilligungen Herrührenden Rückstände, jedoch mie
gehöriger Vorsicht, und ohne dadurch der Abführung der currenten Steuern Eintrag zu
thun, behusige Veranstaltungen zu treffen, in Tranksteuern aber, derbestehe, den Verfas-
sung nach, bei Vermeidung eigner Vertretung, keine Reste zu gestatten, und eben so wenig
in Quatembersteuern, da die Communen die ihnen zugetheilten tocal- Quatember-Contin-
gente zu vertreten Haben, Reste in Zurechnung anzunehmen, vielmehr ist dafür, daß die,
wider Erwarten, hin und wieder etwa vorhandenen Quatember- Steuer-Rüuckstände sofort,
oder doch wenigstens, nach Beschaffenheit der Umstände,in angemessenen Fristen eingebrache
werden, pflichtmäßige Sorge zu tragen.

" 34.

Die Kreis-Steuer-Einnehmer haben darauf, daß den, im §. 32. und 35. ertheilten
Anordnungen, von den bei ihnen einrechnenden Ständen, genau nachgegangen werde, ge-
naue Aufsicht zu führen, und wider die säumigen Behörden, nach Ablauf der geordneten
Fristen, bei eigner Verantworkung, mie den verfassungsmäßigen Zwangsmitceln zu ver-
fabren, die von ihnen selbst über die eingerechneten Steuerabgaben zu fertigenden Kreis-
auszüge aber, nebst den dazu gehörigen Ständeregistern und gültigen Belegen, in den
bestimmcen Terminen, bei Vermeidung der auf eine hieruncer sich zu Schulden gebrachte



( 147)

ungebührliche Verzögerung gleichergestalt gesetzten Geldbuße von zwanzig Thalern „so
wie sammtliche bei ihnen eingehende Steuergelder, nach Abzug der davon verfassungsmaßig
zu bestreitenden Ausgaben, an die betreffenden Steuer-Haupt--Cassen, oder wohin sie sonst
durch Unsere Ober-Steuer-Buchhalterei gewiesen werden, abzuliefern, auch an leßtere, vor
Eintritt einer jeden leipziger Messe, die gewöhnlichen Meßextracte und Cassenabschlusse
einzusenden.

55.

Bereies in Unsern Generalverordnungen vom Sten Februar und Zeen November 1700 norkul nemeine
(Cod. Aug. Th. II. Seice 1540 und 15 33) ist vorgeschrieben, daß jeder steuerbare ungen.
Unterehan, über den jedesmaligen Aberag seiner Grundsteuern, in ein gebeftetes Quittungs-
buch, auf dessen erstem Blatte der Name des Concribuenten, der Complex der ihm zuge-
börigen Grundstücke, die Zahl der darauf haftenden, vollen und gangbaren Schocke, und
der Betrag des von ihm zu verrechtenden Quatembercontingents angegeben ist, qutttire
und dabei nicht nur die bezahlte Summe, sondern auch die Steuergattung und der Termin,
worauf die Zahlung geleistet worden, ingleichen der Tag, an welchem sie erfolgtist, aus—
gedruckt werden soll. Wir haben jedoch bei mehrern Veranlassungen wahrzunehmen
gehabt, daß diesen Vorschriften, zur Gefahrde des Steuer-Aerarii und der Contribuenten,
nicht allenthalben Gnuge geleistet wird. Es ist daher von den Amts-Steuer-Einnahmen
und Patrimonialobrigkeiten dafür, daß jeder, seine Grundsteuern an sie entrichcende, Unter-
than, vom Anfange des kommenden Jahres an, mit einem vorschriftmäßigen Quittungsbuche
versehen sei, und über den jedesmal abgeführten Grundsteuerbetrag in der angeordneten
Maße quittirt werde, bei Vermeidung einer, von den Einnehmern einzubringenden, Geld-
buße von fünf Thalern, wegen eines jeden zu Unserer Kennenitz gelangenden Contra-
ventionsfalles, gebührende Sorge zu tragen.

36.

Hiernächst itst Uns angezeigt worden, daß die bereits in der Generalverordnung
vom 10ten May#:741 ertheilte, durch das Steuerausschreiben vom 20sten November 1764
unter 2. erneuerte Vorschrift, nach welcher die Scheuereinnahmen von abgeschlossenen
Käufen, Erbtheilungen und andern Verträgen, welche steuerbare Grundsiücke zum Gegen-
stinde haben, jedesmal in Zeiten, und vor der gerichtlichen Confirmation solcher Verträge,
officiell benachrichtiget werden sollen, häusig unbeachtet bleibe. Da nun die Vernachlaßi-
gung sener Vorschrift nothwendig Unordnungen in den Catastern, zum unverkennbaren

Lachtheile Unsers Steuer= Aeraril, zur Folge haben muß, so baben die Amts-Steuer-Ein-
Gesetzsammlung 1821. " 1 26 1
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nahmen darauf, daß sie von allen, bei den Justizamtern vorkommenden, Contracten uber
steuerbare Grundstucke, vor deren Confirmation, gebuhrend in Kenntniß gesetzt werden, fort-
wahrend ihre Aufmerksamkeit zu richten, und einen jeden Fall, in welchem dieser Vorschrift
niche Gnüge geleistet wird, sofort bei Unserm Ober-Sceuer-Collegio anzuzeigen, damit wegen
Einbringungder, durch diese Unterlassung, von dem beereffenden Beamten, in Gemäßheic
der obenerwähnten Generalverordnung vom 10t6en Mai 1241, verwirkeen Strafe von zehn
Thalern, die nöthige Einleitung getroffen werden könne. Auch sämmtliche Patrimonial=
Obrigkeiten haben ihre Steuercataster in gehöriger Ordnung zu halten, und in denselben
alle, durch Verträge oder sonst veranlaßte Veränderungen gebührend nachzutragen, oder im
encgegengesetzten Falle zu erwarten, daß sie zur Vertretung der, aus selbst verschulderen Un-
ordnungen hervorgehenden, Nachtheile für das Steuerinteresse, so wie zur Bezahlung der,
durch nörhig werdende Steuerrevisionen erwachsenden Kosten, werden angehalten werden,

57.

Ferner ist der bereits in dem Sieuerausschreiben vom 26sten November 1774 ent-
haltenen, unterm 10ten März 1813 wiederholcen Anordnung, daß zur Einnahme der
Steuern, insbesondere auf dem tande, sters nur eine des Schreibens und Rechnens hin-
länglich kundige, das allgemeine Vertrauen genießende Person gewählé, derselben die Ein-
nahme wenigstens ein Jahr lang überlassen, und bei ihrem Abgange jedesmal richtige und
vollständige Ubergabe gehalten werden soll, künftig besser, als zeirher an mehrern Orten
geschehen ist, nachzugehen.

33.

Enndlich ist, nach Maßgabe der bereits in bem Steuerausschreiben vom 25sten No-
vember 1750 ertheilten, in dem spätern Ausschreiben vom 26sten November 1764 er-
neuerten Vorschrift, bei den Unterschriften der aus Dörfern datirten Berichte und Birt-
schriften jedesmal der Amtsbezirk, in welchem das Dorf gelegen ist, beizusetzen, oder im enkge-
gengesetzten Falle zu gewärtigen, daß die Schrife sofort zurückgegeben, oder, wenn sie mit der
Post eingegangen ist, unerpedirc liegen bleiben werde.

30.

Uibrigens behalten alle, in frühern Steuerausschreiben mie enthaltene, gesehliche Be-
stimimungen, in soferne sie sich nicht durch Veränderungen in der Verfassung von selbst
erlediger haben, oder durch spätere Verfügungen abgeändert worden sind, fortwäyrend volle
Galeigkeit=
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Nach Worstehendem
haben sich Unsere Vasallen, Beamren und Gerichtsobrigkeicen, welche alle in Steuersachen
durch die Gesetzsammlung ergehende Anordnungen, ihren Gerichtsbefohlnen jedesmal un-
gesäume bekanne zu machen haben, ingleichen alle obere und untere Seeuerbehörden und
Officiancen, so wie alle Unsere Unterthanen, so weic es dieselben angehe, gebührend zu
achten, und daran Unsern Willen und Meinung zu vollbringen.

Gegeben zu Dresden, am 10ten Oktober 1321.

Peter Carl Wilhelm Graf von Hohentkhal.

Wilhelm Seelzner.
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Repartition.
der auf die Jahre 1822) 1323 und 1824 ausgeschriebenen Pfennig= und Quatember-

Steuern auf die einzelnen Monate eines jeden Jahres.

T

1

e——-
r

— —"''“.---Ps-ummm—scs...t’s"’’''s

Pfennige vom gangbaren
Schocke. Quarem be r.

is „ —

vom von aus der Zahlungs-Termine. vom von aus der
Land accisbaren Rentkam" accisbaren Rentkam

ande. Städten. mer. kande. Städren. mer.
——8ss —K

4 12 22 im Monat Jannar . . , 3 4 27 11
1. .

4 27. . im Monat Februar . 5 24 21
11 12 07 im Monat März, mie Inbegriff der tandsteuern, 4 11. 21
4 –2 24. im Monat April 4 17 11
5 17 11 im Monac Mai . . 3 3 3„ 11 21

3 E 12. im Monat Juni . . . . 4 11. .-
5 — 3 im Monat Juli - - 0 - 3 — * 11-

11 1 9 im Monat August, mit Inbegriff der Landsteuern, 4 – ½ 27-
2 1 im Monat September . — 3 11
3 17 12 im Monat Oktober . . . . 4 2 2

5 53# 14 im Monat November 4 . . . 4 11 24

5 27. 17. im Monat December . . . 6 224 21
58 131. 362 Summe Summe 49 194 252

mit In-
begriff 16

Pfennige
Landsteu-

ern.

Ausgegeben zu Dresden, am 26sten October 1821.
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Gesesammlung
Känigreng Sachsen.

20.

33.) Verordnung der Landesregierung,
die fur Taxation eines Grundstucks zu erhebenden Gebuhren betreffend,

vom Zten November 1821.

Von GOTTEsS Gnaden, Friedrich August, Konig von Sachsen c. c. c.

Wir finden fur nothig, in Hinsicht der, in der Taxordnung vom 12ten September

1812. Tit. 3. No. 59. fur Taxation eines Grundstucks festgesetzten Gebuhren, hierdurch

zu verordnen, daß bei Grundstucken, deren Taxwerth die Summe von 500. Thalern

ubersteigt, kunftighin lediglich die, Tit. 1. No. 53. in besagter Taxordnung, bei Besich—

tigungen „, Ausmessungen eder Berainungen, nachgelassenen, nach Anzahl der darauf ver-

wendeten Tage anzusebenden Gebühren, dafern aber zu Taxation eines Grundstücks von

mehr als 500. Thalern am Werthe, nur ein halber Tag, oder noch kürzere Zeit erfor—

derlich ist, nur zwei Dritebeile der daselbst auf einen Tag nachgelassenen Gebührenansätze

erhoben werden.
Gesetzsammlung 1821. 27 UT
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m Obriskeiten der hiesigen kande haben dergleichen Expeditionennicht ohne
Noth zu unternehmen „oder zur Ungebühr in die tänge zu ziehen, bei dessen Nichebeach-
tung oder Uiberschreitung der vorbestimmten Taxe aber sich zu gewartigen, daß sie nicht

nur zur Zuruckgabe des zuviel Erhobenen werden angehalten, sondern auch zu besonderer

Strafe, nach Befinden, noch werden gezogen werden.

Daran geschieht Unsere Meinung.

Gegeben zu Dresden, am Zten November 1821.

Freyherr von Werthern.

Christian Lebrecht Noßky, S.

Anmerkung. Mit diesem Stück der Gesetzsammlung wird ein, auf bechsten Befehl gefertigeer, Auszug
aus den Verhandlungen des, am I#sten Dctober 1 820 eröffnecen und am ###cn Juni 1321
beschlossenen Landtags im Konigreiche Sachsen, ausgegeben. D. R.

Ausgegeben zu Dresden, am Sien November 1821.
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Gesetsammlung
&amp;igrei’ec een-N

21.—

34.) Reseript an die Schöppen zu Leipzig,
die Rechtsfrage betreffend: ob nach Ablaufe der Beweisfrist die Benennung

und Abhdrung neu aufgefundener Zeugen zulässig sei;
dom 22sten November 1821.

V on GOTTES Gnaden, Friedrich August, Konig von Sachsen c. etc. ic.

Hochgelahrte, liebe getreue. Nachdem uber die Rechtsfrage: ob nach Ablaufe der
Beweisfrist die Benennung und Abhorung neu aufgefundener Zeugen zulässig sei? Zwei-

fel entstanden ist; Wir aber der gegen die Zulassigkelt einer solchen Beweisführung ge-
richteten Meinung Unsern Beifall gegeben haben; so begehren Wir hiermit, auf euren
unterm 27sten April vorigen Jahres erstatteten Bericht, an euch, ihr wollet euch hinfuro
im Sprechen darnach achten.

Daran geschiehet Unsere Meinung.
Dresden, den 22sten November 1821.

Freyberr von Werthern.

Christian Lebrecht Noßky, S.
Gesetzsammlung i182t. —.
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75.) Verordnung der Landesregierung,
die zwischen der Konigl. Sachsischen und der Großherzoglich-Sachsen-Weimari-

schen Regierung, wegen wechselseitiger Uibernahme der Vagabunden und
Ausgewiesenen, abgeschlossene Uibereinkunft betreffend,

vom aten December 1821.

N
Von GOTTES Gnaden, Friedrich August, Konig von Sachsen ec. 6. c.

Liebe getreue. Zwischen Unserer und der Großherzoglich. Sachsen-- Weimarischen
Regierung ist, wegen wechselseitiger Uibernahme der Vagabunden und Ausgewiesenen, eine
Uibereinkunft verabredet und sodann daruber die hinter gegenwartiger Verordnung abge-
druckte, mit O bezeichnete, ministerielle Erklarung unter dem 14ten vorigen Monats
diesseits ausgestellet und gegen eine, von dem Großherzoglich-Sachfifchen Staats-Alinisterio
zu Weimar, unterm 12ten October dieses Jahres gegebene gleichlautende Erklarung ausge—
wechselt worden. Nach den Bestimmungen derselben haben sammtliche Beamte, Stadt—
räthe und andere Gerichtsbehorden hiesiger Lande, auch sonst Alle, die sie angehet, in den
darin vorausgesetzten Fällen, — auf welche mithin dle im Mandate vom1lien AWp#ril
1772, wegen Verforgung der Armen, Cap. I, K. 2., und die in den 96. 1. und 2. des
Generalis vom Zten August 1803, die auswärtigen, in die hiesigen Lande durch den Schub
kommenden Armen und andere Perfonen betreffend, enchaltenen Vorschriften keine Anwen-
dung sinden mögen — sich gehorsamst zu achten; es sind auch die seit dem Ersten dieses
Monats, als dem Tage der durch das Weimarische Regierungsblatt jenseits erfolgten Be-
kanntmachung, bis zu der in Unseren kanden beschehenden Publication gegenwärtiger Ver-
ordnung, welche in Gemäsheit des Generalis vom 1Sten Juli 1706 und des Mandats
vom aten März 1818 zu bewirken ist, immittekst etwa schon eingetrecenen oder noch ein-
crerenden Fälle, der im 6. 15. des geschlossenen Vertrags enehaltenen Bestimmung zufolge,
nach dieser Conventien von, den Behörden zu beureheilen und zu entscheiden.

Dresden, am dten December 1321.

Freyherr von Werkthern.

Friedrich Moßdorf, 8S.
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Conventiion.
Jnischr der Königlich-Sächsischen und der Großherzoglich= Sächsischen Regierung ist,

wegen wechselseitiger Uibernahme der Vagabunden und Ausgewieseuen, folgende Niber=
einkunft verabredet worden.

. 1.

Es soll in Zukunft kein Vagabund oder Verbrecher in das Gebiek des andern der
beiden hohen conrrahirenden Theile ausgewiesen werden, wenn derselbe niche eneweder
ein Angehöriger desjenigen Staaks ist, welchem er zugewiesen wird, und in demselben
sein Heimwesen zu suchen hat, oder doch durch das Gebiet desselben, als ein Angehöri-
ger eines in gerader Richtung rückwärts liegenden Staats., nothwendig seinen Weg neh-
men muß.

§. 2.

Als Staatsangehörige, deren Uibernahme gegenseicig niche wersage werden darf, sind
anzusehen:

a) alle Diejenigen, deren Vaker, oder, wenn sie außer der Ehe erzeuge wurden, de-
ren Mutcer, zur Zeit ihrer Geburt, in der Eigenschaft eines Unterthans mit dem
Staate in Verbindung gestanden, oder welche ausdrücklich zu Unrerthanen aufge-
nommen worden sind, ohne nachher wieder aus dem Uncerthans-Werbande entlassen
worden zu seyn, oder ein anderweitiges Heimathrecht erworben zu haben;

b) Diejenigen, welche von heimathlosen Aeltern zufällig innerhalb des Seaatsgebieks ge-
boren sind, so lange sie nicht in einem andern Staate das Uncerthanenreche, nach
dessen Verfassung, erworben, oder sich daselbst, mit Anlegung einer Wirthschaft, ver-
beirarbet, oder darin, unter Zulassung der Obrigkeit, zehn Jahre lang gewohne
baben.

W) Diejenigen, welche zwar weder in dem Scaaksgebiete geboren sind, noch das Un-
terthanenrecht, nach dessen Verfassung, erworben haben, bingegen nach Aufgebung
ihrer vorherigen staatsburgerlichen Verhältnisse, oder uberhaupt als beimathlos da-
durch in nähere Verbindung mit dem Staate getreten sind, daß sie sich daselbst,
unter Anlegung einer Wirthschaft, verheirathet haben, oder daß ihnen, während
eines Zeitraums von zehn Jahren, stillschweigend gestattet worden ist, darin ihren

 -
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Wohnsis zu haben; wobei festgesese worden ist, baß auch Insbesondere Diejenigen
als ausdrücklich zu Un erehanen aufgenommen betrachter werden sollen, welche niche
in dem Seaatsgeblete geboren sind, jedoch dem Seaace, zu Zeiten eines Kriegs
oder des Friedens, Milicairdienste geleistet haben, und zwar ohne Rücksicht auf
die Dauer dieses Dienstverhältnisses und den im Militair gehabten Rang.

g. 5.

Wenn ein Landstreicher ergriffen wird, welcher in dem einen Staate geboren ist, in
einem andern aber das Unterthanenrecht ausdrucklich erworben, oder, mit Anlegung einer
Wirthschaft, sich verheirathet, oder, durch zehnjahrigen Aufenthalt sich einheimisch ge—
macht hat, so ist der letztere Staat vorzugsweise verbunden, ihn aufzunehmen.

Trifft das ausdrucklich erworbene Unterthanenrecht in dem einen Staate mit der WVer-
beirathung oder der zehnjahrigen Wohnung in einem andern Staate zusammen, so ist
das erweislich neuere Verhaltniß entscheidend, jedoch dann, wenn hieruber zu einer
ausreichenden Gewißheit nicht zu gelangen seyn sollte, der Staat, in welchem dem
Heimathlosen ein zehnjahriger Aufenthalt gestattet worden, vorzugsweise zu seiner Auf-
nahme verpflichtet.

. 4.
Sind bei einem Vagabunden oder auszuweisenden Verbrecher keine der in den

vorstehenden Paragraphen enthaltenen Bestimmungen anwendbar, so muß derjenige
Seaat, in welchem er sich befindet, ihn vorläufig beibehalten.

. 5.

Verheirathete Personen weiblichen Geschlechts sind demjenigen Seaate zuzuweisen,
welchem ihr Ehemann, vermoge eines der angefuhrten Verhaltnisse, zugehort. Witt—
wen sind nach eben denselben Grundsatzen zu behandeln, es ware denn, daß wahrend
ihres Wittwenstandes eine Veranderung eingetreten sei, durch welche sie, nach den
Grundsatzen der gegenwartigen Uibereinkunft, einem andern Staate zufallen.

Auch soll Wittwen, ingleichen den geschiedenen oder von ihren Ehemännern ver-
lassenen Eheweibern, die Rückkehr in ihren auswärtigen Geburts= oder vorberigen
Aufenehaltsort dann vorbehalten bleiben, wenn die Ehbe innerhalb der ersten fünf Jahre
nach deren Schließung wieder getrenne worden und kinderlos geblieben ist.

. 6.
Befinden sich uncer einer heimachlosen Familie Kinder uncer 14 Jahren, oder

welche sonst wegen des Unterhalts, den sie von den Aelcern genießen, von denselben
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nicht getrenne werden können, so find solche, ohne Rücksiche auf ihren zufälligen Ge-
buresorkt, in denjenigen Seaat zu verweisen, welchem bei ehelichen Kindern der Vater,
oder bei unehelichen die Mutter zugehört. Wenn aber die Mutter unehellcher Kinder
nicht mehr am Leben ist, und letztere bei lbrem Vater befindlich sind, so werden sie
von dem Scaate mie übernommen, welchem der Vater zugehört. Diejenigen Kinder
einer heimarblosen Famllie, welche 13 Jahre, und drüber ale sind und bei ihren Ael-
tern keinen Unkerhale finden, gehören, sofern nicht ein näherer Anspruch auf ihre an-
derweitige Aufnahme begründet ist, in den Ort ihrer Geburt,

6. 7.
Hat ein Staatsangehöriger durch irgend eine Handlung sich seines Bürgerrechtes

verlustig gemache, ohne einem andern Scaate zugehörig geworden zu seyn, so kann
der erstere Staac der Beibehaltung oder Wiederannahme desselben sich nicht enczieben.

G. 8.
Handlungsdiener, Handwerksgesellen und Dienstboken, welche, ohne eine selbstständige

Wirtbschaft zu haben, in Diensten stehen, ingleichen Zöglinge und Seudirende, welche
der Erziehung oder des Unterrichts wegen irgendwo verweilen, erwerben durch diesen Auf-
enthalr, wenn derselbe auch länger als zehn Jahre dauern sollte, kein Wohnsibreche.

Zeitpächter sind den bier oben benannten Individuen nur dann gleich zu achten, wenn
sie nicht für ihre Person, oder mit ihrem Hausstande und Vermögen, sich an den Orc
der Pachtung binbegeben haben.

. .
Denjenigen, welche als kandstreicher oder aus irgend einem andern Grunde ausge-

wiesen werden, hingegen in dem benachbarten Stcaate, nach den in der gegenwäreigen
Uibereinkunft festgestellten Grundsäßen, keln Heimwesen anzusprechen haben, ist leßeerer,
den Eintritt in sein Gebiet zu gestatten, nicht schuldig, es würde denn urkundlich zur
völligen Uiberzeugung dargechan werden können, daß das zu übernehmende Individuum
einem in gerader Richtung rückwärts liegenden Staake zugehöre, welchem dasselbe nicht
wohl anders, als durch das Gebiet des erstern, zugeführt werden kann.

s. 10.
Sammtlichen betreffenden Behörden wird es zur strengsten Pfliche gemacht, die Ab-

sendung der Vagabunden in das Gebiec des andern der hohen contrahirenden Theile, niche
blos auf die eigene unzuverlässige Angabe derselben zu veranlassen, sondern, wenn das
Verhäleniß, wodurch der andere Staat zur Uibernahme eines Vagabunden conventions-
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mäsig verpflichtet wird, nicht aus einem unverdachtigen Passe oder aus andern vollig
glaubhaften Urkunden hervorgeht, oder, wenn die Angabe des Vagabunden nicht durch
besondre Gründe und die Verhaltnisse des vorliegenden Falles unzweifelhaft gemacht wird,
zuvor die Wahrheit sorgfäleig zu ermitteln, und nöchigen Falls bei der vermelndlich zur
Aufnahme des Vagabunden verpflichteten Behörde Erkundigung einzuziehen.

*. 11.

Sollte der Fall eintreten, daß ein von dem einen der hohen rontrahirenden Theile
dem andern Theile, zum weitern Transporte in einen rückwärts liegenden Staar, zufolge
der Bestimmung des K. 0, zugeführter Vagabund von dem letztern nicht angenommen
wurde, so kann derselbe wieder in denjenigen Staat, welcher ihn ausgewiesen Darte, zur
vorläufigen Beibehaltung zurückgebracht werden.

8. 12.
Es bleibt den beiderseitigen Provinzial-Regierungs-Behörden überlassen, unter ein.

ander die nähern Verabredungen wegen der zu bestimmenden Richtung der Transporte,
so wie wegen der Uibernahmsorte, zu ktressen.

. 15.
Die Uiberweisung der Vagabunden geschiebt in der Regel vermircelst Transports und

Abgabe derselben an die Polizeibehörde desjenigen Ortes, wo der Transport, als von Sei-
ten des ausweisenden Staates, für beendigr anzusehen ist. Mit den Vagabunden werden
zugleich die Beweisstücke, worauf der Transporé conventiontmästg gegründet wird, uber-
geben. In solchen Fällen, wo keine Gesahr zu besorgen ist, konnen einzelne Vaga-
bunden auch mittelst eines Laufpasses, in welchem ihnen die zu befolgende Route genau
vorgeschrieben ist, in ihr Vaterland gewiesen werden.

Es sollen auch nie mehr als drei Personen zugleich auf den Transport gegeben wer-
den, es wäre denn, daß sie zu einer und derselben Familie gehören, und in dieser Hin-
sicht nicht wohl getreunt werden können.

Größere sogenannte Vagantenschube sollen künftig nicht Statt finden.

K. 14.
Da die Ausweisung der Vagabunden nicht auf Requisition des zur Annahme verpflich-

keten Staats geschieht, und dadurch zunächst nur der eigene Vortheil des ausweisenden
Staates bezwecke wird, so können für den Transport und die Verpflegung der Vaga-
bunden keine Anforderungen an den übernehmenden Staat gemacht werden.
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Wird ein Auszuweisender, welcher einem rückwärcs liegenden Staate zugeführt werden
soll, von diesem nicht angenommen, und deshalb, nach §. 11, in denjenigen Staat,
welcher ihn ausgewiesen hatte, zurückgebracht, so muß letzterer auch die Kosten des
Transports und der Berpflegung, erstatten, welche bel der Zurückführung aufgelaufen sind.

 15.

Vorstehende Uibereinkunft solb vom Tage der beiderseits zu bewirkenden Publication
an verbindlich seyn und in Kraft treten. ·

Wie nun Se. Königliche Majestär von Sachsen diese Uibereinkunft alkenthalben ge-
nehmige und wegen WVollziehung derselben das Erforderliche anzuordnen geruhet haben:

So ist bierüber diese, zur Publicarion bestimmte Erklärung ausgefertigt und auf
allerhöchsten Befehl uncerzeichne# worden.,

Dresden, am 14ten November 1321.

Konigl. Sächs. Cabinets.-Minister und Staats-Serretair.

Graf von Einsiedel.

Ausgegeben zu Oresdem, am ##sten December 1821.
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